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Mit den Erfahrungen von Entwür-
digung und Entmündigung weiterle-
ben zu müssen, gehört zu jenen Lang-
zeitfolgen, von denen bei Ash die Rede 
ist. Thomas Hoppes Beitrag zur „Not-
wendigkeit und Schwierigkeit authen-
tischen Erinnerns“ nimmt diese The-
matik auf.

Bei der Aufarbeitung der Vergan-
genheit, darauf weist Ingeborg Gabriel 
im einführenden Beitrag hin, können 
auch die Kirchen eine wichtige Rolle 
spielen. Ihr Beitrag, insbesondere der 
von Papst Johannes Paul II., für den 
Ausbruch der Revolutionen von 1989 
wird heute von niemandem ernsthaft 
in Frage gestellt. In seiner detaillier-
ten Analyse des Wandels in der Bedeu-
tung der Kirchen unterscheidet Miklós 
Tomka Länder mit einer christlichen 
Mehrheitskultur und entchristlichte 
Länder. Im ersten Fall hänge die Zu-
kunftsfähigkeit der Kirchen davon ab, 
ob es gelingt eine „Traditionsreligiosi-
tät in eine Entscheidungsreligiosität“, 
eine „kleruszentrierte Kirchenordnung“ 
in eine „partizipatorische Struktur“ zu 
überführen. Im zweiten Fall werde es 
darauf ankommen, „die gegenwärtige 
Bewahrungsstrategie durch Ansprech- 
und Dialogbereitschaft“ zu ersetzen.

Alle Staaten Ostmittel- und Südost-
europas haben sich nach 1989 auf den 
Weg der Annäherung an die Europäi-
sche Union begeben. Fünf Jahre nach 
dem Beitritt der ersten acht Staaten und 
drei Jahre nach dem Beitritt von Rumä-
nien und Bulgarien belegt das Erstarken 
EU-skeptischer Parteien in diesen Län-
dern nach Meinung von Stefan Kube 
„unerfüllte Hoffnungen des Transfor-
mationsprozesses“. Daran anschließend 
beleuchtet János  Mátyás Kovács in sei-

nem Beitrag die unterschiedlichen So-
lidaritätsdiskurse in den östlichen und 
den westlichen Ländern Europas.

T. G. Ash spekuliert am Ende seines 
Rückblicks, dass 1989 womöglich die 
letzte Gelegenheit war, bei der „in Eu-
ropa Weltgeschichte gemacht“ wurde. 
Gegen eine solche pessimistische Sicht 
verwahrt sich allerdings Václav Havel 
einer der großen Helden von 1989.

In seiner Rede vor dem Europäi-
schen Parlament2 am 11. November 
2009 argumentierte er gegen den „Kult 
des quantitativen Wachstums“. Statt-
dessen sollten Europäer „ihre Bezie-
hung zur Ewigkeit und Unendlichkeit“ 
erneuern: „Europas reiches geistliches 
und kulturelles Erbe – in der Verbin-
dung von Elementen der Antike, des 
Judentums, des Christentums, des Is-
lam, der Renaissance und der Aufklä-
rung – hat ein Bündel von nicht hin-
terfragbaren Werten geschaffen, denen 
die Europäische Union ein Lippenbe-
kenntnis spendet, aber die ihr oft nur 
als schöne Verpackung für die wirklich 
wichtigen Dinge gelten. Aber sind es 
nicht diese Werte, auf die es wirklich 
ankommt, und sind sie es nicht, die – 
im Gegenteil – alles orientieren?“

Das kritisch fordernde Engagement 
Havels für ein Europa, dessen Werte 
zugleich sein Ziel sind, gehört ohne 
Zweifel zu jenen Langzeitwirkungen 
von 1989, denen große Strahlkraft ge-
wünscht werden darf.

Editorial

„Die Langzeitfol-
gen von 1989 

beginnen erst langsam 
sichtbar zu werden,“ – 
schreibt T. G. Ash, der 
wohl beste englischspra-
chige Kenner der Um-
wälzungen von 1989, in 
einem Doppelaufsatz für 
die New York Review of 
Books1. Nach zwei Jahr-
zehnten sei es deshalb an 

der Zeit für einen ambitionierten jungen 
Historiker mit hinreichenden Sprach-
kenntnissen und der nötigen Ausdauer, 
eine Synthese der vielschichtigen Ereig-
nisse und Prozesse zu schreiben, die im 
Jahr 1989 kulminierten und das Experi-
ment des Kommunismus zu einem ab-
rupten Ende brachten. In Ermangelung 
dieser Synthese, mit deren Erscheinen 
vor 2019 nicht zu rechnen sein dürfte, 
werden wir uns weiter mit Einzelbeiträ-
gen, Monographien und Zeitschriften-
artikeln begnügen müssen, die sich not-
gedrungen auf Segmente des Gesche-
henen beschränken werden.

Zu den herausragenden Ereignissen 
des jetzt an sein Ende gekommenen 
Erinnerungsjahres gehört ohne Zwei-
fel die Verleihung des Literaturnobel-
preises an die deutsche Schrifstellerin 
Herta Müller. In ihrem jüngsten Roman 
„Atemschaukel“ beschreibt sie die De-
portation eines jungen Mannes in ein 
sowjetisch-ukrainisches Arbeitslager. 
Sein Schicksal steht exemplarisch für 
das Schicksal der deutschen Bevölke-
rung in Siebenbürgen. Mit eindrucks-
vollen Mitteln sperrt die Autorin ih-
re Leser gleichsam hinter ein Gitter, 
das sie aus kurzen zweiteiligen Sät-
zen und poetisch zusammengesetzten 
Hauptworten knüpft und bringt ihnen 
damit fast körperlich nahe, worum es 
ihr geht: Sie wolle, so bekennt sie in 
der Rede zur Stockholmer Preisverlei-
hung, zeigen, „wie Diktaturen Men-
schen ihrer Würde beraubten“.

1989 – ein Jahr 
mit Langzeitwirkung

Stefan Lunte

1  Die beiden Artikel fi nden sich auch un-
ter www.nybooks.com/authors/92. Überset-
zungen der nachstehenden Zitate von S. L. 

2  Eine englische Fassung der Rede Ha-
vels fi ndet sich unter http://www.vaclav 
havel.cz. Übersetzungen der nachstehen-
den Zitate von S. L. 
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Im einführenden Beitrag schlägt Ingeborg Gabriel einen Bogen von der facettenreichen Vor-
geschichte der 1989er Revolutionen bis zu den auch heute noch nicht bewältigten Folgelasten 
von materieller Armut und kultureller Entfremdung. Trotz Befreiung vom Alptraum der Diktatur 
haben die Transformationen der vergangenen Jahrzehnte für die Mehrzahl der Menschen in Ost- 
und Mitteleuropa kein besseres Leben gebracht. Die Autorin plädiert daher für mehr Engagement 
zum sozialen Ausgleich, aber auch für einen verstärkten kulturellen Brückenbau zur Bewältigung 
der geistigen Folgen des Kommunismus. Dazu gehört die Unterstützung eines differenzierten Er-
innerungsdiskurses in den betroffenen Ländern, der für gute und schlimme Erfahrungen im Ge-
dächtnis Platz hat, und der Prozesse eines versöhnten Umgangs mit der eigenen Vergangenheit 
initiiert. Eine derartige seriöse Aufarbeitung der Vergangenheit fordere vor allem auch die christ-
lichen Kirchen heraus.

Transformationen
Europa zwanzig Jahre nach der Wende

Ingeborg Gabriel

Der Zusammenbruch des Kommu-
nismus in Mittel- und Osteuropa 

im Jahre 1989 ist das zentrale Datum 
der europäischen und wohl auch der 
Weltgeschichte in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts. Mit ihm ging das 
„kurze 20. Jahrhundert“ (1914–1989) 
zu Ende – eine Epoche, in der zwei 
Weltkriege sowie ein historisch ein-
maliger Staatsterror unbeschreibliches 
Leid über Millionen und Abermillionen 

von Menschen gebracht hatten. 1989 
beendete auch den Kalten Krieg, der 
die Nachkriegswelt mehrere Male an 
den Rand eines weiteren, nunmehr ato-
maren, Weltkriegs gebracht hatte so-
wie den ideologischen Konfl ikt zwi-
schen West und Ost, der die Welt über 
Jahrzehnte nicht nur politisch, sondern 
auch intellektuell gespalten hatte. 1989 
wurde daher zu Recht als annus mira-
bilis bezeichnet.

ne sowjetischen Panzer einzusetzen, 
sowie der Zerfall der Sowjetunion im 
Sommer 1991 besiegelten das Schick-
sal des Staatskommunismus. Zivilge-
sellschaftlichen Menschenrechtsbe-
wegungen war es in den friedlichen 
Revolutionen von 1989 gelungen, die 
waffen- und geheimdienstbewehrten 
kommunistischen Regime in die Knie 
zu zwingen. Grenzen, die das Denken 
und die Wahrnehmung von zwei Ge-
nerationen (in Russland waren es vier) 
wesentlich bestimmt hatten, existier-
ten plötzlich nicht mehr. 

Der britische Historiker Timothy G. 
Ash hat die friedlichen Revolutionen 
von 1989 anlässlich einer Matinee im 
Wiener Burgtheater im Frühjahr 2009 
als das zentrale Hoffnungszeichen un-
serer Zeit bezeichnet, als neue Form des 
Politischen, die inzwischen weltweit zu 
Veränderungen geführt habe und Dik-
tatoren erzittern lasse. Die Orange Re-
volution in der Ukraine und die Rosen-
revolution in Georgien im Jahre 2003 
beriefen sich ebenso darauf wie außer-

Ein kurzer Rückblick auf das annus mirabilis 

Obwohl es eine Reihe von Gründen 
für die Implosion der kommunisti-
schen Gewaltherrschaften gibt, politi-
sche, wirtschaftliche, moralische und 
nicht zuletzt geistige, kam die Wen-
de doch für praktisch alle Zeitgenos-
sen völlig überraschend. Mit dem Fall 
der Berliner Mauer – einem Ereignis 
von hoher Symbolkraft – begann die 
Zeit großer Hoffnungen. Der „Eiser-
ne Vorhang“ mit seinen menschen-

verachtenden Grenzkontrollen, sei-
nen Stacheldrahtverhauen, Streumi-
nen, Hunden und Polizisten, die die 
Flucht aus den ost- und mitteleuro-
päischen Staaten verhindern sollten, 
fi el. Politische Regime, die ihre Bürger 
und Bürgerinnen, vor allem Intellek-
tuelle und Christen, über Jahrzehnte 
bespitzelt und in Angst gehalten hat-
ten, lösten sich auf. Die Entscheidung 
Michael Gorbatschows 1989/90, kei-

Schwerpunktthema
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Schwerpunktthema

europäische, menschenrechtliche und 
demokratische Widerstandsbewegun-
gen wie jene in Burma 2008 und im 
Iran 2009. 

Das wunderbare Jahr 1989 hatte 
freilich eine Vorgeschichte: die von 
den Sowjets und internen Kommunis-
tischen Parteien blutig niedergeschla-
genen Revolutionen von 1953 in der 
DDR, von 1956 in Ungarn und von 
1968 in der Tschechoslowakei. Außer-
dem gingen ihm zwei Prozesse vor-
an, ohne die der Umbruch von 1989 
wohl nicht möglich gewesen wäre: die 
Gründung der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
im Jahre 1973 (übrigens auf Initiative 
des Warschauer Pakts), die 1975 die 
Schlussakte von Helsinki verabschie-
dete. Sie enthielt gegen Anerkennung 
der Nachkriegsgrenzen durch den Wes-
ten im Prinzipienkatalog die Forde-
rung nach allgemeiner „Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
einschließlich der Gedanken-, Gewis-
sens-, Religions- oder Überzeugungs-
freiheit“. Im berühmten Korb III ver-
pfl ichteten sich die unterzeichnenden 
Staaten darüber hinaus zu einer ver-
stärkten Zusammenarbeit in humani-
tären und anderen Bereichen, die Er-
leichterung von menschlichen Kon-
takten über die Blockgrenzen hinweg 
und zum Informationsaustausch. In der 
Folge entstanden in fast allen kom-
munistischen Ländern Helsinki- und 
andere Menschenrechtsgruppen wie 
die Charta 77 in der Tschechoslowa-
kei, die unter Berufung auf diese Pak-
te die Anerkennung der bürgerlichen 
Grundrechte einforderten. Eine Ent-
wicklung, die von den kommunisti-
schen Regierungen nicht vorhergese-
hen worden war.

Der zweite Prozess von historischer 
Bedeutung war die kirchliche Wider-
standsbewegung, die sich in Polen nach 
der Wahl und vor allem auch dem ers-
ten Besuch von Papst Johannes Paul II. 
im Juni 1979 bildete. Erstmals nah-
men – durch das Fernsehen für alle 
sichtbar – Millionen Menschen in Frei-
luftmessen in einem kommunistischen 

Land ihr Recht auf Versammlungsfrei-
heit in Anspruch. Die Bilder von den 
Streiks in der Danziger Werft, die zur 
Gründung der Gewerkschaft Solidarnosc 
führten, gingen im Sommer 1980 um 
die Welt. Priestern in vollem Ornat, die 
streikenden Arbeitern die Beichte ab-
nahmen, sowie die der kommunisti-
schen Regierung Polens abgetrotzten 
drei riesigen Kreuze als Gedenken an 
die 1970 erschossenen Werftarbeiter – 

waren Zeichen einer geschichtlichen 
Kehrtwende. Die Enzyklika Laborem 
exercens von 1981 war ihr intellektu-
eller und lehramtlicher Ausdruck: Der 
Marxismus sollte auf seinem eigens-
ten Feld, der Arbeiterfrage, geschlagen 
werden. Das Jahrzehnt der Perestroika 
hatte begonnen.

Das Jahr 1989 markierte so ein En-
de des Kampfes der 80er Jahre, ebenso 
wie einen Neubeginn. Auch hier sind 
es mediale Bilder, die die Erinnerung 
bestimmen, wie jene von der Durch-
schneidung des Stacheldrahts durch 
den österreichischen Außenminister 
Alois Mock und seinen ungarischen 
Amtskollegen Gyula Horn im Juni 1989 
an der niederösterreichischen Grenze. 
Vor allem aber die Aufnahmen von den 
Leipziger Demonstranten, die nach der 
Montagsdemonstration vom 9. Okto-
ber 1989, an deren Organisation die 
evangelische Kirche wesentlich betei-
ligt war, mit dem Ruf „keine Gewalt, 
keine Gewalt“ in Polizeiautos gezerrt 
wurden. Der Fall der Mauer am 9. No-
vember und die Selbstaufgabe des Re-
gimes der DDR und der anderen kom-
munistischen Regierungen (mit Aus-
nahme von Rumänien) waren so die 
direkte Konsequenz eines vereinten ge-
waltfreien Widerstands von Christen 
und Nicht-Christen, die für die Erlan-
gung der Freiheit zusammenarbeiteten. 
Dies macht ihre Faszination bis heute 
aus. Sie blieben ein Signal der Hoff-

 Nach der Wahl Johannes 
Paul II. bildete sich in 
 Polen eine kirchliche 
 Widerstandsbewegung

nung, weil hier neben allen politisch 
und wirtschaftlich wichtigen Rahmen-
bedingungen der Einsatz für die Frei-
heit und menschliche Würde den Sieg 
davongetragen hatte – und zwar ohne 
Blutvergießen. 

Doch was ist aus dem Gefühl der 
Befreiung, ja Erlösung vom Alptraum 
der Diktatur und der Freude über die 
friedlichen Revolutionen in den zwan-
zig Jahren, die seither vergangen sind, 
geworden? Hier gibt es sehr verschie-
dene Wahrnehmungen, Deutungen und 
Diskurse in Ost und West. Während im 
westlichen Teil Europas faktisch Ein-
helligkeit darüber besteht, dass das En-
de der Teilung des Kontinents der Be-
ginn einer Erfolgsgeschichte – wenn 
auch mit einzelnen Rückschlägen – 
war, ist dies in den ehemals kommu-
nistischen Ländern keineswegs der Fall. 
Dies zeigte sich übrigens auch daran, 
dass 2009 vor allem im Westen der Er-
eignisse des Jahres 1989 gedacht wur-
de. Die Feierlichkeiten – wie die große 
Feier an der Berliner Mauer am 9. No-
vember – sparten freilich auch dem 
Anlass entsprechend die negativen Sei-
ten der gegenwärtigen Situation weit-
gehend aus. Im Osten gab es weniger 
Feiern und Erinnerungsveranstaltun-
gen. Darin zeigt sich nicht nur eine 
Spaltung im Diskurs, sondern vor al-
lem auch, dass vielerorts inzwischen 

Desillusionierung und Skepsis vorherr-
schen. Dies zeigen vor allem auch die 
soziologischen Daten. Der Prozentsatz 
jener Menschen, die ihre Situation heu-
te als schlechter als jene in kommu-
nistischen Zeiten einschätzen, liegt in 
den meisten post-kommunistischen 
Ländern über der Hälfte der Bevölke-
rung (Tomka 2008). Dies hat vor allem 
aber nicht nur mit den wirtschaftlichen 
Lage zu tun – und ist aus humanen 
ebenso wie politischen Gründen er-

 Die Deutungen und 
Bewertungen der 
Ent wicklung seit 1989 
gehen in Ost und West 
weit  auseinander
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Wende ohne Ende?

schreckend. Die Transformationen der 
letzten zwei Jahrzehnte haben dem-
nach für die Mehrzahl der Menschen 
in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern kein besseres Leben gebracht. 
Trotz großer Erfolge in der Transfor-

mation befi nden sich die post-kommu-
nistischen Gesellschaften aus ökono-
mischen, vor allem aber aus kulturel-
len Gründen in einer Situation des 
sozialen Schocks (Kornai 2006; Berend 
2007).

ropäischen Staaten. Dies ist ebenso pa-
radox wie beunruhigend, da die friedli-
chen Revolutionen von 1989 ja gerade 
auch die freie politische Partizipation 
zum Ziel hatten. Doch zeigt die Un-
tersuchung von Dieter Segert, dass die 
politischen Probleme sich nach dem 
EU-Beitritt vielfach verschärften (Se-
gert 2008). Trotz aller Kritik am Westen 
gibt es jedoch kaum Menschen, die den 
Kommunismus zurück haben wollen. 
Noch wirkt – könnte man sagen – das 
Gefühl der Alternativelosigkeit zum li-
beralen Rechtsstaat und zur Marktwirt-
schaft. Der „Ostalgie“, von der später 
noch die Rede sein wird, entspricht da-
her in der Regel keine explizit pro-kom-
munistische Haltung oder Orientierung 
an einem anti-kapitalistischen politi-
schen Projekt (Ehrke 2004: 10).

Die eigentliche politische Gefahr 
geht weiterhin – wie auch der Bei-
trag von Stefan Kube in diesem Heft 
zeigt – von einem fremdenfeindlichen 
und chauvinistischen Nationalismus 
aus. Er konnte zwar in den neunzi-
ger Jahren nicht die Bedeutung erlan-
gen, die vielfach befürchtet worden ist. 
Er ist jedoch alles andere als politisch 
überwunden. Nationale Gefühle und 
Einstellungen haben in Ost- und Mit-
teleuropa sowohl wegen ihrer Unter-
drückung durch einen internationa-
listischen Kommunismus als auch aus 
Traditionsgründen generell einen hö-
heren Stellenwert als im Westen. Zu-
dem bietet sich ein (historisierender) 
Nationalismus an, das ideologische Va-
kuum zu füllen, das der Kommunis-
mus hinterlassen hat, weil er wie die-
ser ein einfaches Welterklärungsmo-
dell bereit hält, das höchst konfl iktiv 
auf jener scharfen Trennung zwischen 
„Uns“ und den „Anderen“ basiert, die 
an Reste kommunistischer Erziehung 
anknüpfen kann. Seine Waffe ist vor 
allem ein funktionalisiertes Leidens- 
(und Triumph)gedächtnis der eigenen 
Nation, das er gegen Andere in An-
schlag bringt. Franz Rosenzweig hat 
den Nationalismus einmal als säku-
larisierte Form des biblischen Erwäh-
lungsglaubens bezeichnet. Er gibt Iden-

Lost in Transition? – Schlaglichter auf die Folgen der 
 Transformation in Ostmitteleuropa

In seiner Enzyklika Centesimus annus 
von 1991 schreibt Johannes Paul II., 
dass für die post-kommunistischen 
Länder Europas in gewissem Sinne 
erst jetzt die Nachkriegszeit beginne. 
Er verbindet damit eine zweifache War-
nung: Da sich während des Kommu-
nismus „Hass und Feindschaft aufge-
staut haben“, bestehe die Gefahr, „dass 
sich nach dem Zusammenbruch der 
Diktatur diese Gefühle neu entladen 
und neuerdings Konfl ikte und schwe-
res Leid hervorrufen, wenn der mora-
lische Einsatz und die bewusste Be-
reitschaft, von der Wahrheit Zeugnis 
abzulegen, nachlassen.“ Und weiter: 
„Europa wird nicht in Frieden leben 
können, wenn die vielfältigen Kon-
fl ikte, die als Folge der Vergangenheit 
aufbrechen, sich durch wirtschaftlichen 
Niedergang, geistige Unzufriedenheit 
und Verzweifl ung verschärfen.“ (CA 
27f). Dass die Aufarbeitung der poli-
tischen, wirtschaftlichen und kulturel-
len Beschädigungen, die die kommu-
nistische Zeit hinterlassen hat, nicht 
einfach sein würde, war vorhersehbar. 
Welcher Art diese Schwierigkeiten sein 
würden, war allerdings nicht von vorn-
herein klar. Immerhin handelte es sich 
um einen geschichtlichen Prozess oh-
ne Präzedenz. 

Politisch waren die Ergebnisse bes-
ser als noch Mitte der neunziger Jah-
re erwartet. Zehn post-kommunisti-
sche Länder sind inzwischen Mitglie-
der der EU und haben deren politische 
Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie übernommen. Die gewal-
tigen politischen Transformationen 
sind (dennoch) besser geglückt als ur-
sprünglich angenommen. Der bereits 

erwähnte polnische Intellektuelle und 
Dissident Adam Michnik hat in der 
Wochenzeitung „Die Zeit“ die letzten 
zwanzig Jahre aus diesem Grund als die 
besten in der 300-jährigen Geschichte 
Polens bezeichnet. Es gibt keine autori-
tären oder Militärregime in der Region, 
und die Minoritätenkonfl ikte haben 
sich außer am Balkan nicht gewalttä-
tig entladen. Die politische Transfor-
mation war vor allem auch dank der 
Beitrittsperspektiven zur EU möglich, 
die eine klare politische Richtung und 

ein eindeutiges Programm vorgaben. 
Wie der Beitritt zur NATO war der Bei-
tritt zur EU der politische Ausdruck des 
Systemwechsels, der damit unwiderruf-
lich vollzogen wurde. In diesem Sinne 
war, wie ein rumänischer Kollege sagte, 
das Jahr 2007 für Rumänien historisch 
viel wichtiger als 1989. Doch nach dem 
Beitritt zur EU, der das Ziel der Politik 
aller Länder der Region war respekti-
ve ist, ist die Geschichte nicht zu Ende. 
Zum einen gibt es neue Sachzwänge, 
die – wie auch in den alten EU-Län-
dern – für Unmut sorgen und als neue 
Form des Diktats erlebt werden.

Zudem hat der Staatskommunismus 
hohe Erwartungen als ideologisches Er-
be hinterlassen, die eine demokratische 
Politik kaum erfüllen kann. Die Enttäu-
schungen zeigen sich einstweilen vor 
allem in Wahlbeteiligungen, die noch 
niedriger sind als die bereits geringe 
Zahl der Urnengänger in den westeu-

 Der politische System-
wechsel ist besser 
geglückt als ursprünglich 
 angenommen
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tität und Identifi kationsmöglichkeiten 
auch jenen, die sonst wenige Gründe 
für Selbstachtung haben, weil sie zu 
sozialen Randgruppen gehören oder 
arbeitslos sind. Wesentlich erscheint 
allerdings im Blick auf Ostmitteleu-
ropa dieser konfl iktfördernde Nationa-
lismus, der sich oft mit einem neuen 
Autoritarismus paart, von einem ver-
breiteten Patriotismus zu unterschei-
den, der durch positive Motivation das 
Gemeinwohl fördern kann. 

Wirtschaftlich war der Übergang 
von der kommunistischen Planwirt-
schaft zur freien Marktwirtschaft neo-
liberaler Prägung keineswegs frikti-
onsfrei. Vor allem für diesen Bereich 
gilt der anschauliche Vergleich eines 
Post-Kommunisten: Wie man aus ei-
nem Aquarium eine Fischsuppe macht, 
weiß man, aber wie aus einer Fischsup-
pe ein Aquarium, ist nicht bekannt. 

In den Revolutionen von 1989 hat-
te man sich wenig Gedanken über die 
Wirtschaft gemacht. Es herrschte der 
Glaube vor, dass man neben dem Wohl-
stand auch das sozialstaatliche Sys-
tem des Westens übernehmen werde. 
Diese anfänglichen Erwartungen, die 
einen „Kommunismus ohne Kommu-
nisten“ wollten (Wladislaw Bartosew-
ski), wurden rasch enttäuscht. In allen 
postkommunistischen Ländern kam es 
zu massiven Einbrüchen des Bruttoin-
landsprodukts, einem Anstieg in der In-
fl ation, hoher Arbeitslosigkeit und neu-
en Formen der Armut. Der eine Grund 
dafür war der wirtschaftliche Transfor-
mationsprozess selbst, durch den, wenn 
auch ineffi zient produzierende, wirt-
schaftliche Einheiten zerstört wurden. 
Die Arbeiter waren davon am meisten 
betroffen. Nicht nur stieg die Arbeits-
losigkeit, es kam auch zu einer nega-
tiven Lohnentwicklung in einem für 
westliche Verhältnisse unvorstellba-
ren Ausmaß. So stieg beispielsweise 
die Arbeitslosigkeit in Polen von null 
auf 16, 4 % im Jahre 1994, sank 1998 
auf 10 %, erreichte 2004 wieder 19 % – 
und liegt jetzt bei 13 %. Im Jahre 2003 
war die Arbeitslosigkeit in den neuen 
EU-Ländern fast doppelt so hoch wie 

in den alten, sie verringerte sich dann 
bis 2008 – und ist nun wieder im Stei-
gen begriffen. 

Zugleich fi elen die Reallöhne jener, 
die Arbeit hatten, dramatisch. In Un-
garn gab es zwischen 1989 und 1996 
einen Reallohnverlust von 20 %, und 
die Löhne erreichten erst 2000 wieder 
85 % des Niveaus von 1989. In Bulga-
rien und Litauen waren sie 2004 nur 
noch immer halb so hoch wie 1989, in 
Slowenien, Slowakei, Rumänien und 
Lettland lagen sie bei 70–80 % gegen-
über 1989 (Berend 2007: 272). Leich-
te Steigerungen gab es vor der gegen-
wärtigen Wirtschaftskrise in Estland, 
Tschechien und Ungarn. In den letzten 
Monaten gab es in allen Ländern der 
Region Einbrüche in der Wirtschaft, am 
schlimmsten in Lettland und Litauen, 
wo das BIP innerhalb eines Jahres um 
9–10 % fi el. 

Diese katastrophalen Folgen der 
Wirtschaftstransformation waren zu-
gleich die Folge jener Globalisierung 
der Weltwirtschaft, die in den späten 
achtziger Jahren einsetzte. Auch in den 
westlichen Wirtschaften kam es seither 
zu einer fallenden Lohnquote, zu ei-
nem Anstieg von Arbeitslosigkeit und 
Armut sowie zu größeren Ungleichhei-
ten in der Verteilung. Die neoliberale 
Wirtschaftsdoktrin mit ihrem grund-
sätzlichen Anti-Etatismus (mehr privat, 
weniger Staat) trug dazu bei, dass sich 
in den post-kommunistischen Ländern 
neue oligarchische Eliten bilden konn-
ten, die vielfach identisch waren mit 
der alten kommunistischen Nomenkla-
tura. Sie allein hatten die Beziehungen, 
um die Gunst der Stunde zu nützen, 
und sich in die privatisierten Staatsun-
ternehmen einzukaufen. Zudem wur-
de der Wohlfahrtsstaat nun auch im 
Westen abgebaut – teils aus ideologi-
schen Gründen, teils unter dem Druck 

des globalen wirtschaftlichen Wettbe-
werbs. Wie der amerikanische Nobel-
preisträger für Wirtschaftswissenschaf-
ten Robert Solow einmal sagte: „Glo-
balization, it’s a marvellous excuse for 
many things.“ In diesem Fall kam der 
excuse gerade zum richtigen Zeitpunkt 
für jene, die sich auf diese Weise osten-
tativen Reichtum sichern konnten. Die 
Zahl der wirtschaftlichen Verlierer nach 
der Wende ist daher in allen post-kom-
munistischen Ländern um vieles größer 
als die Zahl der Gewinner. Die Einkom-
mensunterschiede zwischen dem ärms-
ten und dem reichsten Zehntel der Be-
völkerung stiegen von vier- bis fünf-
mal in den 80er Jahren auf acht- bis 
neunmal in den 90er Jahren. 

Eine Folge der Armut ist eine sin-
kende respektive stagnierende Lebens-
erwartung. Dies trifft vor allem schlecht 
ausgebildete Randgruppen, Rentner, al-
leinerziehende Mütter, Behinderte und 
alle, die von irgendeiner Form staatli-
cher Transfers abhängig sind, um vie-
les härter als dies bisher in den westli-
chen Demokratien der Fall war.

Aus diesem Grund wird die westli-
che Sicht, die die Zeit nach 1989 als Er-
folgsgeschichte interpretiert, von gro-
ßen Teilen der Bevölkerung, aber auch 
von Intellektuellen als hegemonialer 
Diskurs gesehen, wie der Artikel von 
János Kovács in diesem Heft zeigt. Die 
Auswirkungen der viele post-kommu-
nistische Länder besonders stark tref-
fenden Wirtschafts- und Finanzkrise 
sind dabei noch nicht abzuschätzen. 

Am tiefgreifendsten und auch am 
schwierigsten zu bewältigen sind nach 
allgemeiner Auffassung der Transfor-
mationsforschung jedoch die kulturel-
len und geistigen Folgen des Kommu-
nismus und der durch seine Implosion 
verursachte generelle soziale Orientie-
rungsverlust (Kornai 2006). An die 
Stelle des Legitimitätsdefi zits der alten 
Regime ist kein Vertrauen in die neu-
en getreten. Dies mag verschiedene Ur-
sachen haben. Zum einen ist da das 
ideologische Erbe. Obwohl es je länger 
desto weniger überzeugte Marxisten in 
den kommunistisch regierten Ländern 

Der Orientier ngs erl st

 Die  wirtschaftliche 
Systemumstellung 
hatte für weite Teile 
der  Bevölkerung 
 katastrophale Folgen
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gab, so waren die Menschen doch von 
der „Kultur des Kommunismus“ ge-
prägt. Diese hinterließ zum einen ein 
Misstrauen aller gegen alle im Sinne 
eines post-kollektivistischen Syndroms 
(Ehrke 2004: 8).

Sie hinterließ aber auch eine rück-
wärtsgewandte Sehnsucht nach ei-
ner Welt ohne größere ökonomi-
sche Schwierigkeiten, Arbeitslosigkeit 
und Armut, also nach einer egalitä-
ren Gesellschaft auf einkommensmä-
ßig zwar niedrigem, aber gesichertem 
Niveau. Die Kollision zwischen den 
vom kommunistischen Staat vermit-
telten und teils auch realisierten Wer-
ten und den neuen Werten des Kapi-
talismus mit seiner Freiheit, aber auch 
Unsicherheit und großen Einkommens-
unterschieden ist der wohl wichtigste 
Grund für die gegenwärtige Unzufrie-
denheit. Ein Wandel im Bewusstsein 
braucht hier mehrere Generationen. 
Und er setzt eine Beantwortung der 

Frage voraus: In welche Richtung soll 
dieser Wandel überhaupt gehen? Ein 
reiner Wirtschaftsliberalismus, wie er 
bis vor kurzem global unangefoch-
ten war, konnte und kann darauf kei-
ne Antwort und daher auch keine Ori-
entierung geben. Dies umso mehr als 
seit der Wirtschaftskrise allgemein klar 
ist, dass er sich, wie auch die traditio-
nellen Wertgrundlagen, die ihn tragen, 
selbst in einer massiven Vertrauenskri-
se befi ndet. 

Die Kommunismus-Nostalgie hat 
aber nicht nur ökonomische Gründe. 
Der verklärende Blick auf die diktato-
rische Vergangenheit ist auch deshalb 
so populär und droht die Freude über 
1989 und die Ablösung der Diktaturen 
zu überschatten, weil der Kommunis-

mus Lebenswelten geschaffen hat, die 
bewusst oder implizit die Werte und 
die persönliche Identitäten der meis-
ten Menschen geprägt haben. Sein Zu-
sammenbruch hat bei vielen zwar zu-
nächst ein Gefühl der Befreiung, dann 
aber auch Leere und der Sinndefi zite 
hinterlassen. 

Ich erinnere mich an einen Spazier-
gang im vergangenen Sommer in Est-
land mit einem bekannten Architekten. 
Er hat die Wende berufl ich gut bewäl-
tigt, sich orthodox taufen lassen und 
hilft Gefängnisinsassen. Dennoch sag-
te er etwas verschämt: Wir alle sehnen 
uns nach der früheren Zeit. Dies mag 
von außen schwer verständlich sein, 
und meine politisch gut informierten 
Bekannten glaubten, ich hätte mich 
verhört. Doch da ich selbst einige Zeit 
in einer kommunistischen Gesellschaft 
lebte, kann ich diese Gefühle aus der 
Distanz durchaus nachvollziehen. Da 
ist natürlich zum einen die Tatsache, 
dass die meisten Menschen die Zeit ih-
rer Jugend verklären. Es gibt auch da-
rüber hinaus Gründe, die die Zeit der 
kommunistischen Herrschaft nach dem 
Tod Stalins 1953, der den willkürli-
chen Systemterror beendete, im Osten 
in einem helleren Licht erscheinen las-
sen als im Westen. Das überrascht zu-
erst, da die politischen Bedingungen 
in kommunistischen Staaten für jene 
aus dem Westen auch in den siebziger 
und achtziger Jahren des 20. Jahrhun-
derts schlechthin schockierend waren. 
Die Situation religiöser Menschen und 
nicht angepasster Intellektueller war 
auch in dieser Zeit immer bedroht. Aber 
diese waren eine Minderheit. Die Mehr-
heit hatte sich schlecht und recht im 
Kommunismus eingerichtet. Mit sei-
nem Fall brachen auch ihre Lebens-
welten ein. Da waren zuerst jene Intel-
lektuellen, die nicht besonders mutig 
und einigermaßen angepasst waren. Sie 
hatten ein sicheres Auskommen, sogar 
einige Privilegien wie Reisen. Sie muss-
ten sich nur an Grenzen der Ideologie 
halten. Wo diese Grenzen lagen, war 
weitgehend, aber nicht ganz sicher, und 
es konnte sogar einen gewissen Reiz 

haben, diese Freiheitsräume auszulo-
ten, zwischen den Zeilen zu schreiben, 
ein etwas moderneres Gemälde zu ma-
len und so das System zu überlisten. 
Zudem kam der Kunst in allen ihren 
Formen ein viel höherer Stellenwert zu 
als im Westen, da sie neben den Kir-
chen die einzige Instanz war, die Frei-
heitsräume bot und ein gewisses Maß 
an Non-Konformität zuließ. 

Für den Großteil der Bevölkerung 
erklärt sich die Nostalgie aber einfach 
aus dem Mehr an Sicherheit und Ega-
lität, das die kommunistische Gesell-
schaft ärmeren Schichten bot. Der äu-

ßerst niedrige, aber doch garantierte 
Lohn, die feste Arbeitsstelle ohne zu 
viel Arbeit ermöglichten ein niedriges, 
aber sicheres Wohlstandsniveau, das 
man kreativ zu heben suchte durch ver-
schiedene Formen der Natural- und 
Tauschwirtschaft. Attraktiv waren die 
Bildungsmöglichkeiten für alle (außer 
die Klassenfeinde oder deren Kinder) 
und ebenso ein basales Gesundheits-
system. Klassische Bücher, Theater, 
Konzerte und Kino waren spottbillig. 
Die verschiedenen Parteiorganisatio-
nen organisierten die Freizeit. Ich er-
innere mich, dass ich mich schon da-
mals fragte: kann ein ideologisches 
System stabil sein, das zwar repressiv 
ist, aber hundertbändige Klassikeraus-
gaben billigst unters Volk bringt? Es 
gab so eine einigermaßen kleinbürger-
liche, aber auch bildungsorientierte 
„Kultur des Sozialismus“, die auch po-
sitive Seiten hatte, was im Diskurs viel-
fach vergessen wird. Sie stand allen 
offen, außer jenen, die aufgrund ihrer 
abweichenden Ideen oder religiösen 
Überzeugungen verfolgt wurden. Ein 
rein negatives Erinnern wird daher der 
effektiven Lebenswirklichkeit großer 
Bevölkerungsschichten unter dem 
Kommunismus nicht gerecht. Ein wirk-

 Die kommunistische 
Gesellschaft bot den 
ärmsten Schichten ein 
Mehr an Sicherheit und 
Egalität

 Der Orientierungsverlust 
nach dem Zusammen-
bruch des Kommunismus 
ist bis heute nicht durch 
Vertrauen in die neuen 
Werte des Kapitalismus 
und der Demokratie 
ausgeglichen
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sames Mittel gegen die Verklärung der 
kommunistischen Vergangenheit wäre 
demnach ihre Thematisierung im öf-
fentlichen Diskurs. Eine derartige Auf-
arbeitung der Geschichte ist bisher nir-
gends wirklich geglückt. Eine Ausnah-
me bildet die ehemaligen DDR, in der 
nach der Wiedervereinigung die Rah-
menbedingungen politisch vorgegeben 
waren, und wo der Gauck-Behörde, seit 
2000 Birthler-Behörde ein Umgang mit 
dem belastenden Material gelungen ist, 
dessen Vorbildwirkung inzwischen an-
erkannt ist. Zu welchem Vertrauens-
verlust in Institutionen diese Amnesie 
übrigens gleichsam über Nacht führen 
kann, zeigte im kirchlichen Bereich der 
Rücktritt des Rektors der Universität 
Lublin Stanislaw Wielgus kurz vor sei-
ner Weihe zum Erzbischof von War-
schau aufgrund ihn belastender Unter-
lagen im Januar 2007.

Ein Problem besteht vor allem da-
rin, dass unter dem Kommunismus die 
früheren Perioden des 20. Jahrhunderts 
mit ihrem Systemunrecht nicht thema-
tisiert werden konnten: die Verbrechen 
des Faschismus, die Judenvernichtung, 
die Vertreibungen u. ä. – all dies sind 
„Leichen im Keller“, die daher leicht 
von Nationalisten instrumentalisiert 
werden können. Um die Explosions-
kraft der (Unrechts)Geschichte, die un-
terirdisch weiterwirkt, zu verringern, 
ist zudem eine Beschäftigung mit dem 
langen Schatten der konfl iktiven und 

vielfach belasteten Geschichte der Be-
ziehungen zwischen den Völkern in 
Ostmitteleuropa unerlässlich.

Die Geschichte hat in der Region 
Ostmitteleuropas – und dies ist zuerst 
einmal zur Kenntnis zu nehmen – ei-
nen um vieles höheren Stellenwert als 
im Westen. Sie ist nicht nur Streitge-
genstand für Historiker, sondern Me-
dium und Mittel der Konstruktion po-
litischer und nationaler Identitäten, 
weshalb eine gemeinsame Zukunft nur 

gelingen kann, wenn über die Vergan-
genheit ausführlich gesprochen wird 
(Brix 2005: 8). Es geht dabei nicht 
nur um einen angemessenen Umgang 
mit den Opfern und Tätern, sondern 
es braucht vor allem auch historische 
Klärungen z. B. durch Historikerkom-
missionen, um nationalistisch ver-
fälschte Geschichtsbilder zu korrigie-
ren, auch als Grundlage gemeinsamer 
Geschichtsbücher; Fernsehprogramme 
u. ä. Die Suche nach der historischen 
Wahrheit muss verbunden sein mit ei-
ner Geschichtsbetrachtung unter dem 
ethischen Vorzeichen des Willens zur 

Versöhnung. Denn die Überzeugung, 
Opfer der Geschichte zu sein, ist schon 
vor den Leiden unter dem Kommunis-
mus und der Existenz als sowjetische 
Satellitenstaaten in allen Ländern Ost- 
und Mitteleuropas auch als Erbe des 
19. Jahrhunderts tief verwurzelt. Um 
nur ein Beispiel zu nennen, das aller-
dings in der jüngsten Geschichte eher 
positive Wirkungen hatte, weil es zur 
Grundlage einer gleichsam messiani-
schen Sendung gegen kommunistische 
Herrschaft wurde – der polnische Nati-
onaldichter, Adam Mickiewicz, schrieb 
über Polen als den Christus der Völ-
ker, der für Europa gekreuzigt wurde. 
Nicht nur das eigenen Leiden soll und 
darf erinnert werden, sondern auch je-
nes der Anderen. Wie schwierig dieser 
Umgang mit den blinden und schwar-
zen Flecken der Geschichte ist, zeigen 
das Werk der Rumäniendeutschen Her-
ta Müller, die den Literaturnobelpreis 
2009 wohl auch erhielt, um derartige 
Prozesse anzustoßen (was nicht gegen 
die hohe literarische Qualität spricht) 
sowie die unterschiedlichen Reaktio-
nen darauf. Gerade hier kommt den 
Kirchen die wesentliche Aufgabe zu, 
Gräben zu überbrücken und zivilgesell-
schaftliche Prozesse eines versöhnten 
Umgangs mit Vergangenheit zu initi-
ieren.1 Dies bedürfte zwar angesichts 
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 Eine gemeinsame Zukunft 
gelingt nur, wenn über die 
Vergangenheit ausführlich 
gesprochen wird

1  Dazu veranstaltete das Institut für Sozialethik in Wien vom 26.–28. November 2009 
ein ökumenisches Symposium unter dem Titel: Kommunismus im Rückblick – 1989–2009. 
Ökumenische Perspektiven aus Ost und West. Der Tagungsband wird 2010 erscheinen. 
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der in einem totalitären Regime fast 
unvermeidlichen Verwicklungen ein-
zelner Amtsträger einigen Mutes, wä-
re aber ein wichtiger Beitrag zu ihrer 
Glaubwürdigkeit. 

Denn – dies sei nur am Rande er-
wähnt – auch die Kirchen ringen mit 
dem kommunistischen Erbe, wenn auch 
in etwas anderer Weise. Die kommu-
nistischen Regime hatten sie verfolgt, 
ihnen damit aber zugleich einen kla-
ren Platz zugewiesen. Unter den plu-
ralistischen Bedingungen der Demo-
kratie müssen sie diese Rolle selbst 
defi nieren, ja im Gewirr der Meinun-
gen und Positionen erkämpfen. Wie-
wohl die Verfolgungen und Repres-
sionen eine verklärte Sicht des Kom-
munismus ausschließen, bedeutet dies 
noch keineswegs, dass die neue libe-
rale Ordnung auf kirchliche Zustim-
mung stößt. Nicht nur fehlen in ihr die 
klaren Trennlinien zwischen gut und 
böse, an die man gewöhnt war, Frei-
heitsgewinne bedingen auch die Mög-
lichkeit des Freiheitsmissbrauchs, und 
die Verantwortung für säkularisieren-
de Tendenzen, die auch in den post-
kommunistischen Ländern zugenom-
men haben, werden nun den Kirchen 
selbst zugemutet. 

Eine kirchliche Mitwirkung an ei-
ner seriösen Aufarbeitung der Vergan-
genheit böte auch die Möglichkeit, auf 
den eigenen Beitrag zur Befreiung auf-
merksam zu machen, der in den säkula-
ren Diskursen vielfach ausgeklammert 
wird. Bei der offi ziellen Feier anläss-
lich des Falls der Mauer am 9. No-
vember erwähnte von allen Politikern 
nur die amerikanische Außenministe-
rin Hillary Clinton den wesentlichen 
zivilgesellschaftlichen Beitrag der Kir-
chen, was zugleich ein Indikator für 
die unterschiedlichen politischen Kul-
turen in Europa und den USA im Um-
gang mit Religion war.  Jedenfalls er-
scheint es sowohl politisch als auch 
kulturell wichtig, die Unterdrückung 
von Freiheit während des Kommunis-
mus zu thematisieren, die sich aus dem 
allgemeinen Bewusstsein vielfach ver-
fl üchtigt hat. In diesem Sinn geht es da-

rum, die friedlichen Revolutionen von 
1989 als historische Zäsur zu würdigen 
und in Verbindung damit ein Unrechts-
bewusstsein für politische Verbrechen 
zu entwickeln. Anderenfalls kann es 
leicht geschehen, dass die Überzeugung 
von der historischen Notwendigkeit der 
Gewalt, wie sie der Marxismus ver-
trat, fortbesteht und sich neue Formen 
sucht. Der „Versuch in der Wahrheit 
zu leben“ (Vaclav Havel) war demnach 
nicht nur eine Grundtugend während 
des Kommunismus, sondern gilt auch 
für nachkommunistische Gesellschaf-
ten. Wichtig ist es hier freilich, die Dif-
ferenzierungen in der Erinnerung, die 
im öffentlichen Bewusstsein präsent 
sind, ernst zu nehmen. Die totalitäre 
Phase der kommunistischen Regime, 
die das Schwarzbuch des Kommunis-
mus von 1997 beschreibt, unterschied 
sich wesentlich von der folgenden Zeit 

politischer Repressionen. Ein derarti-
ger Erinnerungsdiskurs, der sich vor 
allem auch deshalb vom Umgang mit 
dem Nationalsozialismus unterschei-
den wird, muss aber aus den betroffe-
nen Ländern selbst kommen. Hierfür 
gibt es erste Anzeichen, und es soll 
in diesem Zusammenhang auch da-
ran erinnert werden, dass es auch in 
Westeuropa zumindest zwanzig Jah-
re dauerte, bis es in den 60er Jahren 
des zwanzigsten Jahrhunderts zu ei-
ner breitenwirksameren Auseinander-
setzung mit der eigenen Vergangenheit 
kam. Eine derartige Konfrontation mit 
den guten und schlechten Seiten des 
eigenen Erbes zu ermöglichen, ist einer 
der wichtigsten Vorteile einer libera-
len Gesellschaft. Auch wenn es starke 
politische Interessen gibt, die für ei-
ne schleichende Amnesie stehen, da 
in den post-kommunistischen Ländern 
kein Elitenwechsel in nennenswertem 
Ausmaß stattfand, ist daher damit zu 
rechnen, dass die Vergangenheit in den 
nächsten Jahren zum Thema wird. Die 
entscheidende Frage ist, unter welchem 
Vorzeichen das geschehen wird. 

 Ein differenzierter Erinne-
rungsdiskurs kann nur aus 
den betroffenen Ländern 
selbst kommen

Zum Abschluss: Einige sozialethische Überlegungen 

Die sozialethischen und politisch-prak-
tischen Folgerungen aus der überblicks-
artigen Analyse der Transformations-
prozesse der vergangenen zwanzig Jah-
re seit der Wende liegen auf der Hand. 
Es bedürfte einer neuen Prioritätenset-
zung. Wenn tatsächlich die kulturellen 
Gräben am tiefsten sind, so verlangt 
dies verstärkte Anstrengungen, sie zu 
überbrücken. Ein oft zitiertes, wenn 
auch wohl so nie gesprochenes Wort 
eines der Gründerväter der Europäi-
schen Union, Jean Monnet, kommt da 
in den Sinn: „Wenn ich die Einigung 
nochmals planen würde, dann würde 
ich mit der Kultur beginnen.“ Die Wahr-
scheinlichkeit, dass Monnet das so ge-
sagt hat, ist deshalb gering zu veran-
schlagen, weil mit einer derartigen Stra-
tegie die Europäische Union wohl nie 
gegründet worden wäre. Zu langfristig 

wirken kulturelle Änderungen und zu 
wenig sind sie planbar, um die Eini-
gung damit zu beginnen. Doch die heu-
tige Lage ist – gerade auch innerhalb 
dieser Union – eine andere. Die politi-
schen und wirtschaftlichen Rahmen-
strukturen existieren und funktionie-
ren auch weitgehend. Es gilt, sie durch 
eine Tiefenintegration mit Geist und 
Leben zu füllen. Das ist im Übrigen 
nicht nur ein zentrales Problem im Hin-
blick auf die neuen Mitgliedsländer in 
Ostmitteleuropa, sondern auch für die 
früheren EU-Länder. Eine derartige Tie-
fenintegration kann und sollte auf ver-
schiedenste Weise erfolgen: durch aka-
demischen Austausch, wie durch Kul-
turveranstaltungen im engeren Sinn, 
durch Austausch von Lehrlingen und 
durch einen bewussten kulturellen Brü-
ckenbau zu den vielen MigrantInnen, 
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der ja sowohl für die Integration wich-
tig wäre als auch Rückwirkungen auf 
ihre Heimatländer hätte.2 All dies er-
fordert freilich ein echtes Interesse an 
dem „neuen Europa“, die Überwindung 
der gewissen Geringschätzung, die die 
Kontakte manchmal erschwert. Die tie-
fe Skepsis, die der Kommunismus ge-
genüber allem und jedem hinterlassen 
hat, ist zuerst ein menschliches Pro-
blem. Es kann daher auch nur auf 

menschlicher Ebene gelöst werden. Hier 
besteht eine Bringschuld des „alten Eu-
ropas“. Daran, dass die Zahl jener, die 
von Ost nach West kommen, um vieles 
größer als die Mobilität in die andere 
Richtung ist, lässt sich wohl kaum et-
was ändern. Doch es gilt sensibler zu 
werden für das mangelnde Interesse an 
den Anderen, das Reputationsgefälle 
von West nach Ost, das sich teils in 
subtiler Diskriminierung äußert. Das 
gilt im Übrigen auch für den Umgang 
mit den vielen Minderheiten in den ost-
mitteleuropäischen Ländern selbst. Kul-
turelle Brücken sind aber nicht nur im 
Raum, d. h. zwischen den Angehörigen 
verschiedener Nationen, sondern auch 
in der Zeit zu schlagen. Der Kommu-
nismus hat die früher oft dominanten 
nationalistischen Geschichtsideologien 
zerschlagen. Ihr Comeback ist jedoch 
programmiert, wenn nicht andere Ge-
schichtskonstruktionen und Gedächt-
niskulturen an ihre Stelle treten. Die 
verschiedenen historischen Erinnerun-
gen des ostmitteleuropäischen Raums 
miteinander ins Gespräch zu bringen, 
um ihre realhistorische Basis zu klären 
und so neue Konfl ikte zu verhindern, 
ist eine der großen Herausforderungen 
der Gegenwart und wohl auch eine der 
Hoffnungen, die sich auf den EU-Bei-
tritt richten. Hier liegt eine wichtige 
Aufgabe der christlichen Sozialethik: 
Prozesse der Aussöhnung zu fördern. 

 Der Brückenbau über 
Nationen hinweg bedarf 
menschlicher Begegnung 
und neuer Gedächtnis-
kulturen

Dies gilt im Übrigen zuerst für das Ver-
hältnis der Kirchen untereinander. Sie 
sind gerade in dieser Region oft eng 
mit dem nationalen Selbstverständnis 
verbunden (vgl. dazu die Beiträge in 
Gabriel 2008). Nun da sie politisch un-
ter einem europäischen Dach leben, 
können sie wesentlich zum Frieden bei-
tragen – oder neue Konfl ikte schüren. 
Ein Wort des ehemaligen Koordinators 
für Südosteuropa, Erhard Busek, hat 
sich mir tief eingegraben. Er sagte 
knapp und bündig: „Die Kirchen wer-
den die letzten sein, die sich versöh-
nen.“ Muss und kann das so sein?

Ein derartiger Brückenbau im Hin-
blick auf die unterschiedlichen natio-
nalen Identitäten muss sich jedoch mit 
einer Option für die Armen in der Re-
gion verbinden. Die Größe des Armuts-
problems habe ich anzudeuten ver-
sucht. Es wird uns – auch wenn sich 
die allgemeine Wirtschaftslage stabili-
sieren sollte, was keineswegs sicher ist – 
für Jahrzehnte begleiten. Nach Schät-
zungen von Ökonomen vor der Krise 
werden die Aufholprozesse 50–70 Jah-

re in Anspruch nehmen. Das erfordert 
einen starken politischen Willen zum 
sozialen Ausgleich, zur Senkung der 
Armut und zur Solidarität. Die wirt-
schaftlichen Daten sollten hier aufrüt-
teln. Wenn es nicht gelingt, die soziale 
Frage einigermaßen adäquat zu lösen, 
dann werden auch die politischen Er-
rungenschaften von Demokratie und 
Rechtsstaat längerfristig scheitern. Der 
große, aber zugleich selbstkritische Li-
berale Ralf Dahrendorf hat den Aus-
gleich zwischen politischem und wirt-
schaftlichem Liberalismus einmal als 
„Quadratur des Kreises“ bezeichnet. 
Was bereits unter guten Bedingungen 
gilt, wird in Krisenzeiten zu einer Her-
kulesaufgabe. Die christliche Sozial-
ethik hat daher die Pfl icht Solidarität 

 Die Größe des Armuts-
problems erfordert einen 
starken politischen Willen 
zur Solidarität und zum 
sozialen Ausgleich

opportune vel inopportune, also auch 
in den Zeiten einzumahnen, in denen 
sie aufgrund geringer ökonomischer 
Spielräume schwieriger wird, denn 
„wenn ein Glied leidet, dann leiden al-
le Glieder“. Was das karitativ und so-
zialpolitisch heute für Europa bedeutet, 
wäre im Einzelnen auszubuchstabieren. 
Dass eine effektive Solidarität ohne 
Überwindung der Korruption nicht 
möglich ist, sei nur erwähnt. Die christ-
liche Sozialethik ist demnach in allen 
ihren Kernbereichen gefordert, die wei-
terhin höchst notwendigen Transfor-
mationen hin auf eine kulturelle Tie-
fenintegration, auf Solidarität und auf 
Aussöhnung aktiv, kompetent und in 
ökumenischer Verbundenheit zu beglei-
ten. 

2  Das Ziel, diesen Austausch zu fördern, 
hat die Vereinigung für katholische Sozial-
ethik in Mittel- und Südosteuropa, ebenso 
wie das Zentrum für ökumenische Ethik in 
Wien.

Ingeborg Gabriel, Prof. Dr. theol.; Mag. 
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für Ethik und Sozialwissenschaften der 
katholisch-theologischen Fakultät der 
Universität Wien; ab 1995 auch Assis-
tenzprofessorin und Leiterin der Abtei-
lung für Internationale Ethik; seit 2008 
ehrenamtliche Direktorin der österrei-
chischen Kommission Justitia et pax.
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Notwendigkeit und Schwierig-
keit authentischen Erinnerns 
Zum Umgang mit der Last jüngster Vergangenheit 

Zwanzig Jahre nach dem Mauerfall, siebzig Jahre nach dem Beginn des Zweiten Weltkriegs ist die 
Frage, wie man diesen Ereignissen und ihren Folgen im individuellen wie kollektiven Gedächtnis ge-
recht werden kann, erneut Gegenstand politischer Auseinandersetzungen. Insbesondere besteht die 
Gefahr, dass unterschiedliche, sich tendenziell ausschließende Narrative zur Relativierung wesentli-
cher politischer und moralischer Gehalte beitragen. Es gilt aber, diese in Formen angemessenen kol-
lektiven Erinnerns festzuhalten. Der Erinnerungsdiskurs verweist darüber hinaus auf die Aufgabe, die 
Situation derjenigen, die unter den Folgen von Systemunrecht bis heute zu leiden haben, zu lindern, 
vor allem, sie in die Suche nach gemeinsamem, authentischen Erinnern aktiv einzubeziehen. Schließ-
lich stellt sich die Frage, wie und in welchen Grenzen angesichts von massenhaften Verbrechen und 
ihren Auswirkungen die Rede von Versöhnung möglich und sinnvoll wird.

Thomas Hoppe

Zeitenwende in Europa

Vor zwanzig Jahren ereigneten sich in 
Europa dramatische politische Entwick-
lungen, die in einen weltpolitischen 
Umbruch unerwarteten Ausmaßes hi-
neinführten. Mit der Übernahme des 
Amtes des Generalsekretärs der Kom-
munistischen Partei in der Sowjetunion 
(KPdSU) durch Michail Gorbatschow 
wurde ab dem Jahr 1985 zunehmend 
öffentlich sichtbar, dass politische wie 
ökonomische Krisensymptome in Mit-
tel- und Osteuropa eine andere Reak-
tion verlangten als die bislang prakti-
zierte. Gorbatschow war nicht bereit, 
sich auf die Verwaltung vielfach kri-
tisierter Missstände zu beschränken; 
er forderte vielmehr in Politik, Wirt-
schaft und Verwaltung die Bereitschaft 
ein, sich auf einen grundlegenden Pro-
zess des Umbaus (perestroika) des so-
wjetischen Staats- und Gesellschafts-
systems einzulassen. Unter diesen ver-
änderten Umständen, die bisher kaum 
für möglich gehaltene Spielräume er-
öffneten, erhielten auch Reformkräf-
te und -bewegungen in anderen Län-
dern des damaligen östlichen Lagers 
neue Chancen.

Im August 1989 wurde in Polen mit 
Tadeusz Mazowiecki der erste nicht-
kommunistische Ministerpräsident 
seit dem Zweiten Weltkrieg gewählt. 
Im September öffnete die ungarische 
Regierung allen ausreisewilligen Bür-
gern der DDR, die sich im Land auf-
hielten, die Grenze nach Österreich, so 
dass sie in den Westen gelangen konn-
ten. Der politische Druck auf die DDR-
Regierung, ihre Politik der Verweige-
rung von Reisefreiheit, aber auch an-
derer politischer Freiheiten – vor allem 
der Meinungs- und Versammlungsfrei-
heit sowie des Rechts zur tatsächlichen 
Teilhabe an politischen Entscheidungs-
prozessen – substanziell zu korrigie-
ren, wuchs innerhalb der DDR eben-
so, wie er im Kontext der auswärtigen 
Beziehungen an Wirksamkeit zunahm. 
Obwohl es intern an Warnungen von 
ökonomischen Fachleuten wie an alar-
mierenden Berichten etwa der Staats-
sicherheit vor den politischen Folgen 
einer Beibehaltung der bisherigen Li-
nie nicht gefehlt hatte, war die DDR-
Führung zu spät und in viel zu ge-
ringem Maße zu Veränderungen be-
reit. Wie wenig sie noch über Rückhalt 
auch in breiten Schichten der Bevöl-

kerung verfügte, ließ sich am Verlauf 
der Großdemonstration auf dem Ber-
liner Alexanderplatz am 4. November 
1989 deutlich ablesen.

Der Öffnung der Mauer fünf Ta-
ge später war somit ein mehrjähriger 
Prozess vorangegangen, der im Herbst 
1989 zu einer sich intensivierenden 
Systemkrise wurde, die sich mit den 
üblichen Mitteln staatlicher Repressi-
on nicht mehr beherrschen ließ. Diese 
Entwicklung erfasste in der Folgezeit 
auch die übrigen Länder Mittel- und 
Osteuropas und führte zur Überwin-
dung der bis dahin herrschenden kom-
munistischen Einparteiensysteme. In 
der Sowjetunion haderten viele po-
litisch maßgebliche Akteure mit dem 
innen-, vor allem jedoch außenpoliti-
schen Machtverlust, der immer spürba-

Es ist geschehen
und folglich kann es wieder geschehen:
Darin liegt der Kern dessen,
was wir zu sagen haben.

Primo Levi
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rer wurde; im August 1991 versuchten 
sie – letztlich erfolglos –, durch einen 
Putsch die von Gorbatschow angesto-
ßene Demokratisierung und Liberali-
sierung des politischen Systems rück-
gängig zu machen. Im darauffolgenden 
Jahr löste sich die Sowjetunion auf; die 
meisten ehemaligen Sowjetrepubliken, 
die nun unabhängig wurden, blieben 
jedoch im Rahmen der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (GUS) mit der 
neu konstituierten Russischen Födera-
tion verbunden.

Die Folgen des Ost-West-Konfl ikts, 
der nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
über mehr als vierzig Jahre eine der 
weltpolitischen Hauptkoordinaten 
ausgemacht hatte, ließen sich in den 
neunziger Jahren zu einem erhebli-
chen Teil mildern, wo nicht revidie-
ren. Viele Länder fanden Aufnahme 
in westlich geprägte Strukturen poli-
tischer Kooperation, vor allem in das 
transatlantische Bündnis NATO und in 
die Europäische Union; mit anderen 
wurden zumindest Formen intensiver 
Zusammenarbeit in unterschiedlichen 
Modellen der Assoziation gefunden. 
Mit den Jahren wurde freilich erkenn-
bar, wie stark gerade die friedenspoli-

tischen Chancen solcher Strukturbil-
dungsprozesse davon abhängen, dass 
sie von denjenigen, die diesen Struk-
turen bis auf weiteres nicht angehö-
ren, nicht als Quelle potenzieller neu-
er Bedrohungen wahrgenommen wer-
den. Das Gewicht solcher Perzeptionen 
wird allerdings bei einer herkömmli-
chen, allein auf Kräfteverhältnisse und 
Einfl usszonen gerichteten außenpoliti-
schen Analyse nicht spürbar. Will man 
ihre Herkunft verstehen, so muss man 
weiter zurückgehen als auf die poli-
tische Ereignisgeschichte der Jahre 
nach 1945. Erst dann zeigt sich die 
Vielschichtigkeit der Erfahrungen von 
Menschen in Mittel- und Osteuropa 
mit unterschiedlichen Formen politi-
scher Gewalt in ihrem vollen Licht. In 
ihm erweisen sich die Erinnerungen 
an solche Gewalterfahrungen als weit 
mehr denn als Reminiszenzen an ver-
gangene Zeiten – sie prägen die Inter-
pretationen von Ereignissen und die 
Wahrnehmung von Akteuren in der 
Gegenwart in einer Tiefenschicht, die 
oft nur für denjenigen wirklich erfass-
bar wird, der sich mit großer Intensi-
tät auf Zeugnisse solcher Erfahrungen 
einzulassen vermag.

gesetzte Symbole und Dokumente der 
Erinnerung – an die Jahre des Krieges 
und der Okkupation und an die Gräu-
eltaten, die während dieser Zeit mas-
senhaft verübt wurden.

Erst durch die vorrückenden Trup-
pen der Roten Armee und der west-
lichen Alliierten wurde das Morden 
in den Konzentrations- und Vernich-
tungslagern beendet, die Häftlinge in 
den Lagern befreit. Doch das Sterben 
endete noch lange nicht; viele vormals 
Inhaftierte gingen in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit, und auch später noch, 
an den physischen wie seelischen Fol-
gen der Lagerhaft, der über Jahre er-
littenen Demütigungen, des Verlustes 
der ermordeten Familienmitglieder und 
Verwandten zugrunde. Etliche fanden 
sich auf der Suche danach, wie man 
weiterexistieren konnte angesichts 
des grundlegend erschütterten, zu-
mal durch die Erfahrung der Shoah 
schlechthin dementierten Weltvertrau-
ens. Wenn überhaupt, so schien zumin-
dest auf absehbare Zeit allenfalls ein 
vorläufi ges Wiederanknüpfen an das 
Leben vor der Zeit des Lagers möglich, 
das dort ein wenig erleichtert wurde, 
wo das eigene Leid mit Menschen ge-
teilt werden konnte, die Ähnliches zu 
erdulden hatten. Mancher und man-
chem half zudem die Konzentration 
auf die vielfältigen nun anstehenden 
Aufgaben, nicht nur eines materiellen 
Wiederaufbaus aus Ruinen, sondern 
auch der Neuerrichtung gesellschaft-
licher, politischer und wirtschaftlicher 
Strukturen.

Vor die Frage, ob, wann und wie 
es möglich werden würde, die trauma-
tischen Erfahrungen von Verfolgung 
und Krieg im Laufe des eigenen Lebens 
zu „bewältigen“, sahen sich Millio-
nen von Menschen gestellt, ungeach-
tet ihrer Herkunft und ihrer sozialen 
Situation. Sie blieb unter den obwal-
tenden Umständen der Nachkriegszeit 
und der bald beginnenden Epoche des 
Kalten Krieges zwar überwiegend sus-
pendiert. Doch bedeutet dies nicht, 
dass sie mit den Jahren an Gewicht 
und existenzieller Bedeutung verloren 

Der Vernichtungskrieg und seine Folgen

Am 1. September 1939 überfi el Hitlers 
Wehrmacht das östliche Nachbarland, 
nachdem sich Deutschland mit dem am 
23. August unterzeichneten deutsch-
sowjetischen Nichtangriffspakt der Ge-
fahr eines Zwei-Fronten-Krieges ent-
ledigt hatte. Von Anbeginn ging es in 
diesem Krieg nicht nur um territori-
ale Gewinne auf Kosten Polens, un-
ter eklatantem Bruch des Völkerrechts. 
Nach dem deutschen Einmarsch wur-
de auch die polnische Zivilbevölke-
rung zum Ziel von Repressionsmaß-
nahmen und Vernichtungsaktionen; 
sie richteten sich insbesondere gegen 
den jüdischen Bevölkerungsteil, aber 
auch gegen die polnische Intelligenz, 
die Geistlichkeit, den Adel. Auf polni-
schem Boden errichtete die deutsche 

Besatzungsmacht Ghettos, Konzentra-
tions- und Vernichtungslager, die vor 
allem der systematischen Ermordung 
der europäischen Juden dienten, die 
aus allen besetzten Ländern hierher de-
portiert wurden. Nach dem Angriff auf 
die Sowjetunion am 22. Juni 1941 ver-
loren nicht nur Abermillionen der dort 
lebenden Menschen in einem mit be-
sonderer Grausamkeit geführten Krieg 
ihr Leben. Unzählige von ihnen fi e-
len zudem der durch diesen Krieg erst 
ermöglichten, rassenideologisch mo-
tivierten Ausrottungspolitik zum Op-
fer. In Weißrussland, der Ukraine, dem 
Baltikum, aber auch vielfach in ande-
ren mittel-, ost- und südosteuropäi-
schen Staaten fi nden sich heute Spuren 
und an ausgewählten Orten bewusst 
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hätte, im Gegenteil. Auch dies wurde 
spürbar in den Monaten der europä-
ischen Wendezeit, in den Reaktionen 

in Ost und West auf die Ereignisse 
am Ende der achtziger Jahre des 20. 
Jahrhunderts. 

waltherrschaft. Das Streben nach 
Hegemonie über diese Länder diente 
vor diesem Hintergrund vor allem der 
Schaffung eines Vorfeldes, eines Gla-
cis, das die Gefahr großangelegter 
Überraschungsangriffe mit konventio-
nellen Streitkräften, wie im Juni 1941, 
für die vorhersehbare Zukunft aus-
schließen sollte.

Freilich forderte diese Hegemonie 
einen hohen Preis, insbesondere von 
den Menschen in den Staaten, über 
die sie sich erstreckte. Mit ihr verbun-
den war die Errichtung von Regie-
rungssystemen sowjetischen Vorbil-
des, mithin die Unterdrückung viel-
fältiger Ausdrucksformen des Rufs 
nach einer Garantie von Grundrech-
ten und nach demokratischer Selbst-
bestimmung. Maßgeblich wurde allein 
der Führungs-, ja Ausschließlichkeits-
anspruchs der jeweiligen kommunisti-
schen Partei, unterstützt durch die ihr 
zuarbeitenden Apparate der Staats-
sicherheitsdienste. Eine eng an poli-
tische Weisungen gebundene Justiz 
machte bis in die Endphase dieser Pe-
riode hinein den Rückgriff des einzel-
nen Bürgers auf den Rechtsweg zu ei-
nem unsicheren, oftmals erfolglosen 
Unterfangen. Doch offenbarten sich die 
Konsequenzen der fehlenden justiziel-
len Unabhängigkeit vor allem in poli-
tischen Strafsachen, in denen nur all-
zu oft das Urteil längst vor der zu füh-
renden Verhandlung feststand.

Notwendige Differenzierungen der Nachkriegsgeschichte

„Kalter Krieg“ – mit dieser Chiffre wird 
gegenwärtig vielerorts die gesamte 
Phase des gut vierzig Jahre währen-
den Ost-West-Konfl ikts bezeichnet. Zu-
mindest für jemanden, der sich an diese 
Zeit aktiv erinnert, löst eine solche No-
menklatur erhebliches Befremden aus. 
Galt doch noch während der achtzi-
ger Jahre, einer Zeit großer außenpo-
litischer Spannungen vor allem zwi-
schen den USA und der Sowjetunion, 
dass die Zeit des Kalten Krieges mit 
dem Beginn der Entspannungspolitik 
(Detente) zu Ende der sechziger Jahre 
überwunden sei und die aktuelle po-
litische Herausforderung gerade darin 
bestehe, ihn nicht erneut ausbrechen 
zu lassen. Langjährige Konferenzseri-
en zu den Themen Rüstungskontrolle 
und Abrüstung, die letztlich das Ihre 
dazu beigetragen haben dürften, einen 
neuen verheerenden „heißen“ Krieg in 
und um Europa zu verhindern, standen 
im Zeichen dieser friedenspolitischen 
Agenda. Solche Differenzierungen der 
politischen Ereignisgeschichte, mit ih-
ren folgenreichen Implikationen, wer-
den verwischt, wo die Rede vom „Kal-
ten Krieg“ zu einem schlichten Syno-
nym des Begriffs „Ost-West-Konfl ikt“ 
mutiert. Ähnliche Beispiele mangeln-
der Differenzierung begegnen in man-
chen Beschreibungen der Nachkriegs-
epoche Mittel- und Osteuropas, und 
auch dies bleibt nicht ohne problema-
tische Konsequenzen.

Am deutlichsten sichtbar wird dies 
dort, wo die Realität jahrzehntelanger 
sowjetischer Vorherrschaft und der mit 
ihr einhergehenden neuen Formen 
politischer Repression allein auf 
Macht- und Expansionsbestrebungen 
der Sowjetunion zurückgeführt, also 
als Ausprägung konventioneller Groß-
machtpolitik gedeutet wird. Aus dem 
Blick gerät hierbei, dass es neben 

derartigen strategischen Kalkülen eine 
zweite, tiefer reichende Motivlage zu 
berücksichtigen gilt: Unstrittig ist, dass 
die sowjetische Nachkriegspolitik in 
erster Linie auf Sicherheit vor Deutsch-
land, vor der Gefahr eines von hier 
ausgehenden neuen Krieges gerichtet 
war, und dass sich insbesondere die 
Politik in der eigenen Besatzungszone, 
der späteren DDR, aber auch ihre 
Deutschlandpolitik insgesamt sowie 

diejenige gegenüber den osteuropäi-
schen Staaten westlich der sowjeti-
schen Grenzen zentral aus diesem 
Motiv speiste. Die Sowjetunion hatte 
die mit Abstand größte Zahl an Kriegs-
toten zu beklagen; die angerichteten 
Zerstörungen überwogen bei weitem 
diejenigen in den übrigen am Krieg 
beteiligten Ländern. Viele Millionen 
Opfer kostete zumal die Befreiung der 
mittel- und osteuropäischen Staaten 
von der nationalsozialistischen Ge-

 Sowjetischer Nachkriegs-
politik ging es vor allem 
um die Sicherheit vor 
Deutschland

Erinnerungsdiskurse und der Kampf um Deutungshoheit

Angesichts dieser historischen Entwick-
lungen, die gerade für viele Menschen 
in Mittel- und Osteuropa mit inten-
siven persönlichen Leid-Erfahrungen 
verbunden waren, wird das Gewinnen 
einer authentischen Erinnerung an die 
jüngste Geschichte zu einer Aufgabe 
nicht nur von hoher politischer Be-
deutung, sondern ebenso von großem 
moralischen Gewicht. Es gilt zu verhin-
dern, dass das Geschehene einer Um-
deutung anheim fällt, in der wesentli-
che Ereigniszusammenhänge entweder 

übergangen oder in verzerrter Perspek-
tive gespiegelt werden. Solchermaßen 
zugearbeitete Erinnerungskonstruk-
te liegen stets bereit, von interessier-
ter Seite zu Zwecken politischen Ter-
raingewinns in der Gegenwart ins-
trumentalisiert zu werden – zuweilen 
lässt sich der Eindruck nicht vermeiden, 
sie würden überhaupt erst zu diesem 
Zweck geschaffen. Hellsichtig sprach 
der erste Leiter der Bundesbehörde für 
die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen DDR, Joachim 
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Gauck, schon vor etlichen Jahren von 
der fatalen Neigung der Menschen, aus 
schlechten Zeiten Gutes zu erinnern, ei-
nen freundlichen Blick zurück zu pfl e-
gen, der nostalgisch manche Kommo-
ditäten des Alltagslebens thematisiert, 
ohne doch hinreichend auf den Zusam-
menhang von systemischem Unrecht 
zu schauen, innerhalb dessen dies al-
les stattfand.

Ein Beispiel hierfür bieten aktuel-
le Entwicklungen in Russland, wie sie 
im Kontext der Suche nach einem an-
gemessenen Umgang mit der Zeit des 
Stalinismus und der in dieser Epoche 
verübten Verbrechen begegnen. Selek-
tives Erinnern fi ndet, mit umgekehrtem 
Vorzeichen, dort statt, wo in mittelost-
europäischen Ländern – zu Recht – et-
wa die Leid-Erfahrungen unter sowje-
tischer Besetzung, zumal zur Zeit des 

Stalinismus, thematisiert werden, vor 
diesem Hintergrund aber unerwähnt 
bleibt, dass es zugleich Abschnitte der 
eigenen Geschichte kritisch aufzuar-
beiten gilt. Unter deutscher Besatzung 
während des Zweiten Weltkrieges wa-
ren in vielen dieser Staaten nicht nur 
einige wenige Bürger in NS-Gewalt-
verbrechen verstrickt, ja direkt an ih-
nen beteiligt. Vergleichbares gilt noch 
verstärkt in Südosteuropa, wo mehrere 
später kommunistisch regierte Staaten 
einige Jahre hindurch Verbündete Hit-
lerdeutschlands waren und nicht nur an 
einem Vernichtungskrieg teilnahmen, 
der sich vor allem gegen die Zivilbe-
völkerung in der Sowjetunion richte-
te, sondern auch an der Verfolgung 
und Ermordung der in diesen Län-
dern selbst lebenden Juden wesentli-
chen Anteil hatten. Dass sich die Län-
der des ehemaligen Ostblocks, insbe-
sondere die DDR, nach 1945 bewusst 

auf eine antifaschistische Grundposi-
tion als Legitimationsbasis ihrer poli-
tischen Ordnung beriefen, hat, rück-
blickend betrachtet, die kritische Auf-
arbeitung dieser Teile der Geschichte 
womöglich stärker behindert als erwar-
tet – wo der Nazismus als endgültig 
niedergerungen galt, ließen sich durch-
aus vorhandene Anzeichen dafür, dass 
diese Sicht auf die Dinge zu freundlich 
sein könnte, leicht übersehen.

Im heutigen Erinnerungsdiskurs 
sind die Folgen einer solchen Aus-
bildung selektiver Gedächtnisse mit 
Händen zu greifen. In Ungarn etwa 
knüpfen starke rechtsextremistische 
Kräfte immer unverhohlener an Po-
sitionen an, die während des Horthy-
Regimes, aber in nicht geringem Ma-
ße auch schon wesentlich früher, in 
Gesellschaft und Politik zur Wirkung 
gelangt waren. Die in diesem Kontext 
vorgetragene Anklage von erlittenem 
Unrecht aus der Zeit der sowjetischen 
Hegemonialherrschaft vor 1989 ten-
diert nicht nur zu einer Rehabilitierung 
von Personen, die als Kollaborateure 
des NS-Regimes zu betrachten sind. Sie 
geht auch mit einem kaum mehr ka-
schierten Antisemitismus einher, wobei 
als besonders bizarr zu vermerken ist, 

dass gerade in ihren Hochzeiten stali-
nistische und poststalinistische Repres-
sion ihrerseits deutliche antisemitische 
Motive zu erkennen gegeben hatte. In 
subtilerer Form, aber nicht weniger ge-
fährlich, begegnet der politische Kampf 
um die Deutungshoheit über jüngste 
Geschichte dort, wo aus dem Bemü-
hen um sachgemäßes Vergleichen von 
Erfahrungen mit Diktatur und Gewalt-
herrschaft unversehens deren Gleich-
setzung wird, ungeachtet etlicher his-
torisch wie moralisch notwendiger 
Differenzierungen. Authentisches Er-
innern ist unter solchen Rahmenbedin-
gungen nicht nur durch die Gefahren 
des Vergessens bedroht, sondern min-
destens ebenso stark durch die unge-
hinderte Koexistenz gegenläufi ger, ja 
einander ausschließender Narrative, 
durch folgenreiche Indifferenzen des 
Eingedenkens, die nur zu oft auf eine 
Relativierung der Last dessen gerich-
tet erscheinen, was es zur Kenntnis zu 
nehmen und im kollektiven Bewusst-
sein wach zu halten gilt. Eindringlich 
hatte solche Prozesse bereits Hannah 
Arendt anlässlich ihres ersten Besuchs 
in Nachkriegsdeutschland am Ende der 
vierziger Jahre des vergangenen Jahr-
hunderts beschrieben.

Die Frage nach Schuld und Verantwortung

Das Phänomen des Anwachsens na-
tionalistischer, rechtsextremer politi-
scher Parteien und Bewegungen be-
schränkt sich nicht auf die Transforma-
tionsländer in Mittel- und Osteuropa, 
sondern ist seit längerem auch in west-
europäischen Staaten zu beobachten. 
Die Strategien, mit denen diese Grup-
pierungen ihre Anhängerschaft zu ver-
größern suchen, weisen länderüber-
greifend charakteristische Merkma-
le auf, unter denen das Streben nach 
einer substanziellen Veränderung des 
Erinnerungsdiskurses, nach“kultureller 
Hegemonie” der von ihnen selbst pro-
pagierten Deutungsmuster eine ent-
scheidende Rolle spielt. Vor allem des-
wegen wäre es, zumal in Deutschland, 

eine Fiktion zu meinen, der Umgang 
mit den dunklen Phasen des 20. Jahr-
hunderts könne sich mittlerweile in ei-
nem quasi neutralen geistigen Umfeld 
vollziehen, fernab jener Brisanz, die er 
in den ersten Jahrzehnten der Nach-
kriegszeit aufwies. Die Art und Wei-
se, wie diese Thematik behandelt wird, 
hat vielmehr direkte Auswirkungen da-
rauf, welche Narrative eine politische 
Chance auf Rehabilitierung bzw. Rele-
gitimierung erhalten. Dies wurde nicht 
zuletzt deutlich in manchen Texten, die 
im Kontext des öffentlichen Erinnerns 
an jene Folgen des Zweiten Weltkriegs 
für Deutschland und die Deutschen ent-
standen, die sich über ihre politischen 
Wirkungen hinaus in schwer wiegen-

 Die antifaschistische 
Grundposition in den 
ehemaligen Ländern 
des Ostblocks hat die 
Aufarbeitung eigener 
NS-Verstrickung vielfach 
behindert
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den individuellen Leid-Erfahrungen 
von Millionen von Menschen – Ver-
lust naher Angehöriger, Flucht, Ver-
treibung, vielfältige existenzielle Not-
lagen – manifestierten.

Die moralische Dimension des Rin-
gens um authentisches Erinnern be-
steht freilich nicht nur darin, in der 
Rückschau den vielfach vorliegenden 
Teilwahrheiten individuell unterschied-
licher Erinnerungsbestände so weit wie 
möglich gerecht zu werden, ohne der 
Gefahr verzerrender Gesamtdeutungen 
zu erliegen, die oft mit ihnen einher-
geht. Moralisch von Belang ist auch, ob 
und wie es dem Versuch einer konkre-
tisierenden und präzisierenden Rück-
schau auf die Faktizität einer komple-
xen Ereignisgeschichte gelingt, Fragen 
nach individueller wie kollektiver Ver-

antwortung und Schuld weder auszu-
weichen noch sie in pauschalisieren-
der Weise zu beantworten. Nach wie 
vor ist hier auf Karl Jaspers’ unmittel-
bar nach Kriegsende verfassten Traktat 
zur Schuldproblematik zu verweisen, 
dem es darum ging, die in diesem Zu-
sammenhang notwendigen Unterschei-
dungen in der Zuweisung von Verant-
wortlichkeit zu gewinnen. Von ihnen 
her, unter einem prononciert moral-
psychologischen Erkenntnisinteresse, 
gelang es ihm zu entschlüsseln, auf 
welchen individuell wirksamen Me-
chanismen die Etablierung und Kon-
solidierung von Systemstrukturen be-
ruht, wie sie Hannah Arendt in ihren 
umfangreichen Studien zu „Elemen-
ten und Ursprüngen totaler Herrschaft“ 
analysiert hatte.

len Strafen verhängt werden können, 
die zugleich oftmals im krassen Miss-
verhältnis zur Dimension des Unrechts 
stehen, für das es Verantwortung zu 
übernehmen gilt.

Unabhängig von dieser Frage 
nach den Aussichten dafür, dass ein 
Strafverfahren mit einem halbwegs 
angemessen erscheinenden Urteil 
endet, hat jedoch Aufarbeitung von 
Systemunrecht mit den Mitteln des 
Strafrechts einen großen Anteil am 
Bemühen, zu einem authentischen 
Erinnern an die jeweils in Rede 
stehenden Ereignisse vorzudringen. 
Durch die großen bundesdeutschen 
Verfahren zu den NS-Verbrechen in 
Konzentrations- und Vernichtungs-
lagern wurden nicht nur breite Teile 
der Öffentlichkeit erstmals in nennens-
wertem Umfang mit dieser Thematik 

konfrontiert – auch die Untersuchung 
dieser Ereignisse mit den Mitteln der 
Geschichtswissenschaft wurde durch 
die auf Tatsachenfeststellung gerichtete 
Ermittlungstätigkeit der Justizbehörden 
wesentlich vorangebracht. Die aufklä-
rerische, einer Legendenbildung oder 
der folgenlosen öffentlichen Leugnung 
bzw. Verharmlosung von massenhaften 
Verbrechen vorbeugende Funktion 
solcher Verfahren ist mithin höher zu 
veranschlagen als die mit ihr verbun-
dene strafende Wirkung. Sie dienen vor 
allem der Schärfung der notwendigen 
Unterscheidung zwischen Recht und 
Unrecht in einem öffentlichen Kon-
text und bedeuten damit zugleich 
ein Stück Gerechtigkeit für die Opfer 
dieses Unrechts, das ausschlaggebend 
dafür werden kann, ob und wie ein Zu-
sammenleben von Opfern und Tätern 
künftig möglich erscheint.

In vielen Staaten Lateinamerikas 
wurde nach dem Ende der Militärdik-
taturen die Aufarbeitung von schweren 

Strafprozesse oder Wahrheitskommissionen? 

Vornehmlich auf Akteure und das Maß 
ihrer Verantwortung blickt auch die 
strafrechtliche Würdigung von Syste-
munrecht, sofern sie überhaupt mög-
lich wird. Scheitern kann sie, ganz oder 
in Teilen, an einer Vielzahl von Fakto-
ren und Umständen, die sich ihr in den 
Weg stellen. Von großer Bedeutung ist 
etwa die Frage, wer mit dieser Aufga-
be betraut wird; sind es im Wesentli-
chen Personengruppen, die sich unter 
den nunmehr strafrechtlich zu sanktio-
nierenden Verhältnissen berufl ich eta-
bliert hatten, so schwindet alsbald die 
Hoffnung, dass sie mit der ihr angemes-
senen Entschlossenheit in Angriff ge-
nommen werden könnte. Die Geschich-
te der strafprozessualen Aufarbeitung 
von NS-Verbrechen in der Bundesre-
publik seit Beginn der fünfziger Jahre 
bietet viele eindrückliche Belege da-
für, dass es sich hier um mehr han-
delt als um bloße Vermutungen oder 
Befürchtungen. Eine strafrechtliche 
Würdigung von schweren Unrechts-
taten kann aber auch dadurch verei-
telt werden, dass es die Justiz mit ei-
ner Gesetzeslage zu tun hat, die solche 
Delikte schwer greifbar werden lässt, 

oder dass politisch verabredete bzw. er-
zwungene Amnestieregelungen einen 
großen Teil dieses Unrechts formell 
bzw. de facto straffrei stellen. Letzte-
res geschieht häufi g dort, wo die Über-
windung von Unrechtsregimen nur auf 
den Weg einer vorherigen Verhandlung 
über die Modalitäten der Machtüber-
gabe an eine neu zu wählende Regie-
rung gelingt, wobei sich die bisherigen 
Machthaber Garantien ihrer strafrecht-
lichen Immunität für die Zukunft aus-
zubedingen suchen. Zudem droht bei 
vielen Straftaten, die nicht zur Kate-
gorie schwerster Verbrechen zu zählen 
sind, schon mittelfristig die Gefahr ih-
rer Verjährung; eine Prozesstaktik, die 
auf die Verschleppung der entsprechen-
den Verfahren gerichtet ist, kann sich 
diesen Sachverhalt gezielt zunutze ma-
chen. Und schließlich hängen die Aus-
sichten erfolgreicher Strafverfolgung 
entscheidend davon ab, ob und wann 
die Ermittlungsbehörden in den Besitz 
beweiskräftiger Dokumente gelangen. 
Je später darauf gestützte Strafprozes-
se stattfi nden, um so mehr ist damit zu 
rechnen, dass aus rechtsstaatlich ge-
botenen Gründen nur in wenigen Fäl-

 Strafverfahren dienen 
auch der Schärfung der 
notwendigen öffentlichen 
Unterscheidung von Recht 
und Unrecht
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Menschenrechtsverletzungen und Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit von 
Wahrheitskommissionen übernommen. 
Dies geschah überwiegend unter dem 
Zwang der Verhältnisse in den jewei-
ligen Übergangsperioden und teils in 
Ergänzung, teils anstatt von strafrecht-
licher Verfolgung. Prominent gewor-
den ist dieses Instrument freilich durch 
die südafrikanischen Erfahrungen mit 
der dortigen Wahrheits- und Versöh-
nungskommission, die wesentlich auf 
die Initiative des damaligen anglikani-
schen Erzbischofs von Kapstadt, Des-
mond Tutu, zurückgeht. Tutu ging es 
explizit darum, durch die Konfronta-
tion mit der Wahrheit über die Verbre-
chen während der Zeit der Apartheid 
die südafrikanische Gesellschaft zu ei-
nem erneuten Zusammenfi nden und 
-leben zu befähigen. Ungeachtet dieser 
Zielsetzung war jedoch auch hier die 
Errichtung einer solchen Kommission 
nicht frei gewähltes Instrument unter 
mehreren Alternativen. Vielmehr ent-
sprang sie der nüchternen Erkenntnis, 
dass drohende Strafverfahren einen 
Gewalt vermeidenden Übergang in Ge-
fahr brächten und überdies an der be-
reits vollzogenen Vernichtung großer 
Teile des in solchen Prozessen benötig-
ten Beweismaterials scheitern könnten. 

Als ambivalent sind die in der Kom-
missionsarbeit letztlich gesammelten 
Erfahrungen zu bewerten: Ein großer 
Beitrag wurde zur Sicherung des not-
wendigen Faktenwissens über die Er-
eignisse während des Apartheid-Regi-
mes geleistet, viele der noch lebenden 
Opfer konnten Zeugnis von dem von 
ihnen durchlittenen Leid ablegen und 
fanden oft erstmals öffentliches Ge-
hör hierfür; wer um Amnestie ersuch-
te, war verpfl ichtet, in vollem Umfang 
die Tatzusammenhänge und seine ei-
gene Rolle darin offenzulegen. Doch 
zehn Jahre nach Ende der Kommissi-
onsarbeit konstatierte Desmond Tutu 
in einem Fernsehinterview, seine große 
Enttäuschung bestehe darin, dass sich 
kaum einer der Verantwortlichen für 
schwere Menschenrechtsverletzungen 
glaubwürdig um Vergebung und Aus-
söhnung mit seinen Opfern bemüht ha-
be. In etlichen Fällen diente die Aussa-
ge vor der Kommission dem Erwirken 
künftiger Straffreiheit, keinem darüber 
hinausreichenden moralischen Zweck. 
Aus diesem und einer Reihe anderer 
Gründe blieb so das Ergebnis der Kom-
missionsarbeit hinter dem zurück, was 
angestrebt wurde und unter günstige-
ren Umständen wohl auch erreichbar 
gewesen wäre.

gend möglich, vor der Richterschaft zu 
diskreditieren. Wiederum hält die Ge-
schichte der NS-Prozesse in der Bun-
desrepublik hierfür eine Fülle von Be-
legen bereit. Aber auch aus aktuellen 
Verfahren, zum Beispiel in der straf-
rechtlichen Aufarbeitung des Völker-
mordes in Ruanda von 1994 oder von 
Kriegsverbrechen und Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit auf dem Bal-
kan in den neunziger Jahren, wird im-
mer wieder von derartigen Vorgängen 
berichtet.

Die eigentümliche Asymmetrie, die 
dem Tun der Täter regelmäßig größe-
re Aufmerksamkeit zuteil werden lässt 
als dem Leiden der Opfer, hängt jedoch 
noch mit einer tiefer reichenden Grund-
bestimmung der Ausgangssituation zu-
sammen. Durch die unmittelbare, per-
sönliche Erfahrung, zu welch grenzen-
loser Grausamkeit Menschen imstande 
sind, verändert sich in denjenigen, die 
sie erleiden müssen, von Grund auf die 
Perspektive, in der sie von nun an ih-
re soziale Umwelt wahrnehmen. Die 
bisherigen Plausibilitäten der Alltags-
welt, die verlässliche Orientierung zu 
garantieren schienen, zerbrechen unter 
der Last des Wissens der Überlebenden. 
Auch Menschen, die später an Orten le-
ben, die weit entfernt sind von der Stät-
te ihres Leidens, gelingt es häufi g nur 
bedingt, sich auf die dort herrschen-
den lebensweltlichen Bezüge einzulas-
sen – zu sehr prägten sie ihre Erfahrun-
gen von Willkür, Gewaltexzessen und 
der unausgesetzten Empfi ndung nahe-
zu vollständiger Ohnmacht in der da-
maligen Situation. Zwischen der Welt 
der Überlebenden – und vielfach auch 
ihrer Nachkommen! – und derjenigen 
der Täter, aber auch jener, die weder 
der einen noch der anderen Gruppe 
zuzurechnen sind, liegt deswegen ei-
ne auf den ersten Blick kaum sichtbare, 
aber entscheidende Zäsur. Sie zu über-
brücken, erscheint angesichts des Ge-
wichts der ihr zugrunde liegenden Be-
stimmungsfaktoren nur in engen Gren-
zen möglich, auch wenn es nicht selten 
gewünscht und mit großer Ernsthaftig-
keit versucht wird – von beiden Seiten 

Das Leid der Opfer lindern – eine Frage elementarer Gerechtigkeit

Eine Leistung, die vor allem Wahrheits-
kommissionen erbringen können, ver-
dient besondere Aufmerksamkeit: In-
dem sie einen öffentlichen Raum schaf-
fen, in dem die Leid-Erfahrungen der 
Opfer von Gewaltherrschaft zur Spra-
che kommen können, durchbrechen 
sie die Tendenz zur Verlagerung der 
Aufmerksamkeit auf die Täter und ihr 
Handeln, die häufi g mit Strafprozes-
sen einhergeht. Ein Stück weit beruht 
diese Tendenz auf der Anlage des Pro-
zessverlaufs, in der den Angeklagten 
eine zentrale Rolle zugewiesen ist, wo-
hingegen, wenn überhaupt, die Opfer 
ihres Tuns lediglich in der Funktion 
von Zeugen Gelegenheit erhalten, über 

das ihnen Widerfahrene zu sprechen. 
Oft genug ist die Gerichtsverhandlung 
kein Forum, das unmittelbar einen Bei-
trag dazu leisten könnte, ihre verletz-
te Würde wiederaufzurichten, wie es 
im Rahmen einer Wahrheitskommis-
sion möglich wird, ja intendiert ist. 
Zeugnis geben vor Gericht kann für 
die Opfer sogar mit retraumatisieren-
den Wirkungen verbunden sein – nicht 
nur durch die Intensität der Erinnerung 
an den konkreten Ablauf und die Um-
stände von Gräueltaten, sondern etwa 
auch dadurch, dass sie erleben müssen, 
wie Anwälte der Angeklagten systema-
tisch versuchen, ihre Glaubwürdigkeit 
in Zweifel zu ziehen und sie, wenn ir-
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aus. Im Verhältnis derer, die schuldig 
wurden, zu denen, die eine gewisse Dis-
tanz zur Tat, aber auch zu deren Op-
fern hielten, sind Zäsuren vergleich-
barer Art hingegen kaum spürbar. Dies 
mag ein Stück weit erklären, warum ge-
rade in Transformationsgesellschaften 
oft ein ausgesprochener gesellschaftli-
cher Druck auf möglichst schnelle Re-
integration der Belasteten in die je-
weils neuen politischen Systemstruk-
turen wahrzunehmen ist, wogegen es 
an angemessenen Versuchen, die Lage 
der Opfer in ihrer ganzen Tragweite zur 
Kenntnis zu nehmen und wenigstens 
zu lindern, weithin fehlt. 

Dies aber – die ohnedies beschränk-
ten Möglichkeiten auszuschöpfen, die 
Folgen geschehenen Unrechts und erlit-
tener Demütigungen und Verletzungen 
zu lindern – muss als ein sozialethisches 
Mindestgebot gelten, als eine elemen-
tare Forderung der Gerechtigkeit. Ihr 
wird dort entsprochen, wo – über die 

häufi g gebotene Milderung vielfacher 
materieller Not hinaus – bewusst 
angestrebt wird, die Opfer mit ihren 
Erfahrungen in den Erinnerungsdiskurs 
einer Gesellschaft hinein zu holen, etwa 
durch Zeitzeugengespräche in Gedenk-
stätten, Schulen und Hochschulen. 
Menschen, die sich für diese Form der 
Zeugenschaft zur Verfügung stellen, 
berichten überdies oft, dass sie ihre 
Tätigkeit auch als einen Weg erfah-
ren, mit ihrem Wissen um die Realität 
abgründiger Dimensionen des Mensch-
seins leben zu können. Eine weitere, in 
ihrer Bedeutung häufi g unterschätzte 
Möglichkeit, die verletzte Würde von 
Opfern wiederaufzurichten, besteht in 
der Eröffnung niedrigschwellig konzi-
pierter psychosozialer Hilfsangebote. 
In den meisten Ländern herrscht ein 
großes Missverhältnis zwischen dem 

erkennbaren Bedarf an solcher Hilfe 
einerseits und den dafür bereitgestell-
ten personellen und fi nanziellen Res-
sourcen andererseits. Zugleich zeigen 
Erfahrungen aus Transformationspro-
zessen in jüngster Zeit, dass auch die 
Reichweite solcher Hilfsmöglichkeiten 
entscheidend davon abhängt, ob sie 
in einem „aufarbeitungsfreundlichen“ 
gesellschaftlichen Klima bereit ge-
stellt werden, in dem das Vertrauen 
darauf wachsen kann, dass die in der 
Transformationsperiode angestoßenen 
Prozesse eine Chance auf Stabilität 

und Dauerhaftigkeit erhalten. Dazu 
gehört nicht zuletzt, dass gerade die 
moralischen Bedeutungsgehalte dieser 
Neuorientierung im Alltag thematisch 
werden, etwa durch methodisch wie 
didaktisch sorgfältig konzipierte Pu-
blikationen, die breiten Leserkreisen 
zugänglich sind. Auch die fortdauernde 
Bedeutung von Gedenkstättenarbeit 
erschließt sich aus diesem Kontext 
öffentlicher Verantwortungsübernah-
me für den Umgang mit den Folgen, 
die aus Krieg und Gewaltherrschaft 
erwachsen sind.

Der Zusammenhang von Glaubwürdigkeit und Versöhnung 

Siebzig Jahre nach dem Beginn des 
Zweiten Weltkriegs, zwanzig Jahre 
nach dem Mauerfall wird an vielen 
Orten in Europa dieser Ereignisse und 
ihrer Folgen gedacht. Sie sind Anlass, 
danach zu fragen, wie weit dem poli-
tischen wie moralischen Gestaltungs-
auftrag, der sich aus der Suche nach ei-
nem angemessenen Umgang mit diesen 
Folgen ergab, entsprochen wurde, wo 
aber bislang auch wesentliche Deside-
rate verblieben sind. In diesem Kontext 
ist des öfteren die Rede von Versöh-
nung – innerhalb von Gesellschaften, 
in denen Täter und Opfer miteinander 
leben lernen mussten, aber auch zwi-
schen Völkern, die die Realität des Krie-
ges tiefer voneinander getrennt hatte, 
als sie es je zuvor waren. Unter wel-
chen Bedingungen kann Versöhnung 
gelingen, ist sie also etwas substanziell 
Anderes als eine besondere sprachliche 
Artikulation des Wunsches nach „busi-
ness as usual“, aber auch fern von jener 
Anmaßung, die das Gegenüber, dessen 
es in jedem Versöhnungshandeln be-
darf, in die Situation moralischer Nö-
tigung zu bringen versucht und genau 
dadurch die Chance auf tatsächliche 
Versöhnung verspielt?

Weil Versöhnung dort am schwers-
ten wird, wo Vertrauen grundlegend 
zerstört wurde, mag mancher zu ei-
ner skeptischen Betrachtung dieser 
Problematik neigen: Zumal auf poli-

tischer Ebene habe die Rede von Ver-
söhnung eher symbolische Bedeutung, 
sie indiziere in Wirklichkeit nur, dass 
sich aufgrund gewandelter Verhältnis-
se neue Interessenkoinzidenzen zwi-
schen den Beteiligten ergeben hätten, 
die die Thematisierung zurückliegender 
Unrechtserfahrungen zu einem Stör-
faktor hätten werden lassen, den es nun 
pragmatisch zu beseitigen gelte. In der 
Konsequenz dieser Betrachtungswei-
se liegt es freilich, auch nach wichti-
gen politischen Akten, die im Kontext 
von Versöhnungsbemühungen gesetzt 
werden, die grundlegende Sicht auf die 
verantwortlichen Akteure nicht we-
sentlich verändern zu können; wirksam 
bleibt eine Haltung, die ständig damit 
rechnet, dass auf solche Akte kein Ver-
lass ist und bei sich bietenden anderen 
Gelegenheiten der gleiche Handlungs- 
bzw. Politiktyp zu erwarten steht, der 
schon in der Vergangenheit in Schuld 
und Leid hineingeführt hatte. Es ist 
überaus voreilig, diese Sichtweise un-
geprüft als Ausdruck von Zynismus zu 
denunzieren. Im Kern beruht die hier 
begegnende Skepsis auf der Sorge, dass 
man erneut zum Opfer werden könn-
te, wo man dem seitens des Täters ar-
tikulierten Wunsch nach Versöhnung 
einen zu hohen moralischen Kredit zu-
zubilligen bereit ist – zu wenig damit 
rechnet, dass auch diese Artikulation 
lediglich eines der Instrumente einer 

 Die Erfahrungen der 
Opfer müssen in ihrer 
ganzen Tragweite in den 
Erinnerungsdiskurs einer 
Gesellschaft hinein geholt 
werden
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Handlungslogik sein könnte, die ganz 
anderen als moralischen Motivationen 
entstammt.

Da zuweilen schwerwiegende Grün-
de dafür vorliegen, solche Besorgnisse 
nicht einfach von der Hand zu weisen, 
kann der Appell an die wechselseitige 
Versöhnungsbereitschaft der Beteilig-
ten auf ein Dilemma hinauslaufen: Er 

erweist sich aus denselben Gründen als 
unerfüllbar, aus denen er für Dritte so 
notwendig erscheint. Weiterzuhelfen 
vermag in solchen Situationen nur der 
Versuch, Erfahrungsräume zu schaffen, 
in denen sich Opfer und Täter anders 
erleben als in der Vergangenheit und 
sehr behutsam neues Vertrauen begrün-
det werden kann. Schon dies setzt je-
doch voraus, dass sich die Angehöri-
gen beider Gruppen dazu in der Lage 
sehen, sich auf Begegnungen solcher 
Art einzulassen. Äußerst selten gelin-
gen sie dort, wo die direkt Tatbeteilig-
ten aufeinander treffen müssten – oft-
mals tun Täter selbst dann nicht den 
zweiten Schritt, wenn Opfer den ersten 
längst gegangen sind. Größere Chan-
cen bieten sich für jene, die als nicht 
persönlich für schwerstes Unrecht Ver-
antwortliche dennoch repräsentativ für 
diese Gruppe sprechen bzw. verhan-
deln können und in der Art, wie sie 

 Behutsam aufgebautes 
neues Vertrauen ermög-
licht wechselseitige 
 Versöhnungsbereitschaft

dies tun, zunehmend Glaubwürdigkeit 
erringen. Ein gut Teil der Dynamiken, 
aber auch der Verwerfungen deutscher 
Außenpolitik nach dem Zweiten Welt-
krieg erschließt sich unter diesem As-
pekt in besonderer Weise.

Wo Vertrauensbildung zwischen 
größeren Kollektiven allmählich ge-
lingt und Elemente eines möglichen, 
wiewohl noch anspruchsvolleren Ver-
söhnungsgeschehens sich abzeichnen, 
mag solches Bemühen gleichwohl im 
Blick auf die einzelnen Menschen und 
ihre Schicksale an unüberwindliche 
Grenzen stoßen. Authentische Ver-
söhnungsarbeit wird sie respektieren, 
wenn sie auch schmerzvoll sind, und 
zwar nicht minder für denjenigen, der 
sich zur Vergebung (noch) nicht im-
stande sieht, als für denjenigen, dem 
sie (bis auf weiteres) nicht gewährt 
wird. Nur bedingt lässt sich die Chan-
ce von Versöhnung durch voluntative 
Akte beeinfl ussen – gelingt sie, so wird 
dies zumeist von den daran Beteiligten 
als Geschenk wahrgenommen, auf das 
man weder einen selbstverständlichen 
Anspruch hat noch es allein durch ei-
genes Bemühen erlangen konnte.

In der Landessprache Ruandas wird 
das Ereignis von Vergebung mit ei-
nem Wort bezeichnet, das so viel be-
deutet wie: „Beide weinen zusammen“. 
Ein Schlüssel zur Versöhnung ist es, 
dass zur Trauer der Opfer über das er-
littene Unrecht und Leid die Trauer der 
Täter darüber hinzutritt, dass sie hier-
für die Verantwortung tragen. Reue, 

ohne die Vergebung und Versöhnung 
nicht möglich sind, kann sich auch in 
dieser Weise der Trauerarbeit ausdrü-
cken, verbunden mit der Entschlossen-
heit, zu verhindern, dass vergleichba-
res Unrecht von neuem verübt wer-
den kann. Die daraus resultierenden 
Aufgaben bleiben stets unabgegolten, 
an vielen Orten, und bedeuten darum 
Mahnung und Verpfl ichtung zugleich – 
nicht zuletzt für Europa, für Deutsch-
land zumal.
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Wende ohne Ende?

Kirchliche Renaissance nach 
dem Fall des Kommunismus?
Religiosität und gesellschaftliche Rolle 
der Kirche im Wandel

Die Daten und Kommentare zum religiösen Wandel in Ost-Mitteleuropa sind widersprüchlich. Der 
Autor dieses Beitrags belegt und erläutert den uneinheitlichen religiösen Aufbruch, der zudem oft 
außerhalb der Kirche verläuft. Dieser Aufbruch kann nur im Rahmen des umfassenderen sozialen 
Wandels verstanden werden, zumal darin die Rolle und die Ausprägung der Religion und der Kir-
che sich notwendigerweise verändern. Die Erneuerung besteht weniger in einer zahlenmäßigen 
Vergrößerung, als vielmehr in einer Verlebendigung des religiösen Systems und einer Zunahme 
seiner Funktionen in der Gesamtheit der Gesellschaft. 

Miklós Tomka

Nicht wenige Beobachter wollten 
nach dem Fall des Kommunis-

mus eine kirchliche Renaissance fei-
ern. Angesichts eines vermeintlichen 
religiösen Aufbruchs wurde Ost-Mit-
teleuropa als Beweis für die Untaug-
lichkeit der Säkularisierungsthese an-
geführt. Andere wollen, gleichfalls auf 
Forschungsergebnisse gestützt, jede re-
ligiöse Erneuerung leugnen. Die Belege 
sind widersprüchlich (vgl. Pollack/Bo-
rowik/Jagodzinski 1998). Die Hoffnun-
gen jener, und sie waren nicht wenige, 
die vom Verschwinden des Spuks eine 
Rückkehr der Vorkriegsverhältnisse er-
hofften, wurden enttäuscht. Ost-Mit-
teleuropa hat sich in den vergangenen 
Jahrzehnten gründlich entchristlicht1. 
Eine so fundamentale Umwandlung der 
Kultur kann nicht plötzlich ungesche-
hen gemacht werden, so sehr sich die 
politischen und ökonomischen Umstän-
de verändern. Andererseits hat die über 
Nacht sichtbar gewordene große Zahl 
der Christen und die gesellschaftliche 
Potenz der Religiosität viele Bürger des 
kommunistischen Establishments ge-
schockt. Eine nie dagewesene Situation 
ist entstanden. Die Wende wollte den 
Weg für eine freie, pluralistische, de-
mokratische, moderne Gesellschaft er-
öffnen, welche selbstverständlich auch 

für die Kirche Raum bieten sollte. Die-
se Absicht kollidierte jedoch mit jenen 
Strukturen und Verhaltensmuster, die 
sich in den 40 (und mehr) Jahren zu-
vor zu Selbstverständlichkeiten verfes-
tigt hatten. Die Gewohnheiten eines 
religionsfeindlichen Staatszentralis-
mus sitzen den Menschen noch heute 
in den Knochen. Die Kirche ihrerseits 
erinnert sich an den heroischen Wider-
stand und auch an ihre Dominanz vor 
dem Staatssozialismus. Erinnerungen 
sind aber Rückgriffe und helfen wenig 
bei der Meisterung der Zukunft. 

Renaissance? Auferstehung? Erneu-
erung? Oder eine schleichende Säku-
larisierung? Vieles hängt von der Per-
spektive ab. Manches ist jedoch offen-
sichtlich. Die Kirche hat große Verluste 
erlitten. Doch immerhin hat sie den 
Kommunismus überlebt. Ihre Umwelt 
hat sich jedoch inzwischen gewandelt. 
Die Gesellschaft ist unter kommunis-

tischer Herrschaft und in den Wende-
jahren anders geworden. Auch sie hat 
Verluste zu verzeichnen und ihr Rin-
gen um die Herausbildung einer demo-
kratischen Ordnung ist noch nicht ab-
geschlossen. Die Menschen haben viel 
von ihren sozialen Fähigkeiten verlo-
ren. Der Kommunismus hat selbstbezo-
gene, sozial wenig eingebundene Men-
schen herangezüchtet. So stellt sich die 
Frage, ob und wie weit von einer Re-
naissance der Kirche unabhängig von 
einer Genesung der Gesellschaft und 
einer Resozialisierung der Menschen 
gesprochen werden kann. Bei der Be-
antwortung dieser Frage muss auch 
entschieden werden, ob die Kirche 
als Amtsstruktur, als eine Ansamm-
lung von Menschen, als eine Institu-
tion der Traditionsbewahrung oder als 
funktionierende Zeugnisgemeinschaft 
mitsamt ihrem institutionellen Aufbau 
verstanden werden soll.

1 Der Aufsatz stützt sich vornehmlich auf Daten der Europäischen Wertestudie (Ester/
Halman/de Moor 1994, Halman 2001, 2008, Zulehner/Denz 1993. vgl. auch european-
valuesstudy.eu) bzw. der Welt-Wertestudie (Inglehart 1998, 2004 vgl. auch worldvalues-
survey.org), der ISSP-Erhebungen, der „Religious and Moral Pluralism (RAMP)“ Unter-
suchung und der Forschung „Aufbruch“ (Tomka/Zulehner 1999, 2000, Zulehner/Tomka/
Naletova 2008),
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Überlegungen zu einer möglichen Re-
naissance erfordern die Klärung des 
Zustandes aus welchem die Widerge-
burt erfolgt sein soll. Ganz besonders 
gilt diese Forderung nach einer Zeit, 
in der die politische Macht erklärter-
maßen den Gang der Geschichte un-
terbrechen und einen neuen Menschen 
und eine neue Gesellschaft schaffen 
wollte. Dieses Sozialexperiment wird 
von ihren Verfechtern Modernisierung 
genannt. Nach Lenins Wort bedeute-
te „Kommunismus Sowjetmacht plus 
Elektrifi zierung“. Die „kommunistische 
Modernisierung“ umfasste eine rasche 
Industrialisierung und Verstädterung, 
die Ausweitung der öffentlichen Bil-
dung, Planwirtschaft und die Errich-
tung eines alles beherrschenden Staa-
tes. Die sachliche und kulturelle In-
frastruktur, welche der Kommunismus 
geschaffen hat, die Entstehung einer 
Industriearbeiterschaft inbegriffen, 
kann als eine Dimension der Moder-
nisierung verstanden werden. 

Die durch Brachialgewalt durch-
gedrückte „Modernisierung“ hat sich 
um die Wünsche der Menschen nicht 
gekümmert, hat ihre Initiativen unter-
drückt, ihre Vereine als mögliche In-
strumente ihrer Willensäußerung ver-
folgt, die Eigengesetzlichkeit der so-
zialen Entwicklung unterbrochen, das 
Kapital des freien Engagements und des 
Erfi ndungsgeistes der Menschen zer-
stört und diese durch die Herrschaft der 
Parteibürokratie ersetzt. Diese „Moder-
nisierung“ hat feudale Sozialstrukturen 
vernichtet. An deren Stelle wurde statt 
einer demokratischen Sozialordnung 
ein willkürliches und oligarchisches 
System der Parteiklientel gesetzt.

Die Kombination zweier Elemente 
entwickelte eine lähmende und letzt-
endlich tödliche Wirkung:

Die Sozialisierung der Landwirt-• 
schaft und damit die Zerstörung 
ländlicher Lebensräume, die so 
bedingte Landfl ucht und die diese 
verstärkende Sogwirkung der for-
cierten Industrialisierung haben be-

reits an sich die Aufl ösung kulturel-
ler Traditionen und herkömmlicher 
gemeinschaftlicher Bindungen und 
Sozialstrukturen bewirkt.
Dazu kam die Wucht des totalitä-• 
ren Staates, welche menschliche Zu-
sammenschlüsse für eine Gefähr-
dung seiner Macht hielt und des-
halb jede Gemeinschaftsbildung 
verfolgte.

Industrialisierung und Mobilität haben 
das Sozialgewebe zersetzt. Die strik-
te und effektive Kontrolle des Partei-
staates hat die Neubildung von Ge-
meinschaften und die freie Vernet-
zung der Gesellschaft abgeblockt. Die 
im Kommunismus herrschende Angst 
vor dem Staat, und in dessen Vertre-
tung vor den Kollegen, den Nachbarn, 
den Mitbürgern überhaupt, hat die In-
dividuen verunsichert, zu Verschlos-
senheit motiviert, in die Privatsphä-
re gezwungen. Die Menschen verlo-
ren ihre soziale Rückenstütze sowie das 
Verantwortungsbewusstsein für andere 
Menschen und für öffentliche Belan-
ge. Mit dem Verlust gemeinschaftlicher 
Bezüge haben die von diesen getrage-
ne Werte und Selbstverständlichkeiten 
ihre Kraft verloren. Die vereinsamten 
Menschen wurden ungeschützt mit der 
faktischen Pluralität der durcheinander 
gerüttelten sozialen Umwelt konfron-
tiert. Individuelle Versuche der Erhal-
tung oder Wiederherstellung von Wert-
ordnungen konnten mangels tragfähi-
ger Beziehungsgefl echte keine soziale 
Absicherung erreichen. Der Kommu-
nismus hat sich zur strukturellen Ano-
mie, zur Absicherung und Verewigung 
der Ordnungslosigkeit ausgewachsen. 
Deren markanteste Warenzeichen war 
der zur Staatshörigkeit und Eigenbrö-
telei abgestumpfte „Homo sovieticus“, 
der Mensch, der unter dem konstan-
ten Stress der Unsicherheit lebte, kei-
ne Macht über sein Schicksal empfand 
und an dieser Vereinsamung und Span-
nung frühzeitig starb. Das Zeugnis der 
„kommunistischen Modernisierung“ ist 

weniger ihr wirtschaftliches Bankrott, 
als vielmehr der „East European mor-
tality pattern“ (vgl. Uemura, Pisa 1985, 
Cornia, Paniccia 2000), der Rückgang 
der Lebenserwartung im Gegensatz zu 
Entwicklungen in allen reichen und ar-
men Ländern der Welt.

Kirchenverfolgung

Der Kommunismus hatte einen star-
ken Antrieb, die Kirche zu bekämpfen. 
Seine wissenschaftsgläubige materia-
listische Ideologie sah in Religion und 
Kirche bewusstseinsmäßige Hemmnisse 
der anvisierten Umformung der Men-
schen. Die Religion stärkte die Selb-
ständigkeit der Individuen. Die Kirche 
bot eine Sozialform, in der die Indivi-
dualität gemeinschaftliche Unterstüt-
zung erhielt. Diese Fakten behinderten 
die restlose Durchsetzung des Totalita-
rismus. Religion und Kirche mussten 
zum Staatsfeind Nr. 1 erklärt werden. 
Ihre Tätigkeit wurde mit allen Mitteln 
behindert. Die staatlichen Institutio-
nen der Kulturvermittlung wurden 
angehalten, nur Kritisches, und sei es 
Falsches, über Religion und Kirche zu 
vermitteln. Der kommunistische Staat 
machte die Religionslosigkeit und die 
Kirchenfeindlichkeit, die den Parteimit-
gliedern bereits formal vorgeschrieben 
waren, zu einem Kriterium des sozialen 
Vorankommens. Die koordinierte reli-
gionsfeindliche Politik zeitigte über die 
Wende hinausreichende Folgen.

Die raschesten Ergebnisse konn-
ten in der Organisation des Staates 
erreicht werden. Die religiösen Verei-
ne und Gesellschaften wurden, ähn-
lich wie die nichtreligiösen, verboten. 
Das früher differenzierte, unter vie-
len Trägern aufgeteilte System der Bil-
dungs- und Sozialinstitutionen wurde 
unter staatlicher Verwaltung zentrali-
siert. Die konfessionellen Einrichtun-
gen wurden verstaatlicht. Die religiö-
sen Orden, deren Existenzberechtigung 
der Parteistaat allein in der Versorgung 
solcher Einrichtungen sah, wurden ver-
boten. Die innere Verwaltung der Kir-

Das gesellschaftliche Umfeld der Kirche im Kommunismus
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che und die Zulassung zur Priester-
bildung, zum Priesteramt oder gar zu 
höheren kirchlichen Funktionen wur-
den staatlicher Kontrolle und Begren-
zung unterworfen. Seminarien wurden 
geschlossen. Die Tätigkeit der Priester 
wurde auf die Liturgie und auf den 
Raum der Kirche beschränkt. Der Re-
ligionsunterricht wurde in vielen Fäl-
len verboten, in anderen Fällen arg be-
kämpft und seine Erteilung erschwert. 
Viele sind allein wegen der Ausübung 
priesterlicher Funktionen oder auf-
grund ihres Engagements in christ-
lichen Kleingruppen verurteilt wor-
den. Das hat die Abnahme der Zahl 
der Priester mitbedingt.

Parallel zur Schwächung der Amts-
kirche wurden die christliche Tradition 
und das religiöse Leben der Menschen 
bekämpft. Die Religion wurde zur Pri-
vatsache erklärt. Die kontinuierlichen 
Falschinformationen haben zu verzerr-
ten Vorstellungen über die Religion und 
besonders über das Christentum und 
ihrer Kirchen geführt. Eine schlicht aus 

Unwissenheit genährte Religionslosig-
keit begann sich auszubreiten. Die von 
ihrem ländlichen Ursprung abgelösten, 
traditionslos gewordenen, der staatli-
chen Propaganda und Manipulation 
besonders ausgelieferten neuen Mit-
telschichten verloren die Bindung zur 
Kirche (vgl. Tomka 1991). Die Kirche 
aber erwies sich als nicht genügend 
elastisch, um in der ständigen Bedräng-
nis, in der sie lebte, auf die Menschen 
zuzugehen und sich auf den Lebensstil 
und auf die neuen Ansprüche dieser 
Schicht einzustellen.

Die Kirche behielt ihre Wurzeln im 
Landvolk und in der ländlichen Tradi-
tion. Ihre frühere Verankerung in der 
Intelligenz ist dagegen schwächer ge-
worden. Die alten Bildungsschichten 
wurden im Kommunismus verfolgt und 
marginalisiert. Die Bildungspolitik ließ 

 Die Kirche fand keinen 
Zugang mehr zum Lebens-
stil der neuen Mittel-
schichten

religiöse Bewerber/innen zum Studium 
nicht zu, oder schloss sie nachträglich 
wieder aus. Wenn jemand es dennoch 
schaffte, eine Qualifi kation zu erwer-
ben, wurde er/sie im berufl ichen Vor-
ankommen gehindert, sobald seine/ihre 
Gläubigkeit bekannt wurde. Die Schicht 
akademisch gebildeter Christen hat sich 
daher verschmälert, und sie beschränk-
te sich vornehmlich auf Vertreter na-
turwissenschaftlicher Fachgebiete. Die 

Notwendigkeit der Geheimhaltung der 
religiösen Überzeugung hat nicht nur 
ihre öffentliche Bezeugung, sondern 
auch ihre Kultivierung beeinträchtigt. 
Durch eine jahrzehntelange systema-
tische gesellschaftspolitische Selektion 
wurden antireligiös und kirchenfeind-
lich gestimmte Mittel- und Oberschich-
ten herangezüchtet, während die Chris-
ten vom öffentlichen Leben ferngehal-
ten wurden.

Die Antwort: Kirche im Untergrund

Die vatikanische Ostpolitik war bemüht 
die Amtsstruktur aufrechtzuerhalten. 
Ausgeblendet blieben die Pfl ege des 
Christseins im Alltag, die Bewahrung 
der Gemeinschaftlichkeit und die Wei-
tergabe des Glaubens (vgl. Luxmore/
Babiuch 1999 und Stehle 1993). Die 
Verwirklichung dieser Schlüsselele-
mente christlicher Existenz fi el den 
Gläubigen zu. Ihre entsprechenden An-
strengungen blieben gezwungenerma-
ßen im Verborgenen. Der Versuch, für 
die Kontrolle des Staates unsichtbar zu 
bleiben, führte dazu, dass die spontan 
entstandenen Grüppchen unterein-
ander kaum vernetzt waren. Ihre Exis-
tenz und Tätigkeit wurden nicht in die 
Mechanik der Amtskirche integriert. 
Die Laieninitiativen und Klein- und Ba-
sisgruppen wurden zu einer eigenen 
Dimension des Kircheseins. Diese Un-

tergrunddimension half den Individuen 
in der Verwirklichung des Christseins 
in allen Bereichen des Lebens, auch im 
Beruf und in öffentlichen Rollen. Ihre 
verheimlichte Natur hat sie allerdings, 
vor allem vor Nichtchristen, unsicht-
bar gemacht. Ihre Tätigkeit konzen-
trierte sich auf das Spirituelle, zumal 
die Teilnehmer der genannten Grüpp-
chen aufgrund ihrer Ausbildung und 
ihrer Berufsausrichtung nur in den sel-

 Unter  kommunistischen 
Vorzeichen blieb das 
 Christsein im Alltag 
 verborgen und privat

tensten Fällen befähigt waren, in öf-
fentlichen Belangen sachkundig nach-
zudenken oder gar tätig zu werden.

Die beiden Dimensionen der Kir-
che standen unterschiedlich nah zum 
Alltagsleben:

Die Amtskirche konnte fast restlos • 
von der profanen Wirklichkeit iso-
liert werden. In Reaktion auf die 
Verfolgung war sie schließlich in 
einer nach innen gekehrten Vertei-
digungsposition erstarrt. Sie hatte 
sich auf ein Ghettoleben eingerich-
tet und pfl egte dort Restaurations-
träume, die nach 1989 zu manifes-
ten Forderungen wurden.
Die an der Untergrunddimension • 
der Kirche Beteiligten haben die 
Bedürfnisse der Menschen und der 
Gesellschaft in einer verfolgten und 
dadurch paralysierten Position mit-
empfunden. Das Unvermögen ih-
rer Mitglieder, in der Sozialstruktur 
oder im öffentlichen Leben zu ge-
wichtigen Positionen zu kommen, 
und die sie betreffende Verfolgung 
hat sie gleichfalls eher zur Tradi-
tionsbewahrung denn zu Erneue-
rung motiviert. Sehr wohl gab es 
wichtige Ausnahmen: Individuen, 
Gruppen und Aktionen, die es aber 
nicht vermochten das Gesamtbild 
in eine wesentlich andere Richtung 
zu bewegen. 

Innerkirchlich wurde durch die ge-
nannte Differenzierung in zwei Di-
mensionen, die Lebendigkeit der Kir-
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che bewahrt. In gesamtgesellschaftli-
chem Zusammenhang dagegen wurde 
die Kirche vom Staat ins Abseits ge-
drängt, eine Einordnung, welche die 
Amtskirche durch ihr eigenes Tun oder 
Nichtstun faktisch akzeptiert hat. Die 
Untergrunddimension konnte sie so 
nur teilweise durchbrechen. Auf diesem 
Hintergrund konnte man mit Sicher-
heit annehmen, dass es dem Kommu-
nismus in jedem Fall gelingen würde, 
die Religion und die Kirche zu neut-
ralisieren, sich unterordnen und ihre 
Erneuerung weitgehend unmöglich zu 
machen, und zwar ungeachtet des Be-
darfs der Menschen an Werten und Ver-
heißungen der Religion und obwohl die 
Gesellschaft der die Diktatur relativie-
renden Potenz der Kirche bedurft hatte. 
Dies war die allgemein geteilte Schluss-
folgerung die sich nach der Wende al-
lerdings als falsch erwiesen hat.

Restauration 

In Feststellungen, die einen religiö-
sen Aufbruch in Ost-Mitteleuropa hin-
terfragen, fi nden sich bemerkenswerte 
Redewendungen. Der Aufbruch wird 
unterschätzt indem betont wird, dass 
er unmittelbar nach der Wende stark 
gewesen dann jedoch abgeebbt sei, 
oder dass er sehr wohl in weniger mo-
dernisierten, kaum aber in den mo-
dernsten ost-mitteleuropäischen Län-
dern erfolgt sei (vgl. Müller 2008 und 
z. T. textgleich Pollack 2009). Selbst 
wenn die darin behaupteten Sach-
aussagen korrekt sein sollten, dürf-
ten solche Statements schwerlich als 
Argument gegen einen religiösen Auf-
schwung, höchstens gegen dessen kon-
tinuierliche Fortsetzung tauglich sein. 
Eine umfassender angelegte Beurtei-
lung der Entwicklung kommt zu an-
deren Ergebnissen. Der religiöse Auf-
bruch ist weder widerspruchsfrei, noch 
kontinuierlich, noch in allen Ländern 
der Region gleich. Er ist aber einer der 
markanten Phänomene der soziokul-
turellen Umgestaltung der postkom-
munistischen Region. 

Mit der Aufhebung der vom Partei-
staat exerzierten Verbote und mit der 
Entmachtung des Polizei- und Spitzel-
systems kam es zu einem Dammbruch 
durch den die Religion aus der Versen-
kung nach oben geholt wurde. War das 
ein religiöser Aufschwung? Es war vor 
allem ein Sichtbarwerden des bislang 
Verborgenen. Die Gesellschaft hat es 
gleichwohl als einen religiösen Auf-
bruch erlebt (Abb. 1)2 und sie geriet in 
eine Religionseuphorie – im scharfen 
Gegensatz zum defätistischen Religi-
onspessimismus in Westeuropa. Sie lag 
damit nicht ganz falsch. Denn eine öf-
fentlich praktizierte, bezeugte, vertei-
digte und erneuerte Religion hat eine 
andere Qualität, wenn auch nicht un-
bedingt eine andere Verbreitung, als 
die auf eine Sondergruppe der Gesell-
schaft beschränkte und geheim gehal-
tene Religion. Die plötzlich gewonne-
ne weitgefächerte gesellschaftliche Ak-
zeptanz der Religion ist ein Umstand, 
der zum Aufbruch beiträgt.

Die Einschränkungen der Kirche 
wurden mit der Wende nichtig. Die 
Kirche begann die Schäden zu behe-
ben. Kirchengebäude und Gemein-
schaftszentren wurden errichtet. Kon-
fessionelle Schulen, Krankenhäuser, 
Altenheime und sonstige Institutio-
nen haben ihre Arbeit begonnen. Bei 

einer starken gesellschaftlichen Nach-
frage ist die Kirche dabei, ihre Struk-
tur sowie ihre Institutionen und Funk-
tionen auszubauen. Die Nachfrage wie 
auch die organisatorische Vervollstän-
digung sind Bausteine des Aufbruchs. 
Hier und da hat man sogar den Ein-
druck, dass kirchliche Entscheidungs-
träger die Strategie des späten 19. Jahr-
hunderts wiederholen wollen. Damals 
ging es der katholischen Kirche euro-
paweit darum, mit dem Ausbau einer 
eigenen institutionellen Infrastruktur, 
einem Staat im Staat, dem Protestan-
tismus und der Moderne die Stirn zu 
bieten und sich von Liberalen, Sozialis-
ten und Andersglaubenden abzusetzen. 
Den „katholischen Bildungsrückstand“ 
und die politische Einfl usslosigkeit der 
Katholiken konnte sie auf diese Wei-
se ausgleichen. Mischehenverbot, ein 
Index verbotener Bücher und ähnli-
che Maßnahmen blieben jedoch nur 
wirksam, so lange die Menschen orts-
gebunden waren und in geschlosse-
nen Gemeinschaften lebten, in denen 
eine starke soziale Kontrolle durchge-
setzt werden konnte. Dieses Konstrukt 
brach mit dem Einsetzen der Mobili-
tät und dem Bedeutungszuwachs von 
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Gegenwärtig sind mehr Menschen religiös als vor 10 Jahren

Gegenwärtig sind weniger Menschen religiös als vor 10 Jahren

Abb. 1: Prozentuale Anteile derjenigen, die 1998 eine Zu- bzw. Abnahme der Zahl 
religiöser Menschen annehmen und die Differenz beider Gruppen, in einigen Län-
dern Ost- und Westeuropas (Quelle: Aufbruch 1998, RAMP 1998)

2 Die Abbildungen wurden früheren Ver-
öffentlichungen des Verfassers entnommen.
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nicht örtlich kontrollierten Medien zu-
sammen – so zuerst in den Niederlan-
den in den 1960er Jahren, dann auch 
in anderen Ländern. Im heutigen Ost-
Mitteleuropa, wo lokale soziale Kon-
trolle nur noch vereinzelt in ländli-
chen Gegenden wirksam ist, und wo 
die Mobilität zurzeit selbst über Gren-
zen hinweg rasant zunimmt, ist diese 
Strategie von vornherein zum Schei-
tern verurteilt. 

Der Parteistaat versuchte die Reli-
gion zuerst zu vernichten, später sie 
zu einer Quantité négligeable herab-
zuwürdigen und sie schließlich für die 
Legitimierung seiner Politik zu instru-
mentalisieren. Diese Versuche hatten 

nur wenig Erfolg. 1989 ist die Kirche 
als eigenständiger Akteur auf der po-
litischen Bühne erschienen. Sie gewann 
Bedeutung im öffentlichen Leben

durch die Zahl ihrer Anhänger,• 
durch die Einrichtungen, welche sie • 
betreibt und welche den Staatszen-
tralismus aufl ockern,

 Die Kirchen sind heute 
eigenständige Akteure auf 
der politischen Bühne

durch die Finanzstärke, die hinter • 
ihr steht,
doch auch mit den moralischen, so-• 
zialen und politischen Positionen, 
die sie vertritt.

Das Ende der kommunistischen Dikta-
tur erfolgte nicht, weil die Hierarchie 
gegen sie opponierte. Die Eigenständig-
keit der Kirche und das Wachsen eines 
religiösen Untergrunds waren indessen 
Momente, welche die Monopolstellung 
der Partei unterminierten. Inzwischen 
ist die Kirche ein etwas unbequemer 
Mitspieler beim Aufbau einer demokra-
tischen Ordnung. Ist das ein Aufbruch? 
Vielleicht. Eine Bedeutungszunahme ist 
ohne Zweifel zu verzeichnen.

Die Befestigung der sozialen Rol-
le der Kirche wird von den Menschen 
gestützt, die ihr mehr Vertrauen ent-
gegenbringen als zivilen öffentlichen 
Institutionen. Dieser Befund gilt nach 
wie vor, trotz teilweise anders laufen-
der Tendenzen. Die Zahl derjenigen, 
die der Kirche vertrauen, ist in eini-
gen Ländern zurückgegangen, ver-
mutlich als Folge der zunehmenden 
Verselbständigung der Menschen. Die 
Minderung des Institutionsvertrauens 

trifft allerdings alle Arten von Institu-
tionen. Gemessen daran ist das Prestige 
der Kirche überdurchschnittlich hoch 
geblieben (Abb. 2), obwohl bestimm-
te Erwartungen der Menschen, etwa 
die Senkung der Arbeitslosigkeit oder 
die Lösung der Roma-Frage, die in den 
Wendejahren noch an die Kirche ge-
richtet waren, inzwischen von ihr ab-
gelöst wurden.

Eine weitere Wirkung ist den Me-
dien zuzuschreiben, für die die Reli-
gion nunmehr Nachrichtenwert hat. 
Sie refl ektieren fortdauernd den Öf-
fentlichkeitscharakter der Religion und 
der Kirche. Ein früheres Tabuthema ist 
zu einem gewichtigen Bestandteil der 
Berichterstattung geworden. Das hat 
den Status der Religion und der Kir-
che im kulturellen Universum der Men-
schen gehoben. 

Von dem spektakulären Fall der Slo-
wakei abgesehen kämpfen alle Län-
der Ost-Mitteleuropas mit niedrigen 
und zum Teil rückläufi gen Zahlen der 
Priester und der Priesteramtskandida-
ten (Annuarium 2006 und fortlaufend). 
Eine Kirchenform und ein Amtsver-
ständnis sind in der Krise. In eine an-
dere Richtung weist, dass Orden, spiri-
tuelle Bewegungen und religiöse Orga-
nisationen ein neues Leben begonnen 
haben. In vielen dieser Gemeinschaf-
ten gibt es nur noch Greise. In an-
deren blüht die Jugend. Manche wer-
den bald verschwinden. Das Ordens-
leben zieht aber weiterhin an, wenn 
auch nur wenige. Das eigentliche Neue 
sind Theologiestudium und kirchliche 
Aufgaben für Laien. Die Zahl der theo-
logisch qualifi zierten Religionslehrer 
wird bald größer sein als jene der Pries-
ter. In konfessionellen Bildungs- und 
Sozialeinrichtungen gibt es weit mehr 
Laien als Priester. Der Anachronismus, 
dass die Wende zunächst zu einer mas-
siven Klerikalisierung führte, kann so-
wohl durch die römische Tradition als 
auch durch den Konservativismus in 
den Kirchen Ost-Mitteleuropas erklärt 
werden. Die Tatsachen unterlaufen die-
se Rechtslage. 
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Kirchenvertrauen
Vertrauen in öffentliche Institutionen

Abb. 2: Kirchenvertrauen und durchschnittliches Institutionsvertrauen in Ländern 
von Ost- und Westeuropa in 1999 (Quelle: Europäische Wertestudie)
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Aufbruchszeichen

Der religiöse Aufschwung oder Nie-
dergang wird häufi g über die Zahlen 
der an Gott Glaubenden, der Kirchgän-
ger und der sich als religiös Identifi -
zierenden beurteilt. Die Gottsuche ist 
nach allen Daten, in der ganzen Re-
gion expliziter geworden. Viele sind 
nicht bei dem Gott der Christen ange-
langt, obschon die Zahl jener, die be-
haupten an Gott zu glauben, konti-
nuierlich zunimmt, – besonders unter 
jungen Menschen (Abb. 3). Charakte-
ristisch ist nicht ein Angekommensein, 
sondern die unaufhörliche Suche. Es 
spricht vieles dafür, die Zunahme der 
Gottsuche als Merkmal des religiösen 
Aufbruchs zu akzeptieren. 

Die kleine Gruppe der regulären 
Kirchgänger scheint in einem Sprung, 
um 1989 herum, einigermaßen zuge-
nommen haben und behält seither ihre 
Größe. Gab es hier einen Aufschwung, 
welcher dann wieder abfl aute? Ande-
re Lesarten sind auch möglich. In der 
ersten Welle erschienen jene im Got-
tesdienst, die vor 1989 Angst hatten, 
sich offen in der Kirche zu zeigen. Ei-
ne zwangsprivatisierte Religion fand 
zurück in die Gemeinschaft. Ob das 
als Aufbruch bewertet werden soll, ist 
Geschmackssache. Deutungsbedürfti-
ger ist das gegenwärtige Stagnieren. 
Dahinter verlaufen zwei entgegen ge-
setzte Prozesse:

Die in einem noch unumstritten • 
christlichen Milieu sozialisierte Vor-
kriegsgeneration kam 1989 allmäh-
lich in das Rentenalter und ist jetzt 
langsam dabei, vom irdischen Leben 
Abschied zu nehmen. Die Alten mit 
ihrem häufi gen Kirchgang werden 
zunehmend zu einer Minderheit in 
der Kirche.
Die dennoch auf gleichem Niveau • 
verbleibenden Kirchgängerquo-
ten ergeben sich dadurch, dass die 
über die Sterbefälle entstandenen 
Verluste durch einem zunehmenden 
Kirchgang der jüngeren Generation 
ausgeglichen werden. Die Zahlen 
mögen gleich geblieben sein. Der 

Antrieb zum Kirchgang ist ein an-
derer geworden. Der Kirchenbesuch 
wurde eine persönliche Entschei-
dung. Das sollte als Teil eines Auf-
bruchs verstanden werden.

Auch in einer anderen Dimension hat 
sich die Gruppe der Christen verän-
dert. Vor 1989 galt uneingeschränkt die 
Tendenz, dass praktizierende Christen 
vor allem in älteren, weniger gebilde-
ten, ärmeren Schichten, bei nicht Be-
rufstätigen oder in gering qualifi zier-
ten Berufen, eher unter Frauen als un-
ter Männern zu fi nden waren. Nach der 
damaligen staatsoffi ziellen Version war 
das eine natürliche Folge der Moderni-
sierung. Es ist jedoch scheinheilig, die 
über vierzig Jahre andauernde Zurück-
stellung der Christen bei dieser Rech-
nung auszusparen. Die Kirche kreidet 
der Politik die Verhältnisse an, unter 
denen Christen diskriminiert und am 
Vorwärtskommen gehindert wurden. 
Die damals entstandene Sozialstruk-
tur ist eine Hypothek, die nicht von 

heute auf morgen abgearbeitet wer-
den kann. Jene, die keine Qualifi kation 
erwerben, sich keine Berufserfahrung 
aneignen, keine menschlichen Bezie-
hungen in höheren Positionen knüpfen 
konnten/durften, können das vielleicht 
nie mehr, sicherlich nicht in einer kur-
zen Zeit nachholen. Umso weniger, als 
die alten Seilschaften weiterhin präsent 
sind, viele der früheren Qualifi kations-
kriterien auch weiterhin gelten, an den 
Regalen immer noch die alten Bücher 
stehen und das Denken der Menschen 
sich nur sehr langsam wandelt. 

Der religiöse Aufbruch ist ein Phä-
nomen der jetzt unter 40–45jährigen 
und vor allem der in den Städten leben-
den akademisch Gebildeten, in zuneh-
mend guten Positionen. Der religiöse 
Teil der Gesellschaft gewinnt dabei ei-

ne zweite Verankerung. Religion ist zum 
Teil weiterhin weiblich, alt, ländlich, 

 Eine neue Generation 
wächst heran
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„Ich glaube an Gott, obwohl ich früher nicht geglaubt habe."

„Ich glaube nicht an Gott, obwohl ich früher geglaubt habe."

Abb. 3: Prozentuale Anteile jener, die früher ungläubig waren, doch jetzt glauben, 
und jener, die ihren früheren Glauben verloren haben, sowie die Differenz zwischen 
beiden Gruppen – in der 25-jährigen und jüngeren Bevölkerung in Ländern Ost- 
und Westeuropas (Quelle: ISSP 1998)
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ungebildet und arm. Zum anderen ist 
sie genau umgekehrt in akademisch ge-
bildeten, jungen, städtischen Familien 
präsent. Zwar bilden die Christen in die-
ser Kategorie keine Mehrheit, doch in-
nerhalb der Kirche wächst der Anteil 
dieser zweiten Gruppe zusehends.

Neben der Gewohnheitsreligiosität 
gewinnt die Entscheidungsreligiosität 
an Gewicht. Eine zunehmende Zahl der 
Mitglieder der Kirche erkennt, dass die 
Kirchenzugehörigkeit eine Verpfl ich-
tung zum Mitmachen bedeutet. Die 
Gemeinschaftsbildung innerhalb der 
Kirchgemeinden ist ein Ereignis, das 
das Kirchenleben fundamental umzu-
gestalten beginnt. Die Kraftverhältnisse 
innerhalb der Kirche verschieben sich. 
Das Gewicht der Kirche in der Sozial-
struktur nimmt zu. Renaissance? Struk-
turwandel? Jedenfalls eine Verände-
rung der Sozialform der Religion hin 
zu mehr Bewusstheit und mehr Partizi-
pation der Gläubigen. Die dabei gefor-
derte Bewusstheit, menschliche Auto-
nomie und das Engagement sind aber 
Eigenschaften, die in den nicht akade-

misch gebildeten Schichten Mangelwa-
re sind. Wer sich dort nicht nach der 
Tradition richtet, wird kaum zur Kirch-
lichkeit bewegt. Selbst in den Aufbrü-
chen nach der Wende konnten die städ-
tischen Mittelschichten von der Kirche 
nur sporadisch erreicht werden.

Ausblicke

Die ehemals traditionsgebundenen 
Agrar gesellschaften Ost-Mitteleuropas 
haben sich, in den Jahren des Kommu-
nismus zu Industriegesellschaften ge-
mausert, die ein ansehnliches Lebens-
niveau erreicht und dafür viel von 
ihren Traditionen und gemeinschaftli-
chen Strukturen eingebüßt haben. Die-
ser Wandel erfolgte fast unbemerkt, zu-
mal die Menschen mit ihren indivi-
duellen Arrangements im Parteistaat 
beschäftigt waren. Die Wende brach-
te die Stunde der Wahrheit und die 
Herausforderung, sich einer pluralisti-
schen Situation der Moderne zu stellen. 
Der Prozess geht also weiter. 

Der Anteil der ländlichen Bevölke-
rung ist in mehreren Ländern der Re-
gion noch zehn- und mehrfach so hoch 
wie in westlichen Ländern. Der Man-
gel an Arbeitsplätzen drängt die Men-
schen jedoch gerade in solchen Län-
dern zur Mobilität. Die zum Teil noch 
vorhandene traditionelle Einheitskultur 
kommt in unserer Zeit endgültig in Be-
drängnis. So ist es nur eine Frage der 
Zeit, wie lange Rumänien und Polen 
noch – und etwas weniger die Slowa-
kei und Kroatien – als Sonderfälle er-
scheinen werden. Das Problem dieser 
Länder ist, ob und wie sie die Traditi-
onsreligiosität in eine Entscheidungs-
religiosität überführen, wie sie eine kle-
ruszentrierte Kirchenordnung in eine 
partizipatorische Struktur verwandeln 
können. Sie haben die Chance, die Stär-
ke der Kirche zu wahren, sofern sie sich 
den Eigenschaften der modernen Ge-
sellschaft entsprechend verhalten. Tun 
sie es nicht, können sie großer Einbrü-
che und Verluste gewiss sein.

Die Kirchen der stärker entchrist-
lichten Länder stehen vor anderen Fra-
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6.  Wir können heute Prozesse der 
Säkularisierung, einen Wandel 
der Rolle der Kirche in der Gesell-
schaft sowie die Verschiebung von 
einer Gewohnheits- zu einer Ent-
scheidungsreligiosität beobachten. 
Wohin diese Entwicklungen füh-
ren werden, hängt von den Kir-
chen und den Christen der einzel-
nen Länder ab.

gen. Sie haben ihre frühere kulturbe-
stimmende und politisch maßgebliche 
Position verloren. Sie sind eine Kraft 
unter vielen geworden. Ihr Gewicht 
reicht nicht aus, um etwas zu diktie-
ren. Die Situation drängt sie, ihre Ab-
sichten über den Weg der Abstimmung 
mit anderen Akteuren zu erreichen. Die 
entscheidende Frage dabei ist, ob sie 
den Pluralismus vollherzig akzeptie-
ren, mit Anders- und Nichtglauben-
den partnerschaftliche Beziehungen 
entwickeln, sich für die Nöte der Ge-
sellschaft engagieren wollen; ob sie 
sich als fähig erweisen die gegenwär-
tige Bewahrungsstrategie durch eine 

zeitgemäße Ansprech- und Dialogbe-
reitschaft zu ersetzen. Die Traditionen 
der Amtskirche und die in der kommu-
nistischen Zeit eingeübte verkrampfte 
Verteidigungshaltung geben dazu we-
nig Hilfe. Einer Kirche in Minderheits-
position bleibt aber keine andere Op-
tion, sofern sie ihrer Sendung treu und 
für alle offen bleiben will.

Die Entscheidungen liegen bei den 
Kirchen der einzelnen Länder. Eine 
Prognose kann demnach nicht erstellt 
werde. Die in den vergangenen beiden 
Jahrzehnten geleisteten Beiträge zu ei-
nem Aufbruch bezeugen die Lebendig-
keit der Kirche. Sie sprechen auch dafür, 
dass sie grundsätzlich die Fähigkeiten 
besitzt, die Zeichen der Zeit zu verste-
hen und ihre Aufgabe zu meistern. Es 
kann aber noch große Opfer kosten, 
bevor sie sich zu einem umfassenden 
Wandel ihrer Handlungsweise und ihres 
Organisationsmodells durchringt. 

Fazit

1.  Über eine Gewichtszunahme der 
Religion in den Gesellschaften 
Ost-Mitteleuropas nach dem En-
de des Kommunismus kann kein 
Zweifel bestehen. Die Kirchen sind 
zu mächtigen öffentlichen Akteu-
ren geworden. Ihr Absolutheitsan-
spruch erleichtert aber nicht ihre 
Beziehungen zu anderen Akteuren. 
Schwierigkeiten sind vor allem dort 
entstanden, wo die Christen in der 
Minderheit sind.

2.  Gleichfalls unbestreitbar ist die Re-
stauration des Kirchensystems und 
der Einrichtungen der Kirche. Da-
durch konnte sie nur unter Konfl ik-
ten zu einem gewichtigen Partner im 
Aufbau einer pluralistischen demo-
kratischen Ordnung werden. 

3.  Ein Aufschwung der Religiosität er-
folgte unmittelbar nach der Wende. 
Die Entwicklung ist seither diffe-
renzierter geworden. Es gibt große 
Länderunterschiede, und der Auf-
schwung konzentriert sich auf städ-
tische, gebildete junge Erwachsene, 
wogegen die städtischen, nicht aka-
demisch gebildeten Mittelschichten 
zum großen Teil kirchenfern blei-
ben. 

4.  Allgemein wächst die Suche nach 
Gott, weniger die Verbreitung des 
Kirchgangs. Der religiöse Auf-
schwung ist auch innerhalb der 
Kirche zu beobachten, zum großen 
Teil ist er jedoch im außerkirchli-
chen Raum zu fi nden.

5.  Innerhalb der Kirche kam es nach 
der Wende zuerst zu einer merkli-
chen Bedeutungszuwachs des Kle-
rus, seither verstärkt sich aber die 
Partizipation der Laien.

Miklós Tomka (* 1941), Dr. Dr. h. c., 
ist Professor an der Katholischen Pé-
ter Pázmány Universität sowie an der 
Semmelweis Universität in Budapest. Er 
ist Direktor der Religionssoziologischen 
Forschungsstelle. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind der religiöse Wandel 
in Ost-Mitteleuropa sowie die verglei-
chende Erforschung postkommunisti-
scher Gesellschaften. Zu seinen letzten 
Veröffentlichungen gehören: Egyház a 
társadalomban (= Die Kirche in der Ge-
sellschaft. ungarisch) Budapest 2007; 
Religionen und Kirchen in Ost(Mittel)
Europa. Entwicklungen seit der Wen-
de (mit P. M. Zulehner und I. Naletova), 
I: Ostfi ldern, II: Wien 2008; Wie geht 
es den Menschen in den Transforma-
tionsländern? In: Renöckl/Morciniec/
Rammer (Hg.): Umbrüche gestalten. 
Sozialethische Herausforderungen im 
neuen Europa. Wien/Würzburg 2008, 
44–58; Religiosität, Konfessionalität 
und gesellschaftliche Identität in Ost- 
und Mitteleuropa. In: Eberhard/Lübke 
(Hg.): Die Vielfalt Europas. Identitäten 
und Räume, Leipzig 2009, 185–201.
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Zwischen europäischer Integration 
und europaskeptischem Populismus
Politische Entwicklungen in Ostmittel- und Südosteuropa

In den letzten Jahren haben populistische Politiker und Parteien in den ostmittel- 
und südosteuropäischen Staaten gerade nach deren EU-Beitritt vielfach Wahler-
folge verbuchen können, was zu Irritationen und Verunsicherung in den alten EU-
Ländern geführt hat. Populistische Parteien verdanken ihren Aufstieg dabei nicht 
in erster Linie ihrer häufi g anzutreffenden euroskeptischen Rhetorik, sondern den 
unerfüllten Hoffnungen, die die Bevölkerungen in den Transformationsprozess ge-
setzt hatten. Die Länder des „Westlichen Balkans“, die noch nicht zur EU gehören, 
haben dagegen in den letzten Jahren Fortschritte auf dem Weg der Annäherung 
zur EU gemacht.

Stefan Kube

Erstes Schlaglicht: Im Vorfeld der dies-
jährigen Europawahlen wurde in den 
alten EU-Ländern vielfach die Sorge 
laut, dass es in den ostmittel- und süd-
osteuropäischen Ländern, die 2004 bzw. 
2007 der Europäischen Union beige-
treten sind, zu einem Anwachsen von 
populistischen und europaskeptischen 
Parteien kommen könnte. Anlass zur 
Sorge bot vor allem das Engagement 
des ehemaligen polnischen Staatsprä-
sidenten Lech Wałesa und des jetzi-
gen tschechischen Staatsoberhaupts 
Vaclav Klaus für die europaskeptische 
Bewegung Libertas des irischen Ge-
schäftsmanns Declan Ganley. Außer-
dem verhieß die schon seit längerem 
zu beobachtende zunehmende Pola-
risierung und Radikalisierung der in-
nenpolitischen Auseinandersetzung in 
Ungarn nichts Gutes: Die rechtsextre-
mistische Jobbik-Partei  konnte bei der 
letzten Wahl rund 15 % der Stimmen 
erreichen und stellt nun drei Abgeord-
nete im Europaparlament. In Bulgari-
en ging GERB als Wahlsiegerin hervor, 
obwohl die Partei erst Ende 2006 ge-
gründet worden war. Ihren Erfolg ver-
dankt sie in erster Linie ihrer charisma-

˛

tischen Führungspersönlichkeit – Boiko 
Borisov, der damals noch Oberbürger-
meister von Sofi a war. Dank Borisov, 
der sich den Wählerinnen und Wäh-
lern als entschlossener und volksnaher 
„Law-and-Order-Mann“  präsentierte (in 
Bulga rien wird er deshalb auch gerne 
„Bruder Boiko“ genannt), konnte GERB 
24 % der Wählerstimmen erringen. In 
den anschließenden nationalen Parla-
mentswahlen am 5. Juli konnte GERB 
 ihren Wähleranteil sogar noch ausbau-
en: Mit annährend 40 % gewann die 
Partei die Wahlen deutlich, und Bori-
sov wurde neuer bulgarischer Minister-
präsident. Seine Minderheitsregierung 
wird u. a. von der nationalistischen und 
europa skeptischen „Ataka“ unterstützt, 
die ebenfalls zu den Gewinnern der na-
tionalen Parlamentswahlen gehörte. Die 
von dem Journalisten Volen Siderov 
geführte „Ataka“ wirbt dabei mit Fun-
damentalkritik an den bisherigen po-
litischen Eliten um Zustimmung in der 
Bevölkerung („Holen wir uns Bulgarien 
zurück!“) und verbreitet über den pri-
vaten Fernsehkanal Skat TV regelmäßig 
Hetzkampagnen gegen Minderheiten, 
vor allem gegen Türken und Roma.

Zweites Schlaglicht: Mitte Juli be-
schloss die EU-Kommission, ab 2010 
die Visapfl icht bei Reisen von Bür-
gerinnen und Bürgern Serbiens, Ma-
kedoniens und Montenegros in den 
Schengen-Raum aufzuheben. Dieser 
Entscheid der Kommission muss zwar 
noch vom EU-Ministerrat gebilligt wer-
den, doch wird dessen Zustimmung bis 
Ende Oktober erwartet. Mit der Libe-
ralisierung der Visa-Regelungen soll 
vor allem jungen Menschen das Rei-
sen nach Westeuropa erleichtert wer-
den, das sie bisher zumeist nur aus Er-
zählungen der Elterngeneration ken-
nen. EU-Erweiterungskommissar Olli 
Rehn erhofft sich von der neuen Rege-
lung zudem eine „weitere Europäisie-
rung der Westbalkan-Länder“. Um al-
lerdings in den Genuss visafreien Rei-
sens zu gelangen, müssen Serbien und 
Montenegro noch einige Bedingungen 
hinsichtlich besserer Grenzkontrollen 
sowie der biometrischen Pässe erfül-
len. Vorerst ausgeschlossen von Reise-
erleichterungen bleiben Albanien, Bos-
nien-Herzegowina und Kosovo.

In vielerlei Hinsicht spiegeln diese 
beiden Schlaglichter treffend das der-
zeitige Verhältnis der ostmittel- und 
südosteuropäischen Länder zur europä-
ischen Integration wider: Auffällig ist 

Politische Krisenphänomene einerseits und 
Annäherung an die EU andererseits
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Das Bild „Der ungläubige Thomas“, 
Öl auf Leinwand,107 × 146 cm, wurde 
von Michelangelo Caravaggio im Jahre 
1601/2 gemalt und befi ndet sich heute 
in der Gemäldegalerie von Schloss 
Sanssouci.

Das Thema des Sehens ist hier mit 
drastischem Naturalismus dargestellt, 
in seiner Radikalität unvergleichlich 
in der italienischen Kunst.

In dem großformatigem Selbstportrait 
des Malers Thomas Jessen von 2003, 
Öl auf Leinwand, 200 × 510 cm, taucht 
dieses Bild auf.

Seht, das ist mein Leib …

Detail aus: Selbst

Thomas Jessen, Selbst, 2003, Öl/Leinwand, 200 × 510 cm
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einerseits, dass sich in den neuen EU-
Mitgliedsländern, besonders in den sog. 
Visegrád-Staaten (Polen, Tschechien, 
Slowakei und Ungarn) gerade seit deren 
EU-Beitritt politische Krisenphänome-
ne häufen. Dies ist umso erstaunlicher, 
als die vier Länder nach 1989/90 lan-
ge Zeit als Vorreiter beim Systemwan-
del und beim EU-Erweiterungsprozess 
galten. Eine zunehmende Polarisierung 
der innenpolitischen Auseinanderset-
zung und das Entstehen von populis-
tischen Parteien und Gruppierungen, 
die beachtliche Wahlerfolge erringen 
und teilweise sogar Regierungsverant-
wortung übernehmen konnten, hat je-
doch in den letzten Jahren Zweifel an 
der politischen Stabilität und demo-
kratischen Reife der einstigen „Mus-
terschüler“ unter den postkommunis-
tischen Ländern aufkommen lassen. – 
Dagegen sind andererseits die Länder 
des „Westlichen Balkans“ – Bezeich-
nung für die jugoslawischen Nachfol-
gestaaten (ohne Slowenien) und für Al-
banien –, die vor allem in den 1990er 
Jahren in Zusammenhang mit Nationa-
lismus und Populismus gebracht wur-
den, durch innenpolitische Reformen 
und den Wunsch nach Mitgliedschaft 
in den letzten Jahren näher an die EU 
herangerückt. Jüngstes Beispiel hierfür 
ist der Wahlsieg der proeuropäischen 
Kräfte bei den serbischen Parlaments-
wahlen am 11. Mai 2008.

Charakteristika des Populismus

Wenn vom Erstarken des Populismus in 
Ostmittel- und Südosteuropa die Rede 
ist, dann gilt es zuerst zu fragen, was 
mit dem Begriff eigentlich gemeint ist. 
Denn zu Recht hat Ralf Dahrendorf da-
rauf hingewiesen, dass „des einen Po-
pulismus des anderen Demokratie ist, 
und umgekehrt. […] Die Grenze zwi-
schen beiden, Demokratie und Popu-
lismus, Wahlkampfdebatte und Dema-
gogie, Diskussion und Verführung ist 
nicht immer leicht zu ziehen“ (Dahren-
dorf 2003, 156). Nicht jedes vollmun-
dige Wahlversprechen und nicht jeder 

Appell von Politikern an das „Bauch-
gefühl“ der Menschen lässt sich als po-
pulistisch bezeichnen. Populismus lässt 
sich auch nicht eindeutig auf einer 
Links-Rechts-Achse verorten; so sind 
in Ostmittel- und Südosteuropa sowohl 
rechtspopulistische als auch linkspopu-
listische Strömungen anzutreffen. Mit 
Populismus ist vielmehr ein bestimmter 
„Politikstil, eine ‚Politik-, Interaktions- 
und Kommunikationsform‘, mithin ei-
ne bestimmte Methode des politischen 
Konfl iktaustrags gemeint“ (Lang 2009, 
S. 7). Kennzeichnend für diese Methode 
der politischen Konfl iktaustragung ist, 
dass Populisten für sich beanspruchen, 
den einzig „wahren Volkswillen“ zu 
verkörpern und diesen „unverfälscht“ 
wiederzugeben. Den etablierten Partei-
en und politischen Eliten – dem „Estab-
lishment“ – werfen populistische Kräfte 
dagegen vor, nur ihre eigenen partiku-
laren Interessen zu verfolgen.

Im Zentrum populistischer Politik 
steht somit die Auffassung, dass die 
Gesellschaft in zwei homogene Blöcke 
zerfällt: auf der einen Seite „das Volk 
als solches“ und auf der anderen Seite 
„die korrupte Elite“. Populistische Be-
wegungen reklamieren dabei für sich, 
dem „entrechteten und ausgebeuteten 
Volk“ wieder eine Stimme gegen „die 
da oben“ zu geben. Im Gestus einer 
Anti-Establishment- bzw. Anti-Sys-
tem-Partei, zumeist mit einer charis-
matischen Führungspersönlichkeit an 
der Spitze, treten populistische Partei-
en für eine radikale Veränderung des 
status quo ein und stellen die reprä-
sentative Demokratie und das parla-
mentarische System in Frage. In der 
politischen Auseinandersetzung ope-
rieren populistische Parteien mit Ver-
einfachungen und einer dichotomi-
schen Weltsicht, bei der Gut und Bö-
se klar von einander geschieden sind. 
Vertreter anderer Parteien werden dem-
entsprechend nicht als politische Ge-
genspieler akzeptiert, sondern als zu 
bekämpfende Feinde wahrgenommen. 
Vielfach rücken zudem gesellschaft-
liche Minderheiten und die Europäi-
sche Union als Feindbilder populisti-

scher Kräfte ins Visier, da sie als Bedro-
hung der eigenen nationalen Identität 
angesehen werden.

Populismus in Ostmitteleuropa

Signalwirkung für eine Veränderung 
der politischen Landschaft in Ostmit-
teleuropa hatten die Parlamentswahlen, 
die 2005/06 in Polen, Ungarn und der 
Slowakei stattfanden. In Polen kamen 
die Kaczynski-Zwillinge mit ihrer Partei 
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS) an die 
Macht, die mit teilweise rechtsstaatlich 
zweifelhaften Mitteln für eine „Vier-
te Republik“ kämpften. Aus der Sicht 
der Brüder Kaczynski hat sich nämlich 
die Dritte Republik, die 1989 am „Run-
den Tisch“ gegründet worden war, als 
Fehlschlag bzw. fauler Kompromiss 
erwiesen. So habe es die Dritte Repu-
blik zugelassen, dass sich zwielichti-
ge Netzwerke im Staat herausbildeten, 
die vor allem von der Ex-Nomenklatura 
beherrscht würden. Mit Schlagworten 
wie „Reparatur“ und „Gesundung“ des 
Staates traten die Brüder Kaczynski da-
her für eine moralische Revolution und 
radikale „Entkommunisierung“ ein. Als 
Bündnispartner in der Regierung hat-
ten sich die Kaczynski-Zwillinge zwei 
populistische Bewegungen ausgesucht: 
die nationalkatholische „Liga polni-
scher Familien“ (LPR) und die bäuer-
liche Samobrana (Selbstverteidigung). 
Der Parteivorsitzende der LPR, Roman 
Giertych, erregte dabei als Bildungs-
minister besonders dadurch Aufsehen, 
dass er die Werke von Goethe und Dos-
tojewski aus dem Lehrplan polnischer 
Schulen streichen wollte. Nach fast 
zwei Jahren permanenter Regierungs-
krise kam es im Oktober 2007 zu Neu-
wahlen, in der die von der PiS geführte 
Regierung abgewählt wurde.

Bei den ungarischen Parlaments-
wahlen im April 2006 wurde zwar 
erstmals seit dem demokratischen Um-
bruch nach 1989/90 eine Regierung 
im Amt bestätigt. Doch führte die Ver-
öffentlichung einer nichtöffentlichen 
Rede des damaligen Ministerpräsiden-

´

´

´

´
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ten Ferenc Gyurcsány vor seinen Par-
teifreunden in der Tagespresse zu ei-
ner innenpolitischen Dauerkrise. In 
der Rede hatte Gyurcsány zugegeben, 
die Staatsverschuldung vor den Parla-
mentswahlen bewusst verheimlicht zu 
haben. Als die Rede – von der Opposi-
tion als „Lügenrede“ bezeichnet – dann 
im Herbst 2006 publik wurde, kam es 
zu teilweise gewaltsamen Demonstra-
tionen in Budapest. Die Oppositions-
partei Fidesz unterstützte die Demon-

strationen und boykottierte lange das 
Parlament, um eine Ablösung der re-
gierenden Sozialisten um Ministerprä-
sident Gyurcsány zu erzwingen. Trotz 
des Rücktritts von Gyurcsány im März 
2009 haben die parteipolitische Polari-
sierung und die Radikalisierung der po-
litischen Auseinandersetzung zwischen 
Sozialisten und Fidesz zu einem zuneh-
menden Populismus im Land geführt. 
Davon hat vor allem die rechtsextre-
mistische Jobbik-Partei profi tiert.

rung kam es im Verhältnis zur ungari-
schen Minderheit in der Slowakei und 
zum Nachbarland Ungarn. Insbeson-
dere die antiungarischen Ausfälle von 
Ficos Koalitionspartner, der SNS und 
dessen Parteichef Ján Slota, sorgen im-
mer wieder für Verwerfungen zwischen 
den beiden Ländern, und haben zu ei-
ner Vertrauenskrise der ungarischen 
Minderheit in den slowakischen Staat 
geführt. Jüngstes Beispiel hierfür ist 
das restriktive Sprachgesetz, das zum 
1. September in Kraft getreten ist und 
Massenproteste der ungarischen Min-
derheit ausgelöst hat. Laut dem neuen 
Gesetz soll in den meisten Bereichen des 
öffentlichen Lebens Slowakisch als of-
fi zielle Sprache verwendet werden, bei 
Zuwiderhandlung droht eine Geldstra-
fe von bis zu 5000 Euro. Auch im Be-
reich des Presserechts verfolgt die Re-
gierung Fico eine restriktivere Politik: 
So ist im neuen Pressegesetz, das im 
April 2008 verabschiedet worden ist, 
neben dem auch zuvor existierenden 
Recht auf Gegendarstellung bei offen-
sichtlicher Falschinformation auch ein 
„Recht auf Antwort“ festgeschrieben. 
Kritiker des Gesetzes befürchten, dass 
dieses bei extensiver Anwendung an-
dere publizistische Inhalte verdrängen 
könnte, da die jeweilige Reaktion an 
gleicher Stelle platziert werden muss 
wie der ursprüngliche Beitrag.

Insgesamt zeigen die ersten drei Re-
gierungsjahre Ficos, dass es unter sei-
ner Führung zwar nicht zu einer Neu-
aufl age der semiautoritären Praktiken 
aus der Meciar-Ära gekommen ist. Al-
lerdings hat der Linkspopulismus à la 
Fico mit seiner häufi g antikapitalisti-
schen und nationalistischen Rhetorik 
zu einer Verschärfung des innenpoliti-
schen Klimas geführt – am deutlichs-
ten sichtbar im Verhältnis zur ungari-
schen Minderheit.

ˇ

Linkspopulistische Regierung in der Slowakei

Aus den slowakischen Parlamentswah-
len im Juni 2006 ging die Partei SMER-
SD („Richtung – Sozialdemokratie“) un-
ter Robert Fico als Wahlsiegerin hervor; 
die bisherige Regierung unter Minister-
präsident Mikuláš Dzurinda (seit 1998) 
wurde abgewählt. Dzurinda hatte zwar 
der Slowakei durch Privatisierungen, 
marktorientierte Reformen und die 
Einführung einer Flat-Tax ein verita-
bles Wirtschaftswachstum beschert und 
dem Land international den Ruf eines 
aufstrebenden „Tigerstaates“ erworben, 
doch die gesellschaftlichen Kosten sei-
ner Politik vernachlässigt. In der Bevöl-
kerung wurde daher zunehmend der Ruf 
nach sozialen Korrekturen der Reform-
politik laut. Von der verbreiteten Unzu-
friedenheit profi tierte vor allem Ficos 
Smer, die im Wahlkampf mit dem Ver-
sprechen antrat, mit der radikalen Re-
formpolitik Dzurindas brechen zu wol-
len. Nach seinem Wahlsieg ging Fico ein 
Regierungsbündnis mit der nationalis-
tischen „Slowakischen Nationalpartei“ 
(SNS) und mit der „Bewegung für eine 
Demokratische Slowakei“ (HZDS) ein. 
Die Beteiligung dieser beiden Parteien 
an der Regierung rief im In- und Aus-
land erhebliche Kritik hervor, da vor al-
lem die SNS für ihre antiungarischen 
und fremdenfeindlichen Ausfälle be-
rüchtigt ist. Mit der HZDS und ihrem 
Parteiführer Vladimír Meciar verbinden 
sich ungute Erinnerungen an die frü-
hen 1990er Jahre: Von 1993 bis 1998 – 
mit einer kurzen Unterbrechung – re-

ˇ

gierte Meciar die gerade selbständig ge-
wordene Slowakei und errichtete mit 
seinen Gefolgsleuten eine Art semiau-
toritäres Regime. Während der Regie-
rungszeit Meciars stand die Slowakei 
daher im internationalen Abseits und 
Beitrittsverhandlungen mit der EU und 
der NATO waren blockiert.

Entgegen vielfach geäußerten Be-
fürchtungen hielt jedoch Fico nach sei-
nem Wahlsieg mehr oder weniger an 
der reformfreudigen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik seines Vorgängers fest. 
Abgesehen von einigen öffentlichkeits-
wirksamen sozialpolitischen Maßnah-
men (Abschaffung der Praxisgebühren 
beim Arztbesuch, einer Art 13. Monats-
zahlung für Rentner) setzte die Smer-
Regierung wenig neue Akzente. Selbst 
die Flat-Tax blieb, obwohl die Partei 
diese noch im Wahlkampf heftig be-
kämpft hatte. Auch in der Europapolitik 
gab es keinen signifi kante Änderung: 
mit den Stimmen der Regierungskoali-
tion wurde der Lissabon-Vertrag ratifi -
ziert, und dank einer weiterhin soliden 
Haushaltsführung konnte die Slowakei 
Anfang 2009 den Euro einführen.

Dennoch blieb nicht alles beim Al-
ten: Zu einer deutlichen Verschlechte-

ˇ

ˇ

Populismus als Antwort auf unerfüllte Hoffnungen

Auffällig ist, dass sich der gegenwär-
tige Aufschwung populistischer Politik 
in den ostmittel- und südosteuropäi-

schen Ländern nach deren Beitritt zur 
EU vollzieht. Weist dies auf ein „Post-
Beitritts-Syndrom“ oder gar auf eine 
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ten, scheint diesbezüglich nicht mehr 
zu funktionieren. Aufgabe der etablier-
ten Parteien muss es daher sein, verlo-
renes Vertrauen der Bevölkerung ge-
rade hinsichtlich der sozialen Folgen 
des Transformationsprozesses wieder 
zu gewinnen.

zunehmende generelle Europaskepsis 
in den neuen EU-Ländern hin? Gegen 
letztere Vermutung spricht, dass laut 
Eurobarometer 2009 in den neuen Mit-
gliedsstaaten das Vertrauen in die EU 
höher ist als im EU-Durchschnitt. So 
gaben in der Slowakei 65 % aller Be-
fragten an, Vertrauen in die europäi-
schen Institutionen zu besitzen; in Bul-
garien 63 % und in Polen 52 % (zum 
Vergleich dazu: in Deutschland 46 %, in 
Frankreich 43 %; der EU-Durchschnitt 
liegt bei 47 %). Dagegen genießen die 
nationalen Institutionen in den neuen 
Mitgliedsstaaten deutlich weniger Ver-
trauen: Der eigenen Regierung vertrau-
en in Ungarn nur 14 %, in Bulgarien 
17 %, in Polen 21 % und in der Slowakei 
38 % (im Vergleich dazu: in Deutsch-
land 45 %; der EU-Durchschnitt liegt 
bei 32 %).

Die Wahlerfolge populistischer 
Parteien sind somit nicht – zumindest 
nicht mittelbar – auf den EU-Beitritt 
zurückzuführen, sondern diese hängen 
in erster Linie mit unerfüllten Hoffnun-
gen sowie Funktionsdefi ziten von Staat 
und Verwaltung in den jeweiligen Län-
dern zusammen: Alle neuen EU-Mit-
gliederländer haben auf dem Weg zum 
Beitritt schwierige, mit vielen Rück-
schlägen und unpopulären Reformen 
verbundene Transformationsprozesse 
durchlaufen, um die verlangten poli-
tischen und ökonomischen Stabilitäts-
kriterien zu erfüllen. Der EU-Beitritt 
bedeutet zwar in dieser Hinsicht das 
Ende der Transformationsperiode und 
die nunmehr bestätigte Zugehörigkeit 
zum „wohlhabenden Teil“ des Kon-
tinents. Doch sind nach dem Beitritt 
die in den Transformationsprozess ge-
setzten Hoffnungen und Erwartungen 
(auch und gerade bezüglich einer bal-
digen Anhebung des Lebensstandards) 
rasch und weitgehend verfl ogen und 
vielfach Enttäuschungen gewichen. Für 
viele Menschen ist offenkundig und 
im Alltag spürbar, dass sie das Wohl-
standsniveau der alten EU noch lange 
nicht erreicht haben und vermutlich 
auch erst in relativ ferner Zukunft er-
reichen werden. Populistische Parteien 

Die EU und der Westliche Balkan

Auf ihrem Balkan-Gipfel in Thessalo-
niki 2003 hat die EU die Staaten des 
Westlichen Balkans zu „potentiellen 
Beitrittsländern“ erklärt: „Die EU be-
kräftigt, dass sie die europäische Aus-
richtung der westlichen Balkanstaaten 
vorbehaltlos unterstützt. Die Zukunft 
der Balkanstaaten liegt in der Europäi-
schen Union.“ Dieser ermutigenden Er-
klärung steht jedoch ein langsamer An-
näherungsprozess der westlichen Balk-
anländer an die EU gegenüber, wobei 
die einzelnen Länder in den letzten 
Jahren unterschiedliche Fortschritte 
erzielt haben.

An der Spitze liegt Kroatien, mit 
dem die EU im Oktober 2005 offi ziell 
Beitrittsverhandlungen aufgenommen 
hat. Die größte Hürde für den Beginn 
der Beitrittsverhandlungen war dabei 
die von der EU geforderte Kooperation 
mit dem Kriegsverbrechertribunal in 
Den Haag. Besonders der Fall des seit 
2001 fl üchtigen ehemaligen Generals 
Ante Gotovina, dem schwere Kriegsver-
brechen während der kroatischen Mili-
täroperation „Oluja“ („Sturm“) im Au-
gust 1995 zu Last gelegt werden, erwies 
sich als „Stolperstein“ auf dem Annä-
herungsweg Kroatiens zur EU. Interna-
tional wurde den kroatischen Behörden 
mangelnder Einsatz bei der Ergreifung 
Gotovinas vorgeworfen, so dass die EU 
entschied, den für März 2005 anbe-
raumten Beginn von Beitrittsverhand-
lungen mit Kroatien wegen der „Causa 
Gotovina“ zu verschieben. Erst als im 
Herbst 2005 die damalige Chefankläge-
rin des Kriegsverbrechertribunals, Carla 
del Ponte, Kroatien die volle Kooperati-
onsbereitschaft mit Den Haag beschei-

nigte, nahm die EU Beitrittsverhandlun-
gen mit Kroatien auf. Drei Monate spä-
ter wurde auch der fl üchtige General auf 
der Kanareninsel Teneriffa verhaftet.

Makedonien hat im Dezember 2005 
den Status eines Beitrittskandidaten 
verliehen bekommen. Als erstes Land 
des Westlichen Balkans hatte Make-
donien zuvor im Rahmen des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsprozesses 
(SAP) im April 2001 ein gleichnamiges 
Abkommen mit der EU vereinbart. Die 
Unterzeichnung eines Stabilisierungs- 
und Assoziierungsabkommens (SAA) 
stellt einen wichtigen Zwischenschritt 
auf dem Weg zur EU-Mitgliedschaft 
dar, da dadurch das jeweilige Land po-
litisch und wirtschaftlich näher an die 
EU herangeführt werden soll. Mit Al-
banien wurde im Juni 2006 und mit 
Montenegro im März 2007 ein SAA 
unterzeichnet. Zuletzt haben Serbien 
und Bosnien-Herzegowina 2008 ein 
SAA mit der EU vereinbart. Mit Ko-
sovo wird die EU solange keine Ver-
handlungen zu einem SAA aufnehmen 
können, wie der völkerrechtliche Sta-
tus der ehemaligen serbischen Provinz 
trotz der Unabhängigkeitserklärung 
Kosovos am 17. Februar 2008 weiter-
hin ungeklärt ist. Zudem sind sich die 
EU-Länder untereinander uneins: Zwar 
haben die meisten EU-Mitgliedsstaa-
ten die Unabhängigkeit Kosovos an-
erkannt, doch lehnen Spanien, Rumä-
nien, die Slowakei, Griechenland und 
Zypern diese ab. Sie befürchten, dass 
die Unabhängigkeitserklärung Kosovos 
einen gefährlichen Präzedenzfall für 
die jeweiligen Minderheiten im eige-
nen Land darstellen könnte.

profi tieren von dieser Unzufriedenheit 
der Bevölkerung, die die Reformdivi-
dende der harten Transformationsjahre 
einfordert. Der Anpassungskonsens der 
letzten Jahre auf dem Weg zum EU-Bei-
tritt, als selbst sozialistische Parteien 
eine liberale Wirtschaftspolitik verfolg-
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Mit Ausnahme von Kroatien, das 
sich 2010/11 als Beitrittstermin gesetzt 
hat (in letzter Zeit waren die Beitritts-
verhandlungen blockiert, da das EU-
Mitglied Slowenien wegen Grenzstrei-
tigkeiten mit Kroatien sein Veto einge-
legt hatte), werden die übrigen Länder 
der Region die politischen, wirtschaft-
lichen und rechtlichen Beitrittskriteri-
en zur EU vermutlich in nächster Zu-
kunft nicht erfüllen können. Die War-
tezeit zwischen dem Etappenziel SAA 
bis zum Endziel Vollmitgliedschaft ist 
realistischerweise zwischen 10 und 20 
Jahren anzusetzen. Trotz dieses langen 
Zeitraums darf der Region, die schon 
heute von EU-Mitgliedstaaten umringt 
ist, die Beitrittsperspektive nicht ver-
loren gehen. Damit sich der Westliche 
Balkan nicht zu einem „weißen Fleck“ 
auf der politischen Landkarte Europas 
entwickelt, gekennzeichnet durch poli-
tische Instabilität, Nationalismus, Mig-
rationsdruck und grenzüberschreiten-
der Kriminalität, müssen seine Länder 
vielmehr zügig an die EU herangeführt 
werden.

Eine dauerhafte Nicht- Integration 
könnte der EU im schlimmsten Fall 
deutlich höhere Folgekosten besche-
ren als eine Integration. Nicht zuletzt 
sprechen historische und kulturel-
le Gemeinsamkeiten für eine konse-
quente EU-Südosterweiterung. Dabei 
muss einerseits den Beitrittskandida-
ten klar sein, dass es keinen Erwei-
terungsautomatismus gibt. Die eige-
nen Hausaufgaben bezüglich der Bei-
trittskriterien müssen gemacht werden, 
da es aufgrund der Aufnahme- und 
Funktionsfähigkeit der EU keine poli-
tischen Rabatte wie noch bei der Er-
weiterungsrunde von 2004 mehr geben 
wird. Andererseits muss aber auch die 
EU dem Verdacht vorbeugen, sie messe 
mit zweierlei Maß. Um nicht die eige-
ne Glaubwürdigkeit zu verspielen, was 
zu einem Nachlassen des Reformeifers 
oder gar zu einem Wiederaufl eben von 
Nationalismen in der Region führen 
könnte, sollte die EU deutliche Signa-
le an den Westlichen Balkan senden, 
dass sie zu ihren getroffenen Zusagen 

steht und an dem eingeschlagenen In-
tegrationsprozess festhält. Die Libera-
lisierung der Visa-Regelungen – zu-
mindest für Serbien, Makedonien und 
Montenegro – ist daher ein Schritt in 

die richtige Richtung, da sie für die 
Bevölkerung der jeweiligen Länder ei-
ne spürbare Verbesserung der sozialen 
Lebensbedingungen darstellt.

Serbiens ambivalentes Verhältnis zur EU

Als besonderer Fall unter den Ländern 
des Westlichen Balkans sei zum Ab-
schluss Serbien herausgegriffen. Serbi-
en stellt insofern einen Sonderfall un-
ter allen Transformationsländern dar, 
als es nach 1989 einen „Sonderweg“ 
einschlug. Im Gegensatz zu den meis-
ten anderen ostmittel- und südosteu-
ropäischen Ländern, die sich der dama-
ligen Europäischen Gemeinschaft (EG) 
zuwandten und mittelfristig einen Bei-
tritt zur EG anstrebten (zumindest von 
der offi ziellen Rhetorik gilt dies sogar 
für die semiautoritären Regime von 
Meciar in der Slowakei und von Fran-
jo Tudman in Kroatien), wandte sich 
Serbien unter der Herrschaft von Slo-
bodan Miloševic vorerst vom europä-
ischen Integrationsprojekt ab. Den Weg 
für eine erneute Annäherung Serbiens 
an Europa bereitete erst der Sturz des 
Miloševic-Re gimes im Oktober 2000. 
Zu diesem Zeitpunkt befand sich das 
Land in einem beklagenswerten Zu-
stand: Die wirtschaftlichen und sozia-
len Folgen der verlorenen Kriege, die 
außenpolitische Isolierung und die in-
ternationalen Sanktionen, die NATO-
Luftangriffe, Misswirtschaft und Ma-
chenschaften der Mafi a hatten Serbien 
auf den Stand eines Entwicklungslandes 
zurückgeworfen. Verglichen mit ande-
ren postsozialistischen Staaten starte-
te Serbien somit mit rund zehnjähriger 
Verspätung in die schwierige Transfor-
mationsphase, die mit schmerzhaften 
Einschnitten für die Bevölkerung ver-
bunden war.

Die neue Regierung unter Minister-
präsident Zoran Ðindic und Staatsprä-
sident Vojislav Koštunica stand nach 
dem Sturz von Miloševic vor enormen 
Herausforderungen, die nicht zuletzt 
auch die Frage nach dem zukünftigen 

ˇ
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Verhältnis Serbiens zum „Westen“ um-
fassten. In dieser Hinsicht genießt die 
NATO aufgrund der Luftangriffe von 
1999 – kaum überraschend – bis heu-
te einen äußerst unpopulären Ruf im 
Land. Zum erklärten Ziel der neuen 
politischen Elite wurde dagegen die 
Integration Serbiens in die EU. Dabei 
zeigten sich allerdings schon bald tiefe 
Risse im Regierungslager, da Minister-
präsident Ðindic und Staatspräsident 
Koštunica unterschiedliche Strategien 
bei der Annäherung an die EU ver-
folgten. Während Ðindic einen zügigen 
und umfassenden Reform- und Trans-
formationsprozess befürwortete, ver-
folgte Koštunica eine eher bremsende, 
national-konservative Politik. Im Hin-
tergrund dieser beiden unterschiedli-
chen Politikstile standen unterschied-
liche Sichtweisen auf die „Rückkehr“ 
Serbiens nach Europa: Für Ðindic be-
deutete eine Europäisierung Serbiens 
vor allem einen Politikwandel inner-
halb Serbiens. Dagegen sah Koštunica 
die „Rückkehr“ Serbiens nach Europa 
mit dem Sturz des Miloševic-Regimes 
weitgehend abgeschlossen; für eine 
weitere Annäherung Serbiens an die 
EU bedürfte es dann vor allem einer 
Änderung der europäischen Politik und 
der negativen Stereotypen gegenüber 
Serbien. Nach dem Attentat auf Ðindic 
am 12. März 2003 geriet der Transfor-
mations- und Annäherungsprozess an 
die EU deshalb immer mehr ins Sto-
cken. Koštunica, der von 2004 bis Juli 
2008 das Amt des Ministerpräsidenten 
bekleidete, verfolgte eine widersprüch-
liche Politik: einerseits Annäherung an 
das Regelwerk der EU und andererseits 
Verweigerung eines Neuanfangs in der 
„nationalen Frage“.

¯ ´

¯ ´

¯ ´

´

¯ ´

ef - amos 04_2009 - seiten001-056.indd   33ef - amos 04_2009 - seiten001-056.indd   33 04.01.2010   09:22:4104.01.2010   09:22:41



MOSINTERNATIONAL 3. Jg. (2009) Heft 434

Schwerpunktthema

Priorität für Koštunica hatte vor al-
lem die Kosovo-Frage: Wesentlich auf 
sein Betreiben wurde am 30. Oktober 
2006 mit 52,3 % per Referendum eine 
neue Verfassung bestätigt, in der Koso-
vo als untrennbarer Bestandteil Serbi-
ens festgeschrieben wurde. Die Zusam-
menarbeit mit dem Haager Tribunal, die 
die EU wie im Falle Kroatiens zur Be-
dingung von Beitrittsverhandlungen 
gemacht wurde, betrachtete Koštunica 
eher als „lästige Pfl ichtübung“. So lie-
ferte die Regierung Koštunica erst auf 
internationalen Druck und nach der 
kurzzeitigen Aussetzung der Verhand-
lungen zu einem SAA Anfang 2005 drei 
serbische Generäle nach Den Haag aus. 
Nach der Unabhängigkeitserklärung 
Kosovos setzte Koštunica im anschlie-
ßenden serbischen Wahlkampf auf ei-
nen Konfrontationskurs gegen die EU, 
indem er die Ansicht vertrat, dass Serbi-
en nur dann in ein engeres institutionel-
les Verhältnis zur EU treten solle, wenn 
diese Serbien in seinen verfassungsmä-
ßigen Grenzen – also einschließlich der 
Provinz Kosovo – anerkennt. Dieser ra-
dikale Konfrontationskurs war aber in 
der serbischen Bevölkerung nicht mehr 
mehrheitsfähig, so dass die proeuropä-
ischen Parteien den Wahlsieg um Prä-
sident Boris Tadic davontrugen. Zwar 
lehnen auch diese Parteien wie die 
Mehrheit der Bevölkerung die Unab-

´

hängigkeit Kosovos ab, doch wollen 
sie deshalb nicht die Annäherung Ser-
biens zur EU aufs Spiel setzen.

Eine offene Frage bleibt, wie sich 
eine Integration Serbiens in die EU 
vollziehen kann, wenn gleichzeitig 
in der Kosovo-Frage Uneinigkeit zwi-
schen Serbien und der EU besteht. Das 
Verhältnis Serbiens zur EU bleibt so-
mit ambivalent: Auf der einen Seite 
wünscht eine Mehrheit der Bevölke-
rung einen Beitritt zur EU; in dieser 
Hinsicht steht die EU für die Sehn-
süchte nach wirtschaftlichem Wohl-
stand und politischer Stabilität. Auf 
der anderen Seite wird der „Westen“ 
aufgrund der Erfahrungen der letzten 
zwanzig Jahre aber nach wie vor auch 
als anti-serbisch und als Bedrohung 
wahrgenommen.

Fazit

Der Aufstieg populistischer Parteien in 
den ostmittel- und südosteuropäischen 
Ländern, die 2004 und 2007 der EU 
beigetreten sind, verdankt sich in ers-
ter Linie unerfüllten Hoffnungen des 
Transformationsprozesses. Der Anpas-
sungskonsens auf dem Weg zum EU-
Beitritt, soziale Härten zu akzeptieren, 
funktioniert nicht länger. Aufgabe der 
etablierten Parteien muss es daher sein, 

verlorenes Vertrauen der Bevölkerung 
zurück zu gewinnen.

Die Länder des „Westlichen Bal-
kans“ sind in den letzten Jahren näher 
an die EU herangerückt. Mit Ausnah-
me Kroatiens werden diese Staaten der 
EU realistischerweise erst in 10 bis 20 
Jahren beitreten können. Damit aller-
dings der Reformeifer nicht nachlässt, 
und sich nicht EU-Skepsis bzw. Ableh-
nung unter der Bevölkerung ausbrei-
ten, ist es wichtig, dass die EU schon 
jetzt durch konkret erfahrbare Schritte 
wie Visa-Erleichterungen zur Verbesse-
rung der Lebenssituation beiträgt.
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Konfessionsgeschichte Südosteuro-
pas, Nationalismusforschung; aktuelle 
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Feuerwehr. Religionsgemeinschaften 
und der Zerfall Jugoslawiens, in: Ost-
europa 59, 9 (2009), S. 133–146; Kon-
fl iktreicher Kurs. Die Serbische Ortho-
doxe Kirche nach der Unabhängigkeit 
des Kosovo, in: Pro Oriente Jahrbuch 
2008, Wien 2009, S. 24–35.
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Östliches Ressentiment – 
westliche Indifferenz
Solidaritätsdiskurse in der Europäischen Union1

Im folgenden Beitrag werden die unterschiedlichen Solidaritätsdiskurse in den öst-
lichen und in den westlichen Ländern Europas einander gegenüber gestellt. Begriff 
und Kultur der Solidarität erweisen sich dabei als grundlegend verschieden. Entspre-
chend groß ist immer noch das gegenseitige Misstrauen. Wenn es um das Gleichge-
wicht von Geben und Nehmen, von Gewinnen und Verlieren geht, werden von einan-
der abweichende historische und moralische Rechnungen aufgemacht. Bei den Fragen 
einer zukünftigen europaweiten Verteilungsgerechtigkeit und der besten Vorausset-
zungen für eine aufholende Entwicklung der post-kommunistischen Länder gibt es 
keinerlei Einigkeit. Sind die Bemühungen um gemeinsame Vorstellungen von einer 
transnationalen Solidarität in Europa wieder am Nullpunkt angelangt?

János Mátyás Kovács

Gibt es irgendjemanden, der noch 
an die Solidarität zwischen den 

„zwei Europas“ glaubt?
Eines ist sicher: Auch jene, die mei-

nen, das Konzept europäischer Solida-
rität sei zweideutig, werde überstra-
paziert und sei bisweilen abträglich, 
reden gerne darüber. Bei allen EU-Er-
weiterungen war auch der Solidari-
tätsdiskurs ein wesentlicher Bestand-
teil des Übergangsrituals. Das galt so-
wohl für den Beitritt der zehn ehemals 
kommunistischen Länder zur Europäi-
schen Union 2004, als auch jenem von 
Rumänien und Bulgarien von 2007. 

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit 
den rivalisierenden Interpretationen, 
die die beiden Hälften Europas mit 
„echter“ Solidarität verbinden. Ich wer-
de im Folgenden zwei dominante Dis-
kurse idealtypisch unterscheiden, den 
romantischen („östlichen“) und den 
pragmatischen („westlichen“), wobei 
ersterer auf eher altruistischen, letz-

terer auf eher utilitaristischen Erwä-
gungen beruht. Ich bin mir bewusst, 
dass die folgenden Überlegungen ein 
wahres Feuerwerk an Vereinfachun-
gen darstellen. Ich argumentiere da-
rin mit einem primitiven Zwei-Akteu-
re-Modell und benutze die Worte „Os-
ten“ und „Westen“ zur Repräsentation 
sehr unterschiedlicher Handlungssub-
jekte: die beteiligten Länder; Brüssel 
und die EU-Mitgliedstaaten; die alten 
und die neuen Mitglieder; die Kandi-
daten und die „Ausgeschlossenen“; die 
Eliten und die breite Bevölkerung; die 
Regierungs- und die Oppositionspar-
teien; Politik, Wirtschaft und die Wis-
senschaft etc. Auch behandle ich So-
lidarität nur in einem transnationalen 
Bezugsrahmen. Die tatsächlich prakti-
zierte Solidarität wird weder themati-
siert noch bewertet, sondern der Fokus 
liegt auf den Differenzen in der Inter-
pretation von dem, was unter Solidari-
tät hier und dort verstanden wird. 

witz über „wechselseitige Hilfe“ und 
„sozialistische Brüderlichkeit“ zitie-
ren: „Ein russischer und ein ungari-
scher Soldat fi nden während eines ge-
meinsamen Manövers eine Tafel Scho-
kolade. Sie haben großen Hunger. Sagt 
der russische Soldat feierlich: ‚Wir wol-
len sie brüderlich teilen.‘ ‚Gott behü-
te‘, antwortet der Ungar, ‚teilen wir sie 
halbe-halbe‘.“ Die Botschaft war klar: 
Wo Solidarität nichts als eine Farce 
ist, wird Teilen zu gleichen Teilen zur 
einzigen praktikablen Form von Ge-
rechtigkeit. In Osteuropa brauchte man 
dieses Prinzip bis zur Entstehung von 
Solidarnosc in keiner Weise zu nuan-
cieren. Allerdings schwand nach einer 
kurzen Übergangszeit die Anziehungs-
kraft des Konzepts der „nicht erzwun-

1  This article is a strongly abbreviated 
and updated version of my chapter („Bet-
ween Resentment and Indifference“) in: 
Krzysztof Michalski (ed), What Holds Eu-
rope Together? CEU Press, Budapest 2006. 
For notes and references, please see the ori-
ginal version. The German translation relies 
on parts of Bodo Schulze’s work in Transit 
(cf. my „Zwischen Ressentiment und Indif-
ferenz. Solidaritätsdiskurse vor der EU Er-
weiterung“, Transit 2004/26)

Deckdiskurse oder Überzeugungen?

Im Kommunismus war Solidarität eher 
ein Thema des schwarzen Humors als 

ein Gegenstand gelehrter Untersuchun-
gen. Ich möchte hier meinen Lieblings-
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genen Solidarität“ in unserer Region 
erstaunlich rasch (irgendwann zwi-
schen den ersten internen Streitigkei-
ten von Solidarnosc, der politischen 
Entmachtung der ehemaligen DDR und 
dem Ausbruch des Krieges in Jugosla-
wien). Die Region kehrte zu ihrem ge-
wohnheitsmäßigen Misstrauen gegen-
über angeblich altruistischen transna-
tionalen Beziehungen zurück. Am Ende 
des Jahrhunderts lebte der Solidaritäts-
begriff im Kontext der EU-Erweiterung 
wieder auf. Damals begannen sich zwei 
rivalisierende Solidaritätsdiskurse auf 
den beiden Seiten des einstigen Eiser-
nen Vorhangs herauszubilden, die sich, 
wie in einem Gespräch zwischen zwei 
Schwerhörigen, gegenseitig bis heute 
hochschaukeln, ohne zu einer Verstän-
digung zu führen.

Ich nenne diese beiden Diskurse die 
„Rhetorik des Ressentiments“ (im Os-
ten) und die „Rhetorik der Indifferenz“ 
(im Westen). Zweifellos ist es im östli-
chen Teil des Kontinents schon lange 
ein wichtiges Freizeitvergnügen, über 
den Güter- und Kulturaustausch zwi-
schen Ost- und West zu sinnieren, sei 
es aus einer dem Westen gegenüber 
wohlwollenden oder aus einer natio-
nal-populistischen Perspektive. Doch 
angesichts der EU-Osterweiterung vor 
einigen Jahren können es sich auch die 
Westeuropäer nicht länger leisten, die 
Problematik der Ost-West-Beziehun-
gen (sowohl materiell als auch geis-
tig) zu übersehen. 

Wie begann der Dialog zwischen 
den Vertretern der östlichen und der 
westlichen Solidaritätsrhetorik? Die 
„Westler“ behaupten, am Anfang stan-
den östliche Beschwerden und emotio-
nal aufgeladene Unterstellungen. Die 
„Ostler“ sagen, er begann mit nicht 
erfüllten westlichen Versprechungen. 
Sicher ist jedenfalls, dass auf westli-
cher Seite in der Folge tiefes Schwei-
gen herrschte. Dies kann gleicherweise 
der Ausdruck von schlechtem Gewis-
sen, von Verärgerung oder Gleichgül-
tigkeit sein. Wenn es denn überhaupt 
zu einem Dialog kam, dann begann er 
mit einer Aufzählung der beiderseiti-

gen Vorteile eines EU-Beitritts sowie 
einer Einführung in die Kunst des so-
cial engineering (Aufbau sozialstaatli-
cher Strukturen) in transnationalen Ge-
meinschaften. Die asymmetrische Posi-
tion der beiden Parteien legte es nahe, 
dass die Rhetorik des Ressentiments 
erdacht wurde, um den Schmerz der 
Unterlegenheit zu lindern und einige 
Ausnahmen von den Beitrittsregeln zu 
erwirken. Die Rhetorik der Indifferenz 
wiederum schien als einfacher Deck-
diskurs zu dienen, um die Unmöglich-
keit weiterer Zugeständnisse seitens des 
Westens aufzuzeigen. Meine Hypothe-
se ist wohlwollender als diese beiden. 
Vom ideologischen Hickhack des po-
litischen Tagesgeschäfts einmal abge-
sehen, vermute ich als Grund der di-
vergierenden Solidaritätsdiskurse tief 
sitzende Überzeugungen, die durch ra-
tionale Motive verstärkt werden. Wie 
bei den meisten Übergangsriten zeigen 
sich bei den Beteiligten beider Seiten 
hier große Deutungsunterschiede.

Zwischen zwei Sprachwelten

Angesichts des Eindrucks, dass die Dia-
logpartner aneinander vorbeireden, ist 
ein Griff zum Wörterbuch vielleicht 
hilfreich. Offenkundig ist das Wort „So-
lidarität“ im Englischen nicht notwen-
dig mit dem altruistischen Aspekt von 
fraternité und Philanthropie verbun-
den. Die Betonung liegt eher auf dem 
gemeinsamen Interesse, der wechsel-
seitigen Abhängigkeit und Überein-
stimmung (und daraus folgend einem 
esprit de corps) als auf der Unterstüt-
zung anderer. Die Adjektive solidary 
and solidaristic sind im Englischen sel-
ten, und wo die Bedeutung von „soli-
darisch“ wirklich gebraucht wird, mag 
das französische Original solidaire eher 
angezeigt sein.

Ich will gerne einräumen, dass ich 
mir dieser Besonderheiten bis vor kur-
zem nicht bewusst war – weshalb ich 
das Wort „Solidarität“ im Englischen 
bisher mit einem ganzen Bündel von 
Worten umschrieben habe, die sämtlich 

mit der Silbe „co“ beginnen: compa-
nionship, cohesion, compassion, con-
sensus. Das erklärt sich aus meiner Mut-
tersprache, dem Ungarischen, aber auch 
aus dem allgemeineren Kontext ostmit-
teleuropäischer Traditionen insgesamt. 
Im Ungarischen kann man nicht aus Ei-
geninteresse mit jemandem solidarisch 
sein, auch nicht auf der Grundlage einer 
nüchternen Abwägung „wechselseiti-
ger Abhängigkeit“ oder einer „Einig-
keit von Interessen und Verantwortlich-
keiten“. Eine geschäftliche Abmachung 
oder ein politisches Abkommen mö-
gen wechselseitige Abhängigkeit wi-
derspiegeln oder auf wechselseitigen 
Zugeständnissen beruhen. Solidarität 
jedoch ist wesentlich durch Uneigen-
nützigkeit bestimmt, sie impliziert die 
Unterstützung des Schwächeren und 
geht zumindest mit einem kleinen Op-
fer einher, von dem man sich keine ma-
terielle Belohnung erwartet. Was man 
durch die Unterstützung anderer ge-
winnt, ist bestenfalls eine moralische 
Gratifi kation. Daher kann man auch 
nicht mit dem Stärkeren oder Mäch-
tigeren solidarisch sein, würden mei-
ne Landsleute sagen.

In Anbetracht der verwirrenden Be-
deutungsunterschiede zwischen anglo-
amerikanischen und ungarischen Wör-
tern derselben lateinischen oder fran-
zösischen Herkunft mag es angeraten 
sein, auch einen Blick in Wörterbü-
cher der deutschen Sprache zu werfen. 
Es verwundert kaum, dass dort unter 
dem Eintrag „Solidarität“ Begriffe wie 
„Unterstützung“, „Opfer“, „Brüderlich-
keit“ und „Nächstenliebe“ dominieren. 
Im Wahrig und im Duden beispiels-
weise begegnet man Synonymen wie 
„gemeinsam“, „einig“ und „fest ver-
bunden“. Gleichzeitig liegt die Beto-
nung auf dem „Solidaritätsprinzip“ der 
katholischen Soziallehre (Theorie des 
Solidarismus), in dem „wechselseitiges 
Füreinander-Eintreten (einer für alle, 
alle für einen)“ und „soziale Ausgleichs-
prozesse“ im Vordergrund stehen. Des 
Weiteren wird strikt zwischen „Interes-
sensolidarität“ (siehe „Solidarhaftung“ 
und „Solidarschuldner“ im Unterneh-
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mensrecht) und „Gemeinschaftssolida-
rität“ unterschieden.

Ich war darauf gefasst, einen Gra-
ben in der Kommunikation vorzufi n-

den, doch nun fi el ich in einen kultu-
rellen Abgrund. Dieser wurde noch tie-
fer, als ich mit dem Versuch begann, 
„Solidarität“ zu messen.

Bei jeder Variante stellt sich die Fra-
ge, welche Vorstellung von Gewinn an-
zuwenden ist. Wie bei allen Theorien 
von distributiver Gerechtigkeit steckt 
der Teufel im Detail: Was soll über-
haupt umverteilt werden und in wel-
cher Weise? Einkommen? Reichtum? 
Chancen? Materielle oder geistige Gü-
ter? In welchem Zeitrahmen soll die 
Verteilung stattfi nden? Eine Seite mag 
kurzfristig verlieren, langfristig aber 
gewinnen. Gewinnen kann auch be-
deuten, kann der Westler sagen, dass 
der Osten weniger verliert, als er ver-
loren hätte, wenn er sich am Spiel (der 
Erweiterung) nicht beteiligt hätte. Man 
darf nicht überrascht sein, wenn die-
ses „kalte“ Argument mit einem „hei-
ßen“ beantwortet würde: „Ihr Westler 
seid nicht wirklich solidarisch, wenn 
ihr uns einen Scheck über tausend Mil-
liarden Euro ausschreibt, ihn dann aber 
zu Boden fallen lasst, damit wir uns 
vor euch bücken.“ Ein Ausweg aus die-
sem kulturellen Abgrund scheint nicht 
in Sicht.

Fallen bei der Bemessung von Solidarität

Selbst im bestmöglichen Fall, dass sich 
der EU-Beitritt der post-kommunisti-
schen Länder als Positivsummenspiel 
herausstellt, kann man darüber strei-
ten, ob man eine Win-Win-Situation 
als Quintessenz von Solidarität be-
zeichnen kann. Die typische Antwort 
eines Westlers würde in etwa folgen-
dermaßen lauten: Da diese vorteilhaf-
te Situation ein Ergebnis gemeinsamer 
Anstrengungen auf der Grundlage ge-
meinsamer Interessen und Wertvorstel-
lungen ist, sind wir defi nitiv solida-
risch miteinander. Synergieeffekte sind 
die wichtigste Voraussetzung für Soli-
darität; Umverteilung, das heißt Opfer 
von unserer Seite, gehören nicht un-
bedingt dazu.

Der Osteuropäer würde darauf fol-
gendermaßen antworten: Eine Win-
Win-Situation ist nur dann Ausdruck 
von Solidarität, wenn der schwächere 
Teil relativ gesehen mehr gewinnt als 
der stärkere Teil, Zusammenarbeit al-
so mit Umverteilung einhergeht. Am 
Ende wird der Osten den Vorsprung 
des Westens vielleicht aufholen. Sollte 
uns dies aber ohne Umverteilung ge-
lingen, so kann von „echter“ Solida-
rität keine Rede sein. Im entgegen ge-
setzten Fall, d. h. wenn der Osten von 
der Win-Win-Situation vergleichswei-
se weniger profi tiert als der Westen, 
wird der Westeuropäer immer noch von 
Solidarität sprechen, während der Ost-
europäer sich fragen wird, warum der 
Westen dem Osten nicht einen Teil sei-
nes Gewinns abgibt, um den Abstand 
zu verringern. Unstimmigkeiten sind 
so vorprogrammiert und dabei haben 
wir das Problem absoluter Zugewinne 
und von Spielen ohne Happy End – 
die Win- Lose und die Lose-Lose-Situa-
tion – noch gar nicht erörtert. Der Ost-
ler könnte den Westen herausfordern 

und ein willkürlich gewähltes Aufho-
lungstempo als unbedingte Vorausset-
zung von Solidarität ansetzen und da-
von die absolute Höhe seiner Unterstüt-
zungsforderungen ableiten. Der Westen 
wiederum kann aus einem reichhalti-
gen Repertoire an Antworten schöp-
fen, angefangen von der trockenen 
Botschaft „sei froh, dass du nicht ver-
lierst“ bis hin zu einer Haltung, die 
ich als „realistische Großzügigkeit“ be-
zeichnen möchte. Ich meine damit die 
Anwendung des elastischen Grundsat-
zes: Gib dem Osten so viel wie nötig, 
um ihn (und die erweiterte Union) vor 
dem Niedergang zu bewahren, und so 
viel wie möglich, ohne die Stabilität 
des Westens zu gefährden.

Die Rhetorik des Ressentiments

Der westliche Leser mag die Scheck-
Metapher lächerlich fi nden und sagen: 
„Früher oder später wird die Erfolgs-
geschichte der Integration den Osten 
von seiner Überempfi ndlichkeit heilen, 
wie es auch im Fall von Spanien und 
Portugal und zuletzt in Ostdeutschland 
der Fall war.“ Der vorliegende Beitrag 
will nicht darüber urteilen, ob das Ge-
fühl der Demütigung in weiten Teilen 
der Bevölkerung Osteuropas gerecht-
fertigt ist oder nicht. Er hält nur fest, 
dass bereits eine detaillierte Leidens-
geschichte des Beitritts existiert, die in 
der Region rituell rezitiert wird.

Die Geschichte über die angeblichen 
Missetaten des Westens hebt an mit der 
„Erbsünde“, dass er die sich mit 1989 
eröffnende Option einer raschen euro-
päischen Wiedervereinigung verwarf 
und durch eine schrittweise Integra-
tion ersetzte. Die große Illusion, man 
werde durch gemeinsame Anstrengun-

gen die gute Gesellschaft erfi nden, wich 
dem langweiligen Alltagsgeschäft bü-
rokratischer Kompromissfi ndung zwi-
schen verschiedenen Bürokratien. Dass 
die Bürger Osteuropas eine sofortige 
Wiedervereinigung im Jahr 1989 als 
mutigen und großzügigen Akt der Soli-
darität seitens der „glücklichen Hälfte“ 
Europas gesehen hätten, versteht sich 
von selbst. Wiederholt versuchten sie, 
den Westen zu überzeugen, dass dies 
geringere Opfer erfordern würde als ei-
ne schrittweise Lösung. Sie verwiesen 
auf die Gefahr einer kommunistischen 
Restauration, gaben eine mögliche De-
stabilisierung der wirtschaftlichen und 
politischen Verhältnisse in der Region 
zu bedenken und machten nicht ohne 
Selbstironie geltend, es sei gefährlich 
„böse Kinder“ zum Spielen im Hof zu 
lassen. „Wir machen draußen viel grö-
ßeren Lärm als drinnen unter stren-
ger Aufsicht“, sagten sie. „Und morgen 

ef - amos 04_2009 - seiten001-056.indd   37ef - amos 04_2009 - seiten001-056.indd   37 04.01.2010   09:22:4204.01.2010   09:22:42



MOSINTERNATIONAL 3. Jg. (2009) Heft 438

Schwerpunktthema

werden wir mehr Dreck an den Schu-
hen herein tragen als heute.“

Die Vision, dass der Westen sein 
Glück mit den Glücklosen im Osten 
teilt, war nicht nur ein sentimenta-
ler Wunschtraum vieler Osteuropäer, 
sondern wurde während des Kalten 
Kriegs auch von nicht wenigen west-
lichen Politikern und prominenten In-
tellektuellen propagiert. Seither fi ndet 
die Theorie, dass man „vom Westen im 
Stich gelassen wurde“, offene Ohren. 
„Ihr verdient es, nach Europa zurück-
zukehren, denn ihr gehört zu uns“, gab 
der Westen dem Osten zu verstehen. 
„Doch bitte geduldet euch ein wenig, 
beide Seiten müssen sich erst aneinan-
der anpassen.“

Anfang der Neunzigerjahre war 
man in der gesamten Region mehr 
oder weniger überzeugt, dass die un-
bestreitbar hohen Gewinne, die dem 

Westen in der ersten Zeit der postkom-
munistischen Transformation zufi elen, 
für die meisten Länder des ehemali-
gen Ostblocks einen raschen EU-Bei-
tritt bedeuten würde. Ja, man konn-
te annehmen, dass sich die EU-Mit-
glieder solidarisch mit den potenziel-
len Teilnehmern zeigen, zumindest im 
engeren Sinne des Konzeptes: Der Wes-
ten, so die Annahme, würde die po-
litischen und soziokulturellen Risiken 
auf sich nehmen, sobald die ökonomi-
schen Risiken durch Einsparungen bei 
den Verteidigungsausgaben und Ein-
künften aus den neuen Märkten Ost-
europas mehr als gedeckt sein würden. 
Die Osteuropäer erinnern sich an ih-
re Leiden während des Kommunismus 
als an einen Dienst, den sie dem Wes-
ten geleistet haben. Die Geschichte der 
früheren Jahrhunderte wird als Kon-
text gesehen: Osteuropa, besonders die 
westlichen Grenzländer, stellten eine 
Pufferzone zwischen der Zivilisation 

(Christentum) und der Barbarei dar, in 
der die Einwohner ihr Bestes gaben, 
um die orientalische Invasion aufzu-
halten. „Nicht nur unser vergangenes 
Leid, sondern auch unsere sozialisti-
schen Reformen und antikommunis-
tischen Revolutionen haben direkt zu 
eurem Wohlstand beigetragen“, sagen 
die Ost- den Westeuropäern. „Bitte ver-
gesst nicht die Vorteile, die ihr aus der 
Ost- und Entspannungspolitik gezo-
gen habt, und die moralische Schuld, 
die sich aus eurer indirekten Verant-
wortung an den Tragödien von 1956, 
1968 und 1981 ergibt“, In diesem Zu-
sammenhang war auch die Rede von 
einem neuen Marshall-Plan.

Doch schon in den neunziger Jah-
ren mussten die Osteuropäer feststel-
len, dass die westliche Rede vom Prin-
zip eines quasi-natürlichen Beitrittsan-
spruchs und von kultureller Nähe so 
ernst nicht gemeint war. Die EU setz-
te die Regeln früherer Beitrittsrunden 
nicht außer Kraft und beharrte darauf, 
dass die Prinzipien für jeden einzelnen 
Beitrittskandidaten direkt und ohne Be-
zugnahme auf historische Verdienste 
zur Anwendung kommen sollten. Der 
Beitrittsprozess beinhaltete Eintrittsbe-
stimmungen, roadmaps, etc., und führ-
te zur Aufteilung der Länder in eine hi-
erarchisch gestaffelte Warteliste.

Clubbeitritt, Einschulung, Einstel-
lungsgespräch, militärischer Drill, 
etc. – auch wenn der Westen nicht im-
mer diese Vergleiche gebrauchte – in 
solche Metaphern übersetzte der Osten 
die paternalistischen Botschaften des 
Westens und verzichtete nach und nach 
auf die eigenen optimistischen Meta-
phern, die von Liebesheirat, oder vom 
erschöpften Seemann, der sich nach 
überstandenem Sturm in den Hafen ret-
tet, erzählen. Einen weiteren Schlag für 
die osteuropäische Selbstachtung be-
deutete es, als klar wurde, was die EU 
unter „Beitrittsbereitschaft“ verstand, 
welche Leistungskriterien sie anleg-
te und wie Leistung gemessen wer-
den sollte. An diesem Punkt schwingt 
sich die Erzählung vom Leid in epische 
Höhen. „Die Auswahlkriterien der an-

gehenden Neumitglieder sind unstim-
mig“, „die ‚Hypotheken‘ des Ostens 
werden über-, sein ‚Vermögen‘ unter-
bewertet“; „der Auswahlprozess wird 
durch (geo-)politische Ad-hoc-Ent-
scheidungen, fi nanzielle Zwänge und 
dergleichen mehr verzerrt“; „der Wett-
bewerb stachelt die Kandidaten gegen-
einander auf“; „die Beitrittsvorausset-
zungen wurden höher angesetzt als im 
Fall der ‚Süderweiterung‘, die von der 
Union bereitgestellte Unterstützung fi el 
dagegen viel geringer aus“. Die Liste der 
Klagen, die in der Anschuldigung des 
Imperialismus gipfeln, ließe sich end-
los fortsetzen.

Solidarität ist eine zerbrechliche 
Ware. Offenbar ließen sich die Beitritts-
kandidaten bei der Abwägung der Fra-
ge, ob der Westen sich nun solidarisch 
verhalte oder nicht, ebenso sehr durch 
die Beitrittschoreographie – ihre Ku-
lisse, ihre Sprachregelungen, Symbole 
und Bilder – beeinfl ussen, wie durch 
die Höhe der Transferzahlungen und 
die Verteilung des Stimmrechts in der 
erweiterten Union. Sie fühlten sich 
durch die kühlen kritischen Bemerkun-
gen in den Länderberichten provoziert, 
durch die Heimlichtuerei der EU-Ad-
ministration, durch die permanente 
Verschiebung des Beitrittstermins und 
durch den ständig erhobenen Zeige-
fi nger: „wartet noch ein bisschen und 
räumt erst einmal euer Haus auf“. Das 

Prinzip „Friss Vogel oder stirb“, das der 
Westen am Ende der Beitrittsverhand-
lungen durchsetzte, wurde schlicht als 
Erpressung wahrgenommen.

Als Folge haben sich in den letz-
ten Jahren einige schlechte Angewohn-
heiten der Osteuropäer eher verfestigt, 
als dass sie abgelegt wurden. Dazu ge-
hört zum Beispiel, was zu Zeiten der 
Kommandowirtschaft als „Plan- Poker“ 
bezeichnet wurde, was ein kompli-
ziertes doppelbödiges Sprechen (und 
doppelbödiges Handeln) gegenüber 
den Autoritäten implizierte, ein stän-

 Solidarität ist eine 
 zerbrechliche Ware

 Der anfängliche Glaube an 
einen raschen EU-Beitritt 
der meisten Länder des 
ehemaligen Ostblocks 
 erwies sich als Illusion
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diges Haschen nach Ausnahmerege-
lungen. Auch die Intrigenschmiederei 
gegen andere Beitrittskandidaten und 
die ständigen Versuche, Big Brother 
für sich einzunehmen, erinnerten den 
Beobachter an die „gute alte Zeit“ im 
Sowjetreich.

Ungeachtet der angehäuften Frus-
trationen lässt sich die Rhetorik des 
Ressentiments keineswegs auf senti-
mentales oder hinterlistiges Gerede 
über historische Schuld, moralische 
Verantwortung und dergleichen redu-
zieren. Bei näherem Hinsehen enthüllt 
der Diskurs mit dem Osten einige ratio-
nale Argumente zur Verteilungsgerech-
tigkeit. In der Tat taten die Neumitglie-
der ihr Bestes, die Transferbalance zu 
maximieren und die vorteilhafte Be-
einträchtigung zu verlängern. Sie sind 
über die Unterstützung früherer Bei-
trittskandidaten sehr genau im Bilde 
und messen daran, ob sie bei den Ver-
handlungen fair und mit Respekt be-
handelt werden. Wie wir gesehen ha-
ben, waren die „Neuen“ durchaus be-
reit, Kosten und Nutzen zu vergleichen 
(„wir geben mehr als wir nehmen“), Ri-
siken zu teilen („wir haben substantielle 
Vorleistungen erbracht“) oder Opportu-
nitätskosten zu berechnen („die Erwei-
terung wird teurer, wenn ihr sie verzö-
gert“), wenn sie die EU zu mehr Solida-
rität bewegen wollten. Zwei plausible 
Vorschläge fehlten dabei jedoch. Mei-
nes Wissens hat im Osten bisher nie-
mand angeregt, im Westen eine Art 
„Solidaritätsabgabe“ nach deutschem 
Vorbild einzuführen und/oder eine „So-
lidaritätsanleihe“ aufzulegen.

Die mitteleuropäischen Länder wol-
len ihren Rückstand schnell aufholen: 
„Würde der Westen auch nur ein Pro-
zent seines Bruttosozialprodukts an 
den Osten abführen, so würde dies in 
unserem Teil des Kontinents ein viel-
prozentiges Wachstum auslösen“, stel-
len sie resigniert fest. Vielleicht fehlt ja 
nur ein „erster Anstoß“, der im Osten 
zu relativ höheren Gewinnen führen 
und so eine Umverteilung schon bald 
überfl üssig machen würde.

Aus welchen Gründen werden die 
rationalen Botschaften des Ostens im 
Westen missverstanden, oder einfach 
nicht beachtet? Sind sie unentwirrbar 
mit historisch-moralischen Argumen-
ten verwoben? Sind sie nur schlecht 
formuliert? Beruhen sie auf einem So-
lidaritätsverständnis, das der Adressat 
nicht unterschreiben kann?

Die Rhetorik der Indifferenz

Mit Gleichgültigkeit meine ich nicht das 
Fehlen einer moralischen oder morali-
sierenden Sicht auf den europäischen 
Einigungsprozess. Schließlich bildet die 
Unterstützung schwächerer „Familien-
mitglieder“ einen wichtigen Grundstein 
des Ethos (Mythos) der Union. Indif-
ferenz ist hier der Ausdruck von drei 
Einstellungen: a) prinzipielles Desinte-
resse an einem überwiegend altruisti-
schen Solidaritätsverständnis, an his-
torischen Argumenten über rezipro-
ke Beziehungen und an vagen Ideen 
über Verteilungsgerechtigkeit und so-
cial engineering; b) ein vielleicht auf 
Aversion und Angst beruhendes ins-
tinktives Ignorieren jedweder „Klage-
kultur“ und jeder Art von Denken, wel-
ches das Opfer mit seinen Ressenti-
ments in den Mittelpunkt rückt; c) die 
Gelassenheit, die die „Verkäufer“ auf 
dem EU-Beitrittsmarkt gegenüber den 
sicheren „Käufern“ an den Tag legen 
können. Konsequenterweise denkt der 
Westen nicht daran außerordentliche 
Anstrengungen in Kauf zu nehmen, um 
den Herausforderungen, die der Dis-
kurs mit dem Osten mit sich bringt, 
zu begegnen.

In der Regel gründete die Rhetorik 
der Indifferenz auf pragmatischen/uti-
litaristischen Argumenten. Die Rheto-
riker der Indifferenz stellten das End-
ziel, dass der Osten seinen Rückstand 
aufholen soll, interessanterweise nie in 
Frage. Vielmehr zogen sie es, was die 
fernere Zukunft betrifft, vor zu schwei-
gen und konzentrierten ihre Kritik auf 
ein weiteres Leitmotiv des östlichen So-

lidaritätsdiskurses, den Umverteilungs-
anspruch. Der Grundtenor der Kritik 
war der der Überraschung: „Warum 
begreift der Osten nicht, dass direk-
te Unterstützung dem Aufholprozess 
schaden könnte? Wollen die ihr eige-
nes Projekt gefährden?“

Die Osteuropäer winkten indigniert 
ab. Verständnislos fragte man sich, wa-
rum es nicht möglich sein sollte, Kon-
sens über den eigenen Solidaritätsbe-
griff zu erreichen, wo die Union doch 
selber gerne von Identität, Zugehörig-
keit, EU-Staatsbürgerschaft, sozialem 
Zusammenhalt, und dergleichen mehr 
spricht. Refl exartig assoziierten die 
Osteuropäer dieses Vokabular mit 
Nachsicht, Selbstlosigkeit, moralischer 
Verantwortung, gegenseitigen Gefäl-
ligkeiten und Großzügigkeit, und sa-
hen darin einen Ausdruck des Solida-
ritätsprinzips „Einer für alle, alle für 
einen“. Es dauerte eine Weile, bis sie 
erkannten, dass der Westen das bibli-
sche Gleichnis vom Verlorenen Sohn 
längst hinter sich gelassen hatte. Der 
Paternalismus, den der Westen mein-
te, war nicht bedingungslos und nicht 
von Zuneigung oder Selbstverleug-
nung geprägt. Der Pater namens Eu-
ropäische Union beschloss, streng und 
fordernd zu sein. Nichts darf die Ma-
xime der Initiation in Frage stellen: 

„Beweise zuerst, dass du fähig bist, mit 
uns unter einem Dach zusammenzule-
ben“, wobei die Betonung gleicherma-
ßen auf „beweisen“, „zuerst“ und „fä-
hig sein“ liegt. Der Übergangsritus be-
hauptete das Recht des Vaters, die 
Bedingungen des Zusammenlebens 
festzulegen.

Im Folgenden stelle ich die Haupt-
motive der Rhetorik der Indifferenz in 
einem imaginären Dialog mit sechs To-
poi der osteuropäischen Argumenta-
tion dar.

 Die Europäische Union 
beschloss, streng und 
 fordernd zu sein
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Der Beitritt als quasi-natürlicher 
 Anspruch

Selbstverständlich sind Geographie 
und Geschichte notwendige, keines-
wegs aber hinreichende und schon gar 
nicht wohl defi nierte Bedingungen, um 
Ansprüche an den Westen zu unter-
mauern. Solidarität hat nicht nur eine 
Ost-West-, sondern auch eine Nord-
Süd-Achse, mit weitaus mehr Bedürf-
tigen in der Dritten Welt. Ein großer 
Teil von ihnen, namentlich die Bewoh-
ner des Mittelmeerraums oder der Ko-
lonien, könnten ebenfalls ihre geogra-
phische oder kulturelle Nähe zu West-
europa geltend machen. Wie an den 
Beispielen Türkei oder Israel (in unse-
rem Zusammenhang auch Russland) 
deutlich wird, ist die kulturelle Geo-
graphie eine viel zu fragile Grundla-
ge, um darauf eine praktikable Theo-
rie der Solidarität zu gründen. Eben 
weil die symbolischen Grenzen (von 
Religion, Kunst, Wissenschaft, Sozi-
allehren usw.) verschwommen sind, 
muss die EU auf praktischen Überle-
gungen bestehen, um sich nicht end-
los mit Fragen wie „Ist Rumänien eu-
ropäischer als Kroatien?“ aufzuhalten. 
Neben der Übernahme des acquis com-
munautaire (gemeinschaftlicher Besitz-
stand der EU)und der Kopenhagener 
Kriterien geht es vor allem um die all-
gemeine Funktionsfähigkeit der Union. 
Die Kapazitäten der EU für Altruismus 
sind begrenzt.

Moralische Verantwortung 
für  Osteuropa

Auch dies ist zumal im transnationa-
len Kontext ein vages Konzept. Es kon-
kurriert mit dem Verantwortungsprin-
zip auf nationaler und Unionsebene. 
„Solange wir unsere Nationalstaaten 
haben“, sagt der Westen, „werden wir 
uns für das Schicksal unserer eigenen 
Mittelschichten wahrscheinlich mehr 
verantwortlich fühlen als für die Un-
terschichten in anderen Ländern.“ So-
gar im Fall von Deutschland, das sich 
als eine Nation verstehen will, ist die 
moralische Verantwortung für die frü-
here DDR heftig umstritten. „In jedem 

Fall stellt sich die Frage, wie sich recht-
fertigen lassen soll, dass wir die Op-
fer des Kommunismus gegenüber den 
Menschen in unseren ehemaligen Ko-
lonien bevorzugen“, meinen die West-
europäer.

Historische Schulden begleichen
„Gibt es irgendjemanden“, fahren sie 
fort, „der nachrechnen könnte, wie 
hoch unsere Rechnungen für die Ver-
gangenheit sind? Und wo sollen wir 
mit der Berechnung anfangen? Als 
die mongolische Invasion aufgehal-
ten wurde? Beim Pariser Friedensver-
trag? München? Jalta? Warum nicht 
die Russen haftbar machen? Schließ-
lich haben nicht wir Osteuropa koloni-
alisiert, warum sollten also ausgerech-
net wir die heutigen Bürger Osteuropas 
für alles entschädigen, was sie unter 
dem Kommunismus verloren haben? 
Wäre es nicht nützlicher, einen Strich 
zu ziehen und nicht mehr ständig nach 
rückwärts zu schauen? Ach übrigens, 
könntet ihr uns vielleicht sagen, wie 
ihr eure östlichen Nachbarn behandelt? 
Habt ihr schon alle eure historischen 
Schulden beglichen?“

Gegenseitigkeit und Risiko-Teilung
„Im Prinzip“, so das Argument, „wäre 
ein solches Solidaritätsschema durch-
aus akzeptabel für uns, würden die 
‚Gefälligkeiten‘ des Ostens nicht im-
mer systematisch überbewertet und 
unsere Gegenleistungen nicht ebenso 
systematisch unterbewertet. Zum einen 
haben die Beitrittsländer bereits kräftig 
vom Zufl uss westlichen Kapitals pro-
fi tiert, ohne den der völlige Zusam-
menbruch der post-kommunistischen 
Gesellschaften unvermeidlich gewesen 
wäre. Zum anderen bietet der Westen 
dem Osten allein durch die Aufnah-
me in die EU nicht nur neue Markt-
chancen, Beschäftigungsmöglichkeiten 
und Transferzahlungen, sondern darü-
ber hinaus ein ganzes Bündel an ex-
ternen Effekten, angefangen bei der 
Sicherheit für Investoren, über wach-
sende Geldwertstabilität, Geschäfts-
verbindungen und Bildungsaustausch 

bis hin zum Markennamen ‚Europa‘. 
Dasselbe gilt aber auch für die politi-
schen und sozioökonomischen exter-
nen Effekte. Der acquis communau-
taire, den der Osten mit so viel Mur-
ren übernimmt, ist das Ergebnis von 
harter Arbeit, Konfl iktbewältigung und 
Selbstbeschränkung – mit einem Wort: 
ein Ergebnis früherer Opfer.

Von dieser Warte aus war die Auf-
nahme in die Union gleichbedeutend 
mit Unterstützung, insbesondere wenn 
man die Risiken berücksichtigt, die der 
Westen einging, als er dem Osten künf-
tig die Nutzung seiner politischen, so-
zialen und wirtschaftlichen Ordnungen 
erlaubte. Denn der Beitritt der mittel-
europäischen Länder könnte diese Ord-
nungen durch Steuerfl ucht, Korruption 
oder ethnische Zwistigkeiten – belieb-
te Themen des westlichen Populismus, 
die unglücklicherweise reelle Gefahr 
signalisieren – gefährden. „Außer-
dem“, so fährt der Westeuropäer fort, 
„lassen sich zahlreiche andere Risiken 
noch viel weniger abschätzen als die 
eben genannten. Mit unserem Experi-
ment, die EU gleichzeitig zu vertiefen 
und zu erweitern, und der beispiello-
sen Kooptierung einer großen Zahl re-
lativ rückständiger Länder haben wir 
einen Schritt getan, der unsere früheren 
Opfer rückblickend vielleicht einmal 
als eitles Bemühen erscheinen lässt. 
Weshalb sollten wir angesichts dieser 
Sachlage mehr für den Osten tun als 
zur Schadensbegrenzung unbedingt er-
forderlich?“

Sofortige/schnelle Aufnahme 
als  Solidaritätsbeweis

„Seid ihr euch eigentlich der Kom-
plexität eines solchen Mammutunter-
nehmens bewusst?“, fragt der West-
europäer, „Übereiltes Handeln könnte 
dazu führen, dass beide Seiten rasch 
schlechter dastehen als vorher. Eini-
ge der früheren EU-Kandidaten muss-
ten länger warten als ihr. Wir können 
unsere Philosophie des social enginee-
ring nicht einfach beiseitelegen.“ Ideal-
typisch umfasst diese Philosophie fol-
gende Grundsätze:
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a)  Die EU verfolgt bei der Institutio-
nenbildung einen organisch-evo-
lutionären Ansatz. Dies umfasst 
langfristige Regulierungen,  feste 
formalisierte Regeln, behutsames 
Verweben der nationalen Gesell-
schaften mit unterschiedlicher Ver-
gangenheit und eine schrittweise 
Angleichung der alten und der neu-
en Mitgliedstaaten, etc.

b)  Die Arbeitsfähigkeit der Union hat 
absoluten Vorrang, und da sie von 
den Fähigkeiten der einzelnen Mit-
glieder abhängt, müssen die Kan-
didaten sorgfältig ausgewählt und 
vorbereitet werden. Transferzah-
lungen alleine, wie hoch sie auch 
sein mögen, schaffen keine funkti-
onsfähigen Institutionen. Und oh-
ne geeignete Institutionen in den 
Kandidatenländern kann selbst die 
kleinlichste Unterstützung nicht 
absorbiert werden, bzw. sie wird 
durch Korruption, Nachlässigkeit 
und Ignoranz versickern.

c)  Die EU bevorzugt einheitliche Re-
gulierungssysteme. Ausnahmere-
gelungen sind auf ein Mindestmaß 
zu beschränken, Doppelstandards 
zu vermeiden. Jede Abweichung 
von den bestehenden Beitrittsre-
geln wäre unfair gegenüber den 
Kandidaten früherer Erweiterungs-
runden. Um Korruption im Keim zu 
ersticken, kommen Beitritts-Deals 
auf der Grundlage von gegensei-
tigen Gefälligkeiten, informellen 
Verhandlungen, dunklen Trans-
aktionen usw. nicht in Frage.

d)  Zur Vermeidung von Interessenkon-
fl ikten dürfen die Kandidaten nicht 
an Entscheidungen mitwirken, die 
sich auf die Bedingungen ihres Bei-
tritts beziehen. Das ist in der Tat 
ein asymmetrisches Verhältnis, aber 
nur ein vorübergehendes. Demokra-
tie beginnt nach dem Beitritt.

e)  Solidarität und Zusammenhalt in-
nerhalb der Union beruhen unter 
anderem auf Konsensfähigkeit, ge-
teilten Werten, gemeinsamer Iden-
tität und Unionsbürgerschaft. Diese 
sollten sich auf eine offen verhan-

delte Übereinkunft über die jewei-
ligen partikularen Interessen stüt-
zen können. Romantische Verspre-
chungen reichen nicht aus.

f)  Die organisatorischen Möglich-
keiten der EU für social enginee-
ring sind begrenzt, dem Haushalt 
enge Grenzen gesteckt. Deshalb 
sind bei den gemeinsamen Aufga-
ben klare Prioritäten unumgäng-
lich. Die Osterweiterung zum Bei-
spiel musste warten, bis die frühe-
ren Beitrittsprojekte abgeschlossen 
waren; verzögernd wirkte sich da-
bei auch die Vertiefung des Eini-
gungsprozesses aus.

In Summe kann man festhalten, sag-
te (und sagt noch immer) der Westen, 
dass die EU-Erweiterung kein Allheil-
mittel ist. Wird sie zu früh angegan-
gen und ist sie schlecht gehandhabt, 
setzt man damit das Ziel einer aufho-
lenden Entwicklung aufs Spiel.

Verteilungsgerechtigkeit und 
 aufholende Entwicklung

Die Grundsätze fairer Verteilung sind 
in der Union weniger streng defi niert 
als die Prinzipien des social enginee-
ring. „Nichts ist umsonst“, „zuerst die 
Arbeit, dann das Vergnügen“, „keine 
Hilfe ohne Selbsthilfe“, etc. – Maxi-
men, wie sie in jedem Lehrbuch über 
Kapitalismus nachzulesen sind, wurden 
und werden immer wieder zitiert, um 
den Osten von seiner „erlernten Hilf-
losigkeit“ und „Subventionssucht“ ab-
zubringen. Demonstrativ präsentierte 
der Westen sein stärkeres Ego, nicht 
seine karitative, sondern die merito-
kratische Seite, um pädagogisch auf 
den Osten einzuwirken. „Als Solidari-
tät verkappte Mildtätigkeit würde den 
Neumitgliedern allen Elan rauben und 
ihre Fähigkeit zu eigenständigem Auf-
holen untergraben“, sagen die West-
europäer. Außerdem: Wie kann man 
auf der einen Seite vehement um Hil-
fe bitten und sich gleichzeitig über den 
Verlust an Souveränität beklagen? Wie 
aber soll der Endzustand gerechter Um-
verteilung aussehen? Sollten sich die 

Neumitglieder am EU-Durchschnitt 
oder an den fortgeschrittensten Mit-
gliedern orientieren? Wen sollte der 
Westen unter den Neumitgliedern un-
terstützen? Die Leistungsbesten oder 
die Leistungsschwächsten? Schließlich, 
weshalb sollten die westlichen Unter-
schichten am Ende den östlichen Ober-
schichten beistehen?“

Unilaterale Annäherung

Auf meinem Weg in den kulturellen Ab-
grund, den ich tastend beschritten habe, 
wollte ich den Leser darauf aufmerk-
sam machen, dass die Rhetorik des Res-
sentiments nicht wenige pragmatische 
Überlegungen einschließt, während die 
Rhetorik der Indifferenz auch einen 
gewissen Grad an Ressentiment zeigt. 
Warum können diese Gemeinsamkei-
ten den Graben zwischen Ost und West 
gleichwohl nicht überbrücken?

Ich fürchte, der Konfl ikt zwischen 
den beiden Solidaritätsdiskursen ist per 
defi nitionem unlösbar. Fruchtlos ist der 
Dialog nicht nur, weil sich im Hinblick 
auf Werteorientierung und semanti-
schen Ansatz tiefgreifende Divergen-
zen zeigen und die jeweilige Rhetorik 
eng mit der jeweiligen Verhandlungs-
strategie der Erweiterung und Post-Er-
weiterungsentwicklung verwoben ist, 
sondern auch, weil beide Diskurse auf 
einer Reihe von Annahmen beruhen, 
die sich, wenn überhaupt, erst in eini-
gen Jahrzehnten überprüfen lassen. Es 
ist wahrscheinlich, dass sich die empör-
ten Fragen „Warum seid ihr nicht groß-
zügiger?“ und „Warum seid ihr nicht 
dankbarer?“ im Dialog der Schwerhöri-
gen wiederholen. Auch die gegenseiti-
gen Anschuldigungen – „Ihr argumen-
tiert nur deshalb moralisch, weil ihr 
Gelder locker machen wollt“ und „Ihr 
sprecht nur deswegen von schrittweiser 
Entwicklung, weil ihr uns nicht helfen 
wollt“ – werden wohl nicht verschwin-
den. Mangels mächtiger gemeinsamer 
Feinde sind die Triebkräfte der Versöh-
nung schwach, so dass für beide Hälften 
Europas wenig Notwendigkeit besteht, 
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das eigene Solidaritätsverständnis zu 
überdenken. Angesichts der weiterhin 
starken Position des Westens kann ich 
mir einstweilen nur eine Art unilate-
raler Annäherung zwischen den bei-
den Rhetoriken vorstellen. Mit ande-
ren Worten: Nur der Osten wird sich 
anpassen oder – getreu der bekannten 
Verwestlichungstradition Osteuropas – 
Anpassung simulieren.

In der Zwischenzeit könnten sich die 
neuen Mitglieder vielleicht tatsächlich 
mit einem weniger romantischen Soli-
daritätskonzept anfreunden. Instinktiv 
werden sie versuchen, kognitive Disso-
nanzen auszublenden und sich den EU-
Beitritt als gute Entscheidung zurecht-
legen. Hinzu kommt, dass sie nach ih-
rem Beitritt mit weniger demütigenden 
Situationen konfrontiert sein dürften, 
weil die Erweiterung als self-fulfi lling 
prophecy wirkt: „Wir haben sie in un-
seren Club aufgenommen“, werden die 
Westeuropäer sagen, „also können sie 
gar nicht so schlimm sein.“

Katzenjammer

Dieser Beitrag entstand in drei bis vier 
Abschnitten, ausgehend von einer kur-
zen Konferenzpräsentation, die zur Zeit 
der Erweiterung durch die ersten acht 
postkommunistischen Länder entstan-
den ist. Damals setzte ich noch mein 
Vertrauen in die Trägheit der Indiffe-
renz-Haltung. In anderen Worten, ich 
nahm optimistischerweise an, dass

der Westen gegen ungünstige Aus-• 
wirkungen einer Erweiterung für 
eine ausreichend lange Dauer ge-
schützt sein würde,
die Europäische Konstitution durch • 
die nationalen Referenda in den 
Kernländern der EU gutgeheißen 
würde,
die Debatte über den Beitritt der • 
Türkei der Osterweiterung die Show 
stehlen würde.

Folglich würde ein großer Teil Osteuro-
pas unter der Schirmherrschaft einer 
„normalen“ Menge an Indifferenz in die 
Union „schleichen“. Somit können die 

Bilder des sprichwörtlichen polnischen 
Installateurs und ungarischen LKW-
Fahrers nicht hergenommen werden, 
um Ressentiment zu verbreiten.

Anstatt im Osten eine schrittweise 
Reduktion von Missgunst mitzuerle-
ben, sieht man in der Region zusätz-
liche Argumente aufkommen, die den 
alten Glauben, man sei allein gelas-
sen worden, unterstützen. „Wir haben 
die Beschränkung von Arbeitskräfte-
wanderung in den Westen akzeptiert, 
aber keiner hat uns gesagt, dass die 
Bolkestein-Richtlinie, welche Bewe-
gungsfreiheit für Dienstanbieter ga-
rantiert, nicht gänzlich in Kraft tritt, 
sodass unsere legalen Migranten weit 
verbreitetem Misstrauen, ablehnenden 
Gewerkschaften und Schikanierungen 
seitens der Polizei gegenüberstehen.“ 
„Wir dachten, dass wir das Recht hät-
ten, über das Steuerwesen in unseren 
Ländern zu entscheiden und dass kein 
westlicher Politiker, wie zum Beispiel 
Nicolas Sarkozy, uns drohen würde, 
die Transferzahlungen zu reduzieren, 
wenn wir mit dem – wie er es nennt – 
tax dumping weiter machen würden.“ 
„Wir nahmen zwar an, unter der genau-
en Beaufsichtigung Brüssels zu blei-
ben, aber wir wussten nicht, dass wir 
einer Gemeinschaft beitraten, in der 
einfl ussreiche Anführer, wie Jacques 
Chirac im Jahre 2003, uns auch nach 
dem Beitritt sagen können, wir sollen 
den Mund halten.“

Vor einigen Jahren waren die Ost-
europäer noch nicht mit der Tatsache 
konfrontiert gewesen,

dass von Zeit zu Zeit das Projekt • 
einer Zwei-Geschwindigkeiten-EU 
von EU-Spitzenpolitikern wieder-
belebt würde;
dass die Maastrichtkriterien die al-• 
ten einfl ussreichen Mitgliedsstaa-
ten weniger beschränken würden, 
als die neueren;
dass die Geopolitik (zum Beispiel die • 
Beziehungen zwischen Deutschland 
und Russland) leicht innereuropäi-
sche Interessen aufheben würde;
dass Migranten aus Osteuropa mit • 
der Polizei und/oder mit radikalen 

Populisten in den Straßen von west-
europäischen Hauptstädten kämp-
fen würden;
dass die westlichen Mitgliedstaaten • 
in den ersten Tagen der Weltkrise 
ohne zu zögern scharfe Protektions-
regeln einführen würden.

Ich war vergleichsweise naiv in der Ab-
schätzung der zukünftigen Verhaltens-
weisen der Neumitglieder, die

vom Provinzialismus des polnischen • 
Sonderweges, der von den Kaczyn-
ski-Brüdern vertreten wurde,
über den kleinlichen Euro-Realis-• 
mus von Václav Klaus,
bis hinunter zu gefälschten Statisti-• 
ken, die von Regierungen einer Rei-
he von osteuropäischen Staaten an-
gefertigt wurden, um mehr Subven-
tionen von Brüssel zu erlangen,

reichen. Ganz zu schweigen von der 
Wiedergeburt populistischer/autoritä-
rer Politik, die nicht selten an den Na-
zismus grenzt.

Mit der Zeit scheint die Indifferenz 
abgenommen zu haben. Heute stehen 
sich auf den Seiten des ehemaligen Ei-
sernen Vorhangs zwei Arten von Res-
sentiment gegenüber. Willkommen zu-
rück am Punkt Null im Spiel „transna-
tionale Solidarität in Europa“ …

János Mátyás Kovács  has worked as a 
Permanent Fellow at the Institute for 
Human Sciences (IWM), Vienna since 
1991. He is also member of the Insti-
tute of Economics, Hungarian Acad-
emy of Sciences, Budapest, teaches 
history of economic thought at the 
Eötvös Lorand University, Budapest, 
and serves as an editor of Transit (Vi-
enna) and 2000 (Budapest). His fi elds 
of research include the history of eco-
nomic and political thought in Eastern 
Europe, history of communist econo-
mies and polities, political economy of 
post-communist transformation, and 
economic cultures in Eastern Europe.

KURZBIOGRAPHIE
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Erste Sozialtage der Europäi-
schen Katholiken in Danzig

Die COMECE, die Bischofskonferenz 
der EU-Länder, organisierte (vom 8. bis 
11. Oktober 2009) die ersten Sozialtage 
europäischer Katholiken am symbol-
trächtigen Ort Danzig unter dem Leit-
wort „Solidarität ist die Zukunft Euro-
pas“. Dazu kamen aus 29 europäischen 
Ländern Bischöfe, Priester, Ordensleu-
te und Laien zusammen, um zentrale 
sozialethische Fragen der Zukunft Eu-
ropas zu diskutieren. Umrahmt wurde 
der Kongress durch gemeinsame Eu-
charistiefeiern; der Auftaktgottesdienst 
mit dem Mailänder Kardinal Tettaman-
zi fand in der Brigittenkirche statt, die 
eng mit Lech Wał sa und der Lenin-
Werft verbunden ist. Danzig ist nicht 
nur der Ort der Solidarnosc-Bewegung, 
die zum Fall der Mauer führte, sondern 
ebenso Ort des Beginns des 2. Weltkrie-
ges. Die Delegierten begaben sich aus 
diesem Grund zur Gedenkstätte Wes-
ternplatte, wo am 1. September 1939 
der deutsche Zerstörer Schleswig-Hol-
stein den Angriff auf Polen eröffne-
te. In einer eindrucksvollen Zeremonie 
sprach dort u. a. der frühere deutsche 
EU-Parlamentspräsident Hans-Gerd 
Pöttering. Abgeschlossen wurde der 
Kongress am Denkmal der getöteten 
Arbeiter der polnischen Wirtschaftsbe-
wegung gegen den Kommunismus vor 
den Eingangstoren der Lenin-Werft. 

Dazwischen lagen die inhaltlichen 
Diskussionen mit mehr als 300 Dele-
gierten. Eröffnet wurde die inhaltli-
che Arbeit des Kongresses mit einem 
Grundsatzreferat des Dubliner Erzbi-
schofs Diarmuid Martin zur Solidari-
tät in der Soziallehre der Kirche. In den 
verschiedenen Diskussionsrunden wa-
ren Politiker, vor allem aus der EVP-
Fraktion des Europäischen Parlaments, 
Wissenschaftler, Theologen und gesell-
schaftlich engagierte Christen beteiligt. 
Es kamen auch Personen aus Beitritts-
kandidaten wie Kroatien zu Wort. 

Ein Kernthema war die Entwicklung 
der Familie. Hier stellte der bekann-
te dänische Soziologe Gosta Esping-

Anderson heraus, dass es in den hö-
herentwickelten EU-Ländern bei den 
besser gebildeten Schichten, bei denen 
die Gleichberechtigung der Frauen an-
erkannt sei, eine Tendenz zu stabilen 
Partnerschaften mit Kindern gebe. In-
stabilität zeige sich vor allem bei den 
wenig gebildeten Schichten, wenn die 
Männer an einem traditionellen Rol-
lenverständnis festhielten, ihre Rol-
le als Familienernährer aber bei Ar-
beitslosigkeit und niedrigen Einkom-
men nicht mehr behaupten können. 
Dort seien Kinderlosigkeit und Schei-
dungsquoten besonders hoch. 

Bei der Diskussionsrunde über das 
sozio-ökonomische Modell Europas 
wurde deutlich, dass zwischen den 
27 Mitgliedsländern gravierende Un-
terschiede in allen wirtschaftlichen 
und sozialen Indikatoren bestehen, die 
nicht in wenigen Jahren, sondern al-
lenfalls in zwei oder mehr Jahrzehnten 
beseitigt werden können. Dies betrifft 
etwa die Produktivität- und Lohnun-
terschiede zwischen den Mitgliedslän-
dern, so bewegt sich z. B. der gesetz-
liche Mindestlohn in Bulgarien oder 
Rumänien in einer Höhe von etwa ei-
nem Euro pro Stunde. Auch der Um-
fang staatlicher Sozialleistungen und 
das Ausmaß sozialer Ungleichheit in-
nerhalb der einzelnen Mitgliedsländer 
sind sehr unterschiedlich. 

Es wurden aber nicht nur binnenori-
entierte Fragen thematisiert, sondern der 
Horizont ging zeitlich wie räumlich über 
die gegenwärtige Situation hinaus, inso-
fern Fragen der Umwelt- und Klimapo-
litik in Verantwortung für nachfolgen-
de Generationen ebenso angesprochen 
wurden, wie die europäische Verantwor-
tung für die globale Wirtschaft, vor al-
lem für die Entwicklung in Afrika. 

In der zweiseitigen Abschlusserklä-
rung wird das Leitmotto der Solidarität 
in verschiedenen Dimensionen konkre-

tisiert: in der Solidarität mit Familien, 
Migranten und nachfolgenden Gene-
rationen, im Bereich der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik im Kampf gegen Ar-
mut und soziale Ausgrenzung in den 
EU-Ländern, in der Weiterentwick-
lung einer sozialverpfl ichteten Markt-
wirtschaft, vor allem der Achtung der 
menschlichen Arbeit, und der Regu-
lierung der Finanzmärkte. Die globa-
le Solidarität fordert den europäischen 
Einsatz für Frieden, für faire Handels-
beziehungen sowie den Einsatz für Ent-
wicklungshilfe. Es ist zu hoffen, dass 
die europäischen Sozialtage, zu denen 
auch einige Beobachter aus der Öku-
mene anwesend waren, ihre Fortset-
zung fi nden werden.

Joachim Wiemeyer

Symposium der Sozialethiker 
in Mitteleuropa

Die „Vereinigung für katholische So-
zialethik in Mitteleuropa“ ist eine wis-
senschaftliche Gesellschaft für den 
fachlichen Austausch zwischen den 
Ländern in Mitteleuropa und für den 
Austausch zwischen akademischer For-
schung und Lehre mit lebenslanger so-
zialer Bildung und Sozial-caritativer 
Arbeit. In Koopration mit dem Lehr-
stuhl „Soziallehre der Kirche“ der Ka-
tholisch-Theologischen Fakultät der 
Universität Zagreb und dem „Zentrum 
zur Förderung der Soziallehre der Kir-
che“ der Bischofskonferenz Kroatiens 
veranstaltete sie vom 16. bis 18. April 
2009 ein Symposium in Zagreb.

140 registrierte Teilnehmer aus 14 Län-
dern, dazu zahlreiche Tagesgäste hör-
ten dort die 26 Referate von  Referenten 
aus sechs Nationen zum Thema „Jetzt 
die Zukunft gestalten – sozialethische 
Perspektiven“.
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Themenbereiche

Zukunftsorientierte Wirtschaft, in-• 
klusive der Rohstoff- und Energie-
Fragen
Natur-Erhaltung und Pfl ege: Was-• 
ser, Luft, Klima, Flora, Fauna, Land-
schaft
Ländliche, städtische Räume als Le-• 
bensräume in vielfältigen Zusam-
menhängen 
Bevölkerungsentwicklung: demo-• 
graphische Tendenzen, Migration, 
Minderheiten
Identität der Menschen und Völ-• 
ker: Kontinuität, Veränderungen, 
Osmosen
Persönlicher Lebensstil: Multiop-• 
tions-Lage, Flut von Angeboten, 
Informationen, Einfl üssen
Prioritäten, Proportionen, Rhyth-• 
men ➛ Qualität des Lebens
Weltanschaulich-religiöse Funda-• 
mente und Horizonte, Beiträge der 
Kirchen.

Zum Verlauf

Die Themenwahl „Jetzt die Zukunft ge-
stalten“ konkretisierte die Leitvorstel-
lung „Nachhaltigkeit“ als zukunftsfä-
hige Lebenskultur, umzusetzen in der 
Wirtschaft ebenso wie in allen gesell-
schaftlichen und persönlichen Berei-
chen und Vollzügen des Lebens. Diese 
Thematik erwies sich als sehr an der 
Zeit und stimulierend, es orientierte das 
Denken und Handeln in die voranfüh-
rende Richtung. Das ist gerade in Kri-
senzeiten notwendig und hilfreich.

Krisen und Ängste sind ernst zu 
nehmen, Krisen sind aber auch Chan-
cen. Eine Überängstigung ist weder 
hilfreich noch christlich. Die Leitvor-
stellung „Nachhaltigkeit“, die Auffor-
derung, jetzt mit der Gestaltung einer 
zukunftsfähigen Lebenskultur zu be-
ginnen, ist allerdings eine sehr große 
Zielsetzung. Große Ziele können auch 
entmutigen, eine Fernzielbeklemmung 
auslösen. Das wäre ebenso schlecht, 
wie große Ziele klein zu machen. Hilf-

reich ist, sich und anderen klar zu ma-
chen, dass große Ziele entsprechend 
lange Wege brauchen, und deshalb ist 
es hilfreich, sich und anderen realisti-
sche Zwischenziele und überschauba-
re Etappen konkret und anschaulich 
vor Augen zu stellen. Dazu haben die 
Wissenschaften beizutragen durch zu-
treffende Diagnosen, Klärung sachlich 
und menschlich anstrebenswerter Zie-
le und dorthin führender Wege, Instru-
mentarien und Verfahren, welche die 
verfügbaren Ressourcen und wahr-
scheinlichen Schwierigkeiten berück-
sichtigen. 

Persönliche und kulturelle Identi-
tät sind immer und erst recht in Zei-
ten der Umbrüche und Krisen wichtig. 
Aber Identität ist nicht durch starres 
Festhalten und Abkapseln zu sichern, 
Vitalität gibt es nur durch osmotische 
Austauschvorgänge, durch das wech-
selseitige Aufnehmen und Geben. Das 
ist die Perspektive für Menschen, Ge-
sellschaften, für die christlichen Kir-
chen und für Mitteleuropa. 

Der Verlauf und die Resonanz des 
Symposiums waren außergewöhnlich 
gut. Die gründliche Vorbereitung zu-
sammen mit den kroatischen Partnern 
hat sich gelohnt. Die Vorträge und die 
gute Atmosphäre beim Symposium be-
stärkten sichtlich die TeilnehmerInnen 
in ihrem Engagement. „Mitteleuropa“ 
wurde erlebbar als zukunftsfähiger 
Raum. Ohne Zweifel haben die totali-
tären Jahrzehnte viel zerstört und ver-
dunkelt und es gibt Tendenzen zu neu-
en Abschottungen und Abkapselungen. 
Deshalb ist es wichtig, die großen He-
rausforderungen und Chancen für den 
wechselseitig anregenden und berei-
chernden Austausch aktiv und krea-
tiv wahrzunehmen. Die aktiv beteilig-
ten Bischöfe und die Referenten be-
tonten das klare kirchliche Eintreten 
für die Einigung ganz Europas und 
den notwendigen Einsatz der Katholi-
ken „für das Ganze, die Personenwür-
de und für soziale Gerechtigkeit“ im 
europäischen Einigungsprozess. Damit 
war der Raum fruchtbarer interdiszip-
linärer Dialoge eröffnet, zu denen Re-

ferenten aus Kroatien, Polen, Ungarn, 
Slowenien, Deutschland und Österreich 
wichtige Beiträge leisteten

Die Beiträge des Symposiums er-
scheinen Anfang 2010 in Buchform.

Helmut Renöckl
Stjepan Baloban

Goran Crpic

Neue Solidaritäten – 
Neue Gesellschaft
Jahrestreffen der Französischen 
 Sozial wochen vom 20. bis 22. 
 November 2009 in Villepinte/Paris 

Seit ihrer Gründung im Jahr 1904 sind 
die Französischen Sozialwochen (Se-
maines Sociales de France) eine Platt-
form der gesellschaftspolitischen Re-
fl exion, des Erfahrungsaustausches 
und der politischen Initiative. In ih-
ren Themen spiegeln sich die „Zeichen 
der Zeit“, die zu erforschen den Chris-
ten aufgetragen ist, um das Evangeli-
um in einer sich verändernden Welt 
glaubhaft bezeugen können. 

Fraglos traf das diesjährige Jah-
resthema ins Herz einer Gesellschaft, 
die durch die Konsequenzen der welt-
weiten Wirtschafts- und Finanzkrise, 
durch wachsende Armut, soziale Spal-
tung und neue Formen der Ausgren-
zung erschüttert ist. Denn bei der Fra-
ge der Solidarität geht es um mehr als 
um soziale Aktionen, in Frage steht das 
Selbstverständnis einer Gesellschaft, 
die Vorstellung vom Zusammenle-
ben überhaupt, und dies im weltwei-
ten Maßstab. Die Frage der Solidarität 
ist letztlich kultureller Natur, wie der 
Präsident der Sozialwochen,  Jérôme 
Vignon, betonte. Die Antwort muss 
also auf dieser Ebene ansetzen. Das 
heißt – nach dem Theologen Etienne 
Grieu SJ – Abschied nehmen von drei 
Dogmen des vorherrschenden Denkens: 
der ausschließlichen Geltung „berech-
nender Beziehungen“, des Rückzugs in 
die eigene Gruppe zur Verteidigung der 
eigenen Besitzstände und zur Abwehr 
des Anderen, der Unkenntnis des An-

ˇ ´
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deren als Subjekt und Partner des ge-
sellschaftlichen Zusammenlebens.

Können die neuen institutionellen 
und informellen Initiativen der Solida-
rität, die auch unter den französischen 
Katholiken zahlreich aus dem Boden 
geschossen sind, das notwendige Um-
denken befördern, gar ein neues Ge-
sellschaftsprojekt hervorbringen? Dass 
war die (anspruchsvolle) Frage, die sich 
den ca. 3500 Teilnehmen, darunter 
zahlreiche junge Christen aus Mittel- 
und Osteuropa, bei den Diskussionen 
im Plenum und in den „Ateliers“ stell-
te. Die angesprochenen Felder spann-
ten einen weiten Bogen: Integration 
in den Arbeitsmarkt, Generationen-
solidarität, Familie, Niedergang der-
ländlichen Regionen, Migration, Ge-
sundheitswesen, Recht auf Wohnung ... 
Die größte Resonanz fand dabei – vor 
dem Hintergrund der allgegenwärtigen 
Wirtschaftskrise nicht verwunderlich– 
das Thema der „Economie solidaire“ 
(Solidarwirtschaft).

Unter den Begriff der „Economie so-
lidaire“ – nicht zu verwechseln mit der 
traditionellen Sozialwirtschaft (Genos-
senschaften und ähnliche Unterneh-
mensformen) – subsumierte man die 
drei Bereiche: Gerechter Handel (com-
merce équitable), Ethisches Investment 
(Finance solidaire) und Unternehmen, 
die Personen ohne Chance auf dem Ar-
beitsmarkt eine Beschäftigungsmög-
lichkeit bieten (entreprises d’insertion). 
Ermutigende Beispiele wurden vorge-
stellt, die zeigten, dass soziale Verant-
wortung, Nachhaltigkeit und Transpa-
renz sich auch wirtschaftlich rechnen. 
Zeigt sich hier ein Weg zu einer „an-
deren Wirtschaft“? Experten der „Eco-
nomie solidaire“ wie die Wirtschafts-
wissenschaftlerin Elena Lasida waren 
realistisch. Sie sprachen nicht von ei-
nem Modell, eher von einem „prophe-
tischen Zeichen“, von einem Labora-
torium für zukunftsweisende Impulse, 
z. B. der Wiederentdeckung der Wirt-
schaft als „Ort eines Bündnisses“, und 

in diesem Sinne von einem „kairós“ 
für die klassische Ökonomie.

Dass die Suche nach neuen For-
men der Solidarität keine Einbahn-
straße sein kann, wo Experten ihr 
Wissen und ihr Engagement Bedürf-
tigen zukommen lassen, sondern da-
rauf gerichtet sein muss, Räume part-
nerschaftlicher Begegnung zu eröff-
nen, in denen „Bedürftige“ ihre Würde 
und ihre Fähigkeiten wieder entdecken: 
das hat das Jahrestreffen selbst prakti-
ziert. In bewegender Weise sind neben 
Wissenschaftlern, Sozialexperten und 
Politikern Menschen zu Wort gekom-
men, die am Rande der Gesellschaft 
leben. Unterstützt durch Equipes der 
Sozialwochen und verschiedener ka-
tholischer Organisationen, haben sie 
ihre Visionen und ihre Projekte vor-
gestellt und so die Jahresversamm-
lung selbst zu einem Ort der Solida-
rität gemacht.

Wilhelm Rauscher

Förderpreis Christliche Sozialethik
Christiane Eckstein Preisträgerin 2009
Dr. Christiane Eckstein M. A., Ismaning, ist die Preisträgerin des Förderpreises „Christliche Sozialethik“ 2009. Der Preis 
wurde ihr für ihre Arbeit „Wahlfreiheit als Leitbild einer geschlechtergerechten Familienpolitik. Sozialethische Re-
fl exionen mit Blick auf die geschlechtsspezifi sche Arbeitsteilung in der Familie“ vom Förderverein des Sozialinstituts 
Kommende Dortmund verliehen. Er ist mit 1.500 € dotiert.

In Ihrer Arbeit geht Christiane Eckstein der „Wahlfreiheit“ von Mann und Frau bei der Aufteilung der Familien- und 
Erwerbsarbeit als aktuell oft behauptetes Leitbild und Ziel der Familienpolitik nach. Im Alltag der Familien zeigt sich 
häufi g, dass die angezielte frei gewählte Arbeitsteilung in der Familie nicht realisiert werden kann. Christiane Eck-
stein kritisiert diese Situation in ihrer sozialethischen Analyse sowohl aus der Perspektive der Geschlechtergerech-
tigkeit als auch unter dem Blickwinkel der Generationengerechtigkeit. Sie zeigt auf, dass die geschlechtspezifi schen 
Auswirkungen familienpolitischer Instrumente in der Politik kaum Berücksichtigung fi nden. Ebenso wenig kommen 
die Aspekte zu betreuende Kinder, zu pfl egende Alte oder das Miteinander verschiedener Generationen in der Familie 
angemessen in den Blick, wenn das Leitbild Wahlfreiheit verhandelt wird. Von ihrer systematischen Analyse her ent-
wickelt sie Optionen für eine Weiterentwicklung einer sowohl geschlechtergerechten als auch generationengerech-
ten Familienpolitik zur Realisierung des Leitbildes der Wahlfreiheit.

Mit dem Preis würdigt der Förderverein der Kommende die Aktualität und Qualität der Forschungsarbeit von Chris-
tiane Eckstein. Die Arbeit wurde bei Prof’in Dr. Marianne Heimbach-Steins (Bamberg) und Prof. Dr. Thomas Bohrmann 
(München) als Dissertation angefertigt. Sie ist im Kohlhammer Verlag in der Reihe Forum Systematik als Band 37 un-
ter dem Titel „Geschlechtergerechte Familienpolitik“ veröffentlicht worden.

Der Förderpreis „Christliche Sozialethik“ wird alle drei Jahre ausgeschrieben. Mit ihm sollen herausragende Forschungs-
arbeiten von Nachwuchswissenschaftlern und -wissenschaftlerinnen zur christlichen Sozialethik gewürdigt werden.
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Wertorientierte Personal-
führung und Organisations-
entwicklung
Masterstudiengang an der  Katholischen 
Universität Eichstätt-Ingolstadt

Ein viel zitiertes Sprachspiel, das ei-
ne zentrale Frage im Bereich der Per-
sonalführung benennt und gleichzei-
tig das spannungsreiche Neben- und/
oder Gegeneinander von Weltanschau-
ungen und Sachzwängen, von Kirche 
und Welt, von Verantwortung und 
Realitätsdruck thematisiert lautet: 
„Der Mensch ist Mittelpunkt! Oder: 
Der Mensch ist Mittel. Punkt!“ Darin 
steckt die unbewiesene Behauptung der 
grundsätzlichen Gegensätzlichkeit bzw. 
Unvereinbarkeit einer ökonomie- wie 
effi zienzorientierten Optik und einer an 
der Würde des Menschen orientierten 
Sicht der Dinge. Dass diese Gegensätz-
lichkeit bzw. Unvereinbarkeit nur eine 
scheinbare ist, das ist die gemeinsame 
Überzeugung derer, die den Masterstu-
diengang als Lehrende und als Lernen-
de mit Leben erfüllen. 

Nachhaltige Führungskompetenz 
in Personalführung auf der Grundla-
ge ethischer Verantwortung ist Gegen-
stand dieses Aufbaustudiums, dem es 
um Management by Ethics (MbE statt 
MbA) zu tun ist – ganz in dem Sinn, 
wie es der Titel des zum Start des Stu-
diengangs im Oktober 2005 erschiene-
nen Sammelbandes besagt: „Zwischen 
Gewissen und Gewinn. Werteorientier-
te Personalführung und Organisations-
entwicklung“ (Meier/Sill (Hg.), Regens-
burg). Entsprechend lautet denn auch 
eines der Grundprinzipien des Studi-
enganges: Wertschöpfung durch Wert-
schätzung.

Konzept

Im Kontext der gegenwärtigen globa-
len Legitimationskrisen der Unterneh-
men scheint es wesentlich zu sein, dass 
Unternehmen und Institutionen vor al-
len Dingen aus ihrer vielschichtigen 
Verantwortungsübernahme – ökono-

misch wie auch im Blick auf ihre Cor-
porate social responsibilitiy – wahr-
genommen werden. Enron, Worldcom 
und leider auch nicht wenige deutsche 
Firmen haben gezeigt, dass langfristi-
ger ökonomischer Erfolg ohne ethische 
Solidität keinen Bestand hat bzw. ge-
fährdet sein kann, und dies gilt auf der 
Ebene der gesellschaftlichen Rahmen-
ordnungen, der Unternehmensführung 
und der unmittelbaren Unternehmens-
leitung als gelingender Mitarbeiter-
führung. Angesagt ist ein E-Learning, 
nicht als neue IT-Offensive, sondern 
als Ethisches Lernen.

Mit dem Masterstudiengang bietet 
die Katholischen Universität Eichstätt-
Ingolstadt (Fakultät für Religionspäda-
gogik/Kirchliche Bildungsarbeit) als 
einzige Hochschule in Bayern einen 
entsprechenden akademischen Grad 
an, und zwar einen Master of Arts, der 
als „Master of ethical Management“ 
[MeM] vorrangig die ethische Dimen-
sion in den Fokus einer Führungskräf-
tebildung rückt. 

Angesichts dieses selbstgestellten 
Anspruchs ruht der Masterstudiengang 
auf drei Ausbildungssäulen:

Führungsqualifi kation als Fähigkeit • 
zur Refl exion und Anwendung von 
Führungs-Knowhow wie ethischem 
Führungs-Knowwhy im Bereich der 
Unternehmensführung.
Werteorientierung aus christlich-• 
ethischer Verantwortung, die sowohl 
dem sachorientierten Effi zienzpos-
tulat genügt wie auch dem Respekt 
vor Menschen als Personen Rech-
nung trägt und dies im Blick auf die 
unmittelbare Verantwortung gegen-
über MitarbeiterInnen, gegenüber 
dem Unternehmenswohl wie dem 
Gemeinwohl und gegenüber dem 
Erforderung der Nachhaltigkeit.
Kompetenztraining/Persönlich-• 
keitsentwicklung/Refl exionsschu-

lung für konkrete (Problem-)Kon-
texte im Arbeitsbereich „Ethisch 
Führen – Kommunizieren – Ent-
scheiden“, damit die ethische Füh-
rungsrefl exion als Führungskompe-
tenz auch geerdet in der realen Ar-
beitswelt greifen kann.

Die Intention dieses Master-Studien-
ganges ist demnach ein vom christli-
chen Menschenbild und seiner Ethik 
geprägtes, werteorientiertes Ausbil-
dungskonzept für Personalführung 
und Organisationsmanagement, das 
die AbsolventInnen (vorab) qualifi zie-
ren soll, mit einer refl ektierten hand-
lungsrelevanten Ethik verantwortlich 
zu führen. Die Durchdringung von 
Wert-, Menschen- und Effi zienzorien-
tierung im Bereich der Personalfüh-
rung stellt das inhaltliche Proprium 
des Studienganges dar. Die sinnvol-
le Verschränkung von werteorientier-
ter Refl exionskompetenz, nachhaltiger 
Handlungskompetenz sowie authen-
tischer Selbst- und Sozialkompetenz 
macht das methodische Proprium aus. 
Oder mit den Worten des einstigen AL-
LIANZ-Chefs Henning Schulte-Noelle 
formuliert: Der CEO hat sich – unbe-
dingt (!) – als „Chief Ethics Offi cer“ 
zu verstehen!

Zwei weitere Spezifi ka dieses Auf-
baustudiums:

Der Studiengang will ausdrücklich • 
auch Frauen ansprechen, die daran 
denken, demnächst eine Führungs-
aufgabe anzustreben. Dafür sind so-
wohl thematisch Gender-Fragen in 
das Curriculum des MeM integriert, 
wie auch ganz bewusst Frauen als 
Dozentinnen engagiert sind, die er-
folgreich Führungsverantwortung 
wahrnehmen. Organisatorisch be-
rücksichtigt der Studiengang selbst-
verständlich die Vereinbarkeit von 
Familie, Beruf und Studium.
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Ferner hat dieser Postdoc-Studien-• 
gang ein dezidiert interdisziplinäres 
Gepräge: fachliche Interdisziplina-
rität greift die notwendigen Diszi-
plinen der Ökonomie, der Psycho-
logie, der Pädagogik, der Soziolo-
gie sowie der philosophischen und 
theologischen Ethik auf. Struktu-
relle Interdisziplinarität paart die 
durch HochschullehrerInnen ver-
schiedener Universitäten gelehrte 
Führungstheorie mit der Fachkom-
petenz aus der Praxis kommender 
und für die Praxis lehrender Per-
sonen aus Wirtschaft und Verwal-
tung, die dort realiter Führungsver-
antwortung wahrnehmen.

Zielgruppen

Gedacht ist der MeM für alle künf-
tigen EntscheidungsträgerInnen, die 
Führungsverantwortung im mittleren 
und höheren Managements überneh-
men sollen bzw. wollen:

mittelständische Wirtschaft (Per-• 
sonalleiterInnen, Abteilungsleiter, 
AusbildungsleiterInnen) 
Personalverantwortliche aus Kon-• 
zernen für den Bereich Compliance
Schule und Schulverwaltung (Schul-• 
leiterInnen, Schulräte und Seminar-
leiter/innen, ReferatsleiterInnen in 
vorgeordneten Schulaufsichtsbe-
hörden)
Kirche und Kirchenverwaltung (Lei-• 
tungspersonal für Diözesen und im 
subdiözesanen Bereich, kirchliche 
SchulleiterInnen/Schulräte)
Non-Profi t-Unternehmen und NGO-• 
Bewegungen (AbteilungsleiterIn-
nen, LeiterInnen von Bildungsein-
richtungen, Entscheidungsträger im 
Medienbereich)

Dozenten

Erfolgreich wurde ein Drittel-Prinzip 
etabliert: Ein Drittel der DozentInnen 
wird von der Fakultät für Religions-
pädagogik/Kirchliche Bildungsarbeit 

gestellt. Deren Lehrveranstaltungen 
widmen sich vornehmlich den Themen-
bereichen „Grundwerte und Menschen-
bild“ sowie „Humanwissenschaftliche 
Grundlegung der Personalführung 
und Organisationsentwicklung“ . Ein 
zweites Drittel der DozentInnen rek-
rutiert sich aus benachbarten Fakul-
täten der KU Eichstätt-Ingolstadt und 
anderer Universitäten (München, Kas-
sel, Wien etc.). Das letzte Drittel der 
DozentInnen bilden jene Personen, die 
in einschlägigen Handlungsfeldern tä-
tig sind: Personalchefs, Unternehmens-
beraterInnen, Kommunikationstraine-
rInnen, ProjektmanagerInnen, leitende 
BeamtInnen aus Ministerien und wei-
tere Führungspersönlichkeiten, die als 
engagierte Lehrbeauftragte die Vernet-
zung von Theorie und Praxis in den 
Belangen und Bezügen guter Führung 
garantieren. 

Inhalte 

Der Zielsetzung des MeM dienen sechs 
Module, die jeweils einen eigenen 
Schwerpunkt verkörpern: 

Ethische Grundwerte und das christ-• 
liche Menschenbild
Humanwissenschaftliche Grundla-• 
gen ethischer Führung-
Organisationssoziologie und Orga-• 
nisationsentwicklung
Ökonomische und rechtliche Bedin-• 
gungen verantworteter Führung
Ethische Personal- und Organisa-• 
tionsentwicklung
Praktische Mitarbeiterführung und • 
Mitarbeiterentwicklung

Dabei stehen die Module eins und zwei 
für die Grundlegung einer werteori-
entierten Sicht guter Führung, die das 
durchlaufende Prinzip aller Module bil-
det und darum auch durchgängig zum 
Tragen kommen soll Die Module drei 
bis sechs stehen stärker für die Kom-
petenzaneignung im Bereich „Ethisches 
Führen – Leiten – Entscheiden“. Je nach 
Zusammensetzung der Gruppe der Stu-
dierenden werden die Inhalte zielgrup-

penspezifi sch dargeboten, d. h. zukünf-
tige SchulleiterInnen werden mit dem 
Dienst- und Personalvertretungsrecht 
vertraut gemacht, zukünftige Mitarbei-
terInnen in der Personalabteilung ei-
ner Firma mit dem Steuerrecht. Aber 
jeder/jede der Studierenden wird in die 
Kunst einer fairen Gesprächsführung 
eingeführt.

Lehr- und Lernformen

Neben den bewährten Formen akade-
mischen Lehrens und Lernens (Vor-
lesungen, Seminare, Übungen), die 
selbstverständlich im MeM ihren fes-
ten Platz haben, werden weitere For-
men eingesetzt, die den erwachsenen-
pädagogischen Anforderungen eines 
berufsbegleitenden Studiengangs voll 
und ganz genügen. So überprüfen bei-
spielsweise die MeM-Studierenden ihre 
theoretischen Kenntnisse anhand von 
Case-Studies, und projektorientiertes 
Lernen bestimmt nicht unerheblich 
die Lernwerkstatt der Wochenenden 
und Studienwochen. Das für Führung 
wichtige Thema „Teambildung“ wird 
durch erlebnispädagogisches Learning 
im eigentlichen Sinne begreifbar und 
erfahrbar gemacht, und die Aufga-
be guter Präsentation von wichtigen 
Themen kann in Kooperation mit dem 
Bayerischen Rundfunk dadurch einge-
übt werden, dass ein „Filmprojekt“ an-
geboten wird. Kleine Arbeitsgruppen 
erhalten die Gelegenheit, mit Unter-
stützung des Bayerischen Rundfunks 
einen Film für das Hochschulmagazin 
„Campus“ (Bayern ALPHA) zu drehen, 
der dann auch gesendet wird. 

Ein weiteres Proprium des MeM be-
steht in den in regelmäßigen Abstän-
den angebotenen „Kamingesprächen“, 
bei denen die Studierenden prominente 
Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Staat 
und Gesellschaft kennenlernen und in 
zwanglosen Gesprächen u. U. bereits 
ein erstes „Karriere-Networking“ be-
treiben können.

Ganz wesentlich lebt der bisheri-
ge Erfolg dieses etwas anderen „Füh-
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rungskräfte-Master“ aus der Pluralität 
der von den Studierenden eingebrach-
ten Erfahrungswelten. Vom Banker 
über den Benediktiner, vom Persona-
ler über den Pädagogen, vom Studien-
rat über den Steuerberater – eine le-
bendige Vielfalt von engagierten „high 

potentials“ lernt voneinander und mit-
einander.

Gerade dieser Erfahrungspluralität 
wurde von der ersten Absolvia als im bes-
ten Sinn des Wortes hilfreich für ihr Stu-
dienziel genannt, eine verantwortliche 
Führungspersönlichkeit zu werden.

Studienstruktur und die Studienvoraussetzungen

Dieser MeM ist ein nicht-konsekuti-
ver Aufbaustudiengang, der nach ab-
geschlossenem Hochschulstudium und 
vier Jahren Berufserfahrung aufge-
nommen werden kann. Als Studien-
voraussetzung gilt jeder Hoch- bzw. 
Fachhochschulschulabschluss. Ein 
Aufnahmegespräch regelt die Zulas-
sung zu den 25 vorhandenen Studi-
enplätzen, die geschlechterparitätisch 
vergeben werden.

Der Aufbaustudiengang kann in 
vier Semestern in Eichstätt absolviert 
werden; die Studienorganisation ist be-
rufsbegleitend angelegt. Durch die Mo-
dularisierung kann der MeM auch als 
Teilzeitstudium durchgeführt werden. 
Die Kosten belaufen sich auf € 3.950 
pro Studienjahr. Die zur Verfügung ge-
stellten Unterrichtsmaterialien sind da-
rin enthalten.

Abnehmer-Resonanz und Erfahrungen 
aus der ersten MeM-Absolvia

Der MeM hatte und hat eine gute Wahr-
nehmung in der bundesweiten Pres-
selandschaft. Erste „Marktanalysen“ 
haben bei den verschiedensten „Ab-
nehmer-Institutionen“ positive Re-
sonanzen hervorgerufen. Vielerorts 
wird ein sinnvoller Bedarf für dieses 
auf künftige Führungskräfte explizit 
zugeschnittene Master-Konzept gese-
hen. Neuerdings wird – auch und ge-
rade wegen der desaströsen Reputation 
des Managements – auf verschiedenen 
Ebenen an eine systematische Ethik-
Ausbildung für Führungspersonal ge-
dacht. Und es wird da und dort auch 
signalisiert, dass erfolgreiche Absol-
ventInnen des MeM durchaus mit einer 
aufstiegsrelevanten Würdigung rech-
nen dürfen, scheint doch das Feld ei-
nes „Ethic-Offi cer“ durchaus ein Be-
rufsbild zu sein, das Zukunft hat und 
Zukunft braucht, wollen Unternehmen 
ihre gesellschaftliche Akzeptanz nicht 
unnötig aufs Spiel setzen.

Die ersten AbsolventInnen des in-
zwischen zum zweiten Mal „ausgebuch-

ten“ MeM haben als Feedback eine ho-
he Zufriedenheit mit dem MeM angege-
ben, und tatsächlich konnten sich bei 
diesem/dieser und jenem/jener Teilneh-
merIn des ersten Durchgangs bereits er-
staunlich positive Karriereveränderun-
gen einstellen. Nach den vorliegenden 
ersten Ergebnissen der Systemevaluie-
rung über seine bisherige Laufzeit es kei-
ne Frage, dass der Masterstudiengang 
„Werteorientierte Personalführung und 
Organisationsentwicklung“ eine pass-
genaue Markttauglichkeit besitzt.

Informationen über den Bewer-
bungszeitraum für den nächsten Kurs 
des MeM werden bekanntgegeben auf 
der Webseite des MeM. Mit der Lei-
tung des MeM beauftragt sind die Pro-
fessoren Dr. Uto Meier und Dr. Bern-
hard Sill.

Tel.: 0 84 21/93–1250
Mail: mem@ku-eichstaett.de
Website: www.ku-eichstaett.de/mem

Uto Meier, Bernhard Sill

Neue Impulse, um Solidarität 
zu lernen
Fachtagung der Fachgruppe III 
der  Arbeitsgemeinschaft 
Katholisch- sozialer Bildungswerke), 
23.–24.02.2010 in Münster

Solidarische Handlungskompetenz zu 
fördern, ist ein wichtiges Ziel christ-
lich inspirierter (politischer) Bildungs-
arbeit. Auf der wissenschaftlichen ge-
sellschaftsethischen Ebene ist durch 
neuere Studien ein Refl exionsniveau 
entstanden, auf dem man den aktu-
ellen Herausforderungen gerecht wer-
den. Diskussionsbedarf besteht aller-
dings hinsichtlich der Verknüpfung der 
gesellschaftsethischen Grundlegungen 
mit der Kurspraxis. Die Frage ist, wie 
es gelingen kann, Werte wie Gerech-
tigkeit und Solidarität in lernförder-
liche Arrangements der ethisch-poli-
tischen Bildung umzusetzen. Es geht 
hier um didaktische Konzeptionen, die 
eine Synthese von gesellschaftsethi-
schen Werteaxiomen mit solidaritäts-
förderlichen Methoden vornehmen. In 
den letzten Jahrzehnten sind dazu in-
novative Lernarrangements und Re-
fl exionskontexte entwickelt worden. 
Diese Konzeptionen verbinden Werte-
orientierungen mit Gesellschaftsanaly-
sen, Handlungsstrategien und Metho-
den für die Bildungspraxis. Es lohnt, 
sie in der katholisch-sozial orientierten 
Bildungsarbeit zu diskutieren und auf 
ihre Transferfähigkeit in deren Praxis 
zu überprüfen.

Die Arbeitsgemeinschaft katho-
lisch-sozialer Bildungswerke in der 
Bundesrepublik Deutschland (AKSB) 
führt deshalb unter dem Titel „Neue 
Impulse, um Solidarität zu lernen“ 
vom 23.–24. Februar 2010 im Franz-
Hitze-Haus, Münster eine Fachtagung 
durch. Dabei werden die Konzeptionen 
Thérapie Sociale, Social Justice Educa-
tion, Gewaltfreie Kommunikation (nach 
Marshall B. Rosenberg) und das Com-
passion-Projekt präsentiert

Thérapie Sociale ist ein Aktions-• 
programm zur sozialen Kohäsion. 
Angst und Hass sind demnach die 
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eigentlichen Hindernisse auf dem 
Weg zu einer echten Demokratie, 
zu einer egalitären Kommunikati-
onsgemeinschaft. Für ein gelingen-
des gesellschaftliches Zusammen-
leben ist es wichtig, solche Stra-
tegien gegen Exklusionspraxen zu 
entwickeln, die auch die sozial-
psychologische Ebene mit einbe-
ziehen.
Der Fokus von Social Justice Educa-• 
tion ist die Vision einer Gesellschaft, 
in der alle Mitglieder an den gesell-
schaftlichen Ressourcen privilegi-
en- und diskriminierungsfrei par-
tizipieren können. Ausgehend von 
Analysen von Unterdrückungs- und 
Ausgrenzungsmechanismen werden 
in der Bildungspraxis Schritte für 
mehr Gerechtigkeit entwickelt. Da-
bei spielt die dialogische Methode 
eine entscheidende Rolle, die in ei-
nem wertorientierten und gleichbe-
rechtigten Kommunikationssetting 
besteht.
Marshall Rosenberg entwickelt Axi-• 
ome, Strategien und Methoden für 
eine gewaltfreie Kommunikation, 
die in unterschiedlichen gesell-
schaftlichen (Schulen, Gefängnis-
se) und politischen (Jugoslawien, 
Israel) Kontexten erfolgreich ein-
gesetzt wurde.
Das Compassion-Projekt ist ein Pro-• 
jekt sozialen Lernens. Sein Ziel ist 
die Entwicklung sozial verpfl ichte-
ter Haltungen wie Solidarität, Ko-
operation, Kommunikation und En-
gagement für Menschen, die aus 
welchen Gründen auch immer auf 
die Hilfe anderer Menschen ange-
wiesen sind. Pädagogischer Kern-
gedanke ist die Überzeugung, dass 
Sozialpraktika in Verbindung mit 
vor- und nachbereiteten ethischen 
Refl exionen langfristig zu verän-
derten Handlungsbereitschaften 
und Haltungen im Bereich des So-
zialen führen können.

Bernhard Eder

Theologische Fakultät Paderborn
Paul-Nordhues-Caritaspreisstiftung

Ausschreibung

Der Beirat der „Paul-Nordhues-Caritaspreisstiftung“ schreibt für den Zeitraum 2008–2011 folgendes Thema zur wissen-
schaftlichen Bearbeitung aus:

„Aktuelle Tendenzen der sozialen Ungleichheit 
als Herausforderung der Diakonie“

Die Arbeit kann je nach konkreter Themenformulierung folgende Inhalte zum Gegenstand haben:
•  Präsentation und kritische Bewertung der Ergebnisse der aktuellen Forschung zur „sozialen Ungleichheit“;
•  kritische Bewertung der theoretischen Konzepte „sozialer Ungleichheit“;
•  Entwicklungstendenzen bzw. Veränderungen in den Erscheinungsformen sozial prekärer Lagen wie auch in deren 

 Erleben durch die Betroffenen;
•  kritische Darstellung und Bewertung von Konzepten sozialer Gerechtigkeit;
•  theologische Kriterien für den Umgang mit sozialer Ungleichheit;
•  konzeptionelle Relevanz und Konsequenzen für die diakonische Praxis der Kirche.

Die Arbeiten, die zur Teilnahme an der Ausschreibung angefertigt werden, sollten mindestens 100 Seiten Umfang 
 haben. Der Preis ist mit 3.000 EUR dotiert.

Die Arbeiten sind ohne Namensnennung, mit einem Kennwort  versehen, in drei Exemplaren bis zum 30. April 2011 
 einzusenden an die

Theologische Fakultät Paderborn, Paul-Nordhues-Caritaspreisstiftung, Kamp 6, 33098 Paderborn

Name und Anschrift des Autors/der Autorin müssen in einem verschlossenen Umschlag beiliegen. Das gewählte Kenn-
wort der Arbeit ist auf dem Umschlag zu notieren.

Rückfragen sind zu richten an:
Prof. Dr. Herbert Haslinger Kamp 6, 33098 Paderborn Tel.: 05251/121-739; E-Mail: h.haslinger@theol-fakultaet-pb.de

Theologische Fakultät Paderborn
Paul-Nordhues-Caritaspreisstiftung

Ausschreibung

Der Beirat der „Paul-Nordhues-Caritaspreisstiftung“ schreibt für den Zeitraum 2009-2012 folgendes Thema zur wissen-
schaftlichen Bearbeitung aus:

„Diakonie als konstitutive Dimension des Glaubensvollzugs“
Die Arbeit kann je nach konkreter Themenformulierung folgende Inhalte zum Gegenstand haben:
• allgemeine und grundlegende Verständnisklärungen zu „Diakonie“;
• theologische Motive zur Begründung und Orientierung diakonischer Praxis;
• allgemeine religionstheoretische wie auch spezifisch christlich-theologische Klärungen zum Verständnis von „Glaube“;
•  Reflexionen zur normativen Begründung und praktischen Gestalt des Glaubensvollzugs in der alltäglichen individuel-

len wie sozialen Lebensführung;
• Aufweis des der Diakoniepraxis eigenen, genuinen Wesens als Glaubensvollzugs;
• konzeptionelle Relevanz und Konsequenzen für die diakonische Praxis der Kirche.

Die Arbeiten, die zur Teilnahme an der Ausschreibung angefertigt werden, sollten mindestens 100 Seiten Umfang haben. 
Der Preis ist mit 3.000 EUR dotiert.

Die Arbeiten sind ohne Namensnennung, mit einem Kennwort  versehen, in drei Exemplaren bis zum 30. April 2012 
 einzusenden an die

Theologische Fakultät Paderborn, Paul-Nordhues-Caritaspreisstiftung, Kamp 6, 33098 Paderborn

Name und Anschrift des Autors/der Autorin müssen in einem verschlossenen Umschlag beiliegen. Das gewählte Kennwort 
der Arbeit ist auf dem Umschlag zu notieren.

Rückfragen sind zu richten an:
Prof. Dr. Herbert Haslinger Kamp 6, 33098 Paderborn Tel.: 05251/121-739; E-Mail: h.haslinger@theol-fakultaet-pb.de

n
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Buchbesprechungen  Doppelwirkung 
gegen Folter

Florian Lamprecht, Darf der Staat foltern, 
um Leben zu retten? Folter im Rechts-
staat zwischen Recht und Moral, Pader-
born: Mentis 2009, 298 S., ISBN 978–3–
89785–566–3

Die heftigsten Debatten um den rechts-
staatlich zugelassenen Gebrauch von Fol-
termethoden sind in der breiten Öffent-
lichkeit mittlerweile wieder abgefl aut. 
Über den Fall „Daschner“ – die vor eini-
gen Jahren diskutierte Folterandrohung 
des Frankfurter Polizeivizepräsidenten an 
einen Kindsentführer – ist bereits etwas 
Gras gewachsen. Und auch die neue ame-
rikanische Obama-Administration mit ih-
rer offensichtlich gesetzeshörigeren Si-
cherheitspolitik trägt dazu bei, die Fra-
ge nach legitimer und legaler Folter für 
beantwortet zu halten. Aber wie bei ei-
ner großen Welle, die beim Verebben die 
Landschaft unter sich verändert zurück-
lässt, verhält es sich auch mit der Fol-
terdebatte: Im politischen Geschäft mag 
man zur Tagesordnung unter den bis-
lang geltenden Standards zurückgekehrt 
sein, der Streit um Terrorbekämpfung und 
Luftsicherheit, Ermittlungen im Entfüh-
rungsfall oder zum Umgang mit Terror-
verdächtigen hat dennoch Spuren hin-
terlassen. Seit einiger Zeit sind es nicht 
mehr vereinzelte, etwas abseits stehen-
de Apologeten eines „neuen Denkens“ 
zur Zielbestimmung staatlichen Han-
delns (Brugger, Herdegen), sondern ist 
es ein ganzer Strom staatsrechtlichen und 
rechtsphilosophischen Denkens, der bis-
lang gültige Selbstverständlichkeiten in 
Frage stellt. Solche Bodenverschiebungen 
sind zunächst noch nicht sehr wirkmäch-
tig, aber es gilt ihnen frühzeitig entge-
gen zu treten, so man darin eine Gefahr 
für die Koordinaten des Gemeinwesens 
erkennt. 

In diesem Kräftefeld bewegt sich die 
Publikation des Bamberger Theologen 
Florian Lamprecht, die zugleich dessen 
sozialethische Dissertation darstellt. Aus-
gangspunkt für Lamprecht ist die Fra-

ge, ob der Staat in Ausnahmesituationen 
grundsätzlich foltern darf, wenn dadurch 
eine erhebliche drohende Gefahr abge-
wendet wird. Dabei geht es ihm nicht um 
das Phänomen der Folter generell, son-
dern speziell um eine Folterpraxis unter 
rechtsstaatlichen Maßgaben. Die beiden 
Bezugsgrößen Recht und Moral bilden 
denn auch die Matrix der gesamten Ar-
gumentation. Sowohl das moralische wie 
auch das rechtliche Erwägen zur Folter-
frage müssten, so Lamprechts These, zum 
selben Ergebnis gelangen. Dies jedenfalls 
soll nachgewiesen und damit jene Erklä-
rungsvariante ausgeschlossen werden, 
die gerade im Auseinanderklaffen von 
rechtlicher und moralisch-ethischer Be-
wertung den Grund für die Unsicherhei-
ten mit der Frage nach der rechtsstaatli-
chen Zulässigkeit von Folter erkennt. 

Nach den einleitenden Darlegungen 
zur Aktualität der Fragestellung befasst 
sich der Autor im ersten systematischen 
Kapitel mit einer Verhältnisbestimmung 
von Recht und Moral (31–63). Entgegen 
einer Trennungs- und einer Identitätshy-
pothese werden beide Bereiche als zwar 
„unterschiedliche, aber aufeinander be-
zogene normative Ordnungen“ defi niert. 
Damit ist die Grundlage vorhanden um 
zu zeigen, dass ein rechtliches und ein 
moralisch-ethisches Urteil zur Folter in-
einander spielen können, und – wie der 
Autor meint – auch müssen. Im folgenden 
Hauptkapitel kommt das Recht zu Wort. 
Die völkerrechtliche, die polizei- und ver-
fassungsrechtliche sowie die strafrechtli-
che Dogmatik werden ausführlich refe-
riert (65–131). Das Ergebnis lautet, dass 
aus der inneren Logik der Rechtsordnun-
gen heraus kein Grund dafür gefunden 
werden kann, die absolute Geltung des 
Folterverbotes in Frage zu stellen. Im An-
schluss daran bildet die normativ-ethi-
sche Betrachtung den rahmenden Fokus 
der Arbeit (133–248). In deren Zentrum 
steht zunächst eine handlungstheore-

tische Auseinanderlegung des Folter-
geschehens. Vor allem mit den Katego-
rien der analytischen Handlungstheorie 
(Meggle, Poser, Runggaldier) beschreibt 
Lamprecht den Vorgang des Folterns als 
einen „komplexen, […] aufgrund der Di-
lemmastruktur gleichzeitig auch beson-
deren Gegenstand sittlicher Handlungs-
bewertung“ (247). Gängige Argumenta-
tionsweisen der Folterdebatte, wie etwa 
das deontologisch geprägte Menschen-
würdeargument, oder das konsequentia-
listisch ausgerichtete Dammbruchargu-
ment würden dieser Komplexität nicht 
gerecht, weil sie sich einseitig entweder 
auf den Handlungsentwurf (Menschen-
würdeargument) oder auf die Handlungs-
folgen (Dammbruchargument) berufen. 
Jeweils nicht gewürdigt werden könne 
somit die bei der Folter komplex vorlie-
gende Verschränkung der unterschied-
lichen Aspekte von Handlungsentwurf, 
Handlungsvollzug und Handlungsfolgen. 
In ethischer Hinsicht bedürfe es deshalb 
eines Konzeptes, das sowohl deontolo-
gische wie auch konsequentialistische 
Momente vereine. Lamprecht führt als 
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solches Instrument das bekannte Prinzip 
von der Doppelwirkung des Handelns an. 
Mit den vier Beurteilungskriterien dieses 
Prinzips könne das Instrument der „Ret-
tungsfolter“ als illegitim erwiesen wer-
den: Diese sei zwar keine von vornherein 
in sich schlechte Handlung (1), die mit der 
Folter verbundene Willensbrechung sei 
aber mehr als ein nur in Kauf genomme-
nes Mittel (2). Außerdem sei „Rettungs-
folter“ ein notwendiges schlechtes Mittel 
zu einem erst darüber zu erreichenden 
guten Zweck (3) und sei als unverhält-
nismäßig einzuschätzen (4). 

Lamprechts Buch trifft den Nerv einer 
Debatte und hat zum Ziel, deren blinde 
Flecken zu markieren. Die sozialethische 
Refl exion wird mit dem methodischen 
Anspruch eingeführt, nicht ein regionales 
Methodenfeld neben einer rechts- oder 
sozialwissenschaftlichen Betrachtung der 
Sache zu sein, sondern die umfassende 
Denkform zur Herausbildung einer Be-
urteilung, die über Fächer und Diszipli-
nen hinaus Bestand hat. Der Autor führt 
seinen Gedankengang zielstrebig voran; 
er legt in transparenter Weise die intel-
lektuellen Werkzeuge auf den Tisch, die er 
dafür benötigt. Wo er die Handlungstheo-
rie einführt, um ein aussagekräftiges Bild 
zur Komplexität des Foltergeschehens zu 
gewinnen, bleibt er auf Referenzen aus 
der analytischen Handlungstheorie be-
schränkt; man könnte sich hier auch 
Gesprächspartner aus Hermeneutik und 
Phänomenologie vorstellen, die anthro-
pologische Fragen und die Problematik 
personaler Identität einbringen und für 
die Klärung der Problematik fruchtbar 
machen. Der wichtigste Kritikpunkt be-
trifft aber die argumentative Architektur: 
Das Prinzip der Doppelwirkung wird auf 
eine Art und Weise eingeführt, die etwas 
mechanisch wirkt. Nachdem festgestellt 
ist, dass sowohl das Menschenwürdear-
gument wie auch das Dammbruchargu-
ment der Komplexität von rechtsstaatlich 
legitimierter Folter nicht gerecht werden, 
tritt unvermittelt und plötzlich die Denk-
fi gur der Doppelwirkung auf den Plan und 
scheint aus dem Dilemma zu befreien. 
Ohne dass ausführlich erläutert würde, 
weshalb nun genau dieses Prinzip aus der 

theologisch-ethischen Tradition ein für 
die gegenwärtige Diskussionslage ange-
messenes Instrument sein kann und et-
wa den diskursiven Strategien von Folter-
befürwortern wie Dieter Birnbacher oder 
Rainer Trapp den Zahn zieht, wirkt das 
„Durchspielen“ der vier Aspekte des Dop-
pelwirkungsprinzips recht schematisch. 

Ein zweiter Punkt betrifft die Aus-
gangsüberlegung des Buches, rechtliches 
und moralisches Nachdenken zur Folter 
nicht auseinander fallen zu lassen. Diese 
Baustelle wird am Ende der Argumenta-
tion nicht mehr eingeholt. Nachdem er-
wiesen ist, dass nur in der Verbindung von 
deontologischen und konsequentialisti-
schen Erwägungen in Gestalt des Prinzips 
der Doppelwirkung die Folterfrage richtig 
beantwortet werden kann, vermisst man 
den Blick zurück: Weshalb Recht und Mo-
ral bei der Folterfrage zum selben Schluss 
kommen, wäre doch mit dem Wesen oder 
Prinzip des freiheitlichen Rechts zu be-
gründen, das eben die unhintergehbare 
Freiheit der Person zum Kriterium erhebt. 
Vermag der von Lamprecht vorgeschlage-
ne „deontologische Konsequentialismus“ 
eine Antwort auch darauf zu geben, wes-
halb Recht und Moral unter den Prämis-
sen des freiheitlichen Rechtsstaates nicht 
allzu weit auseinander fallen (sollen)? Ist 
das Recht so etwas wie eine vorwegneh-

mende, geronnene Synthese aus deonto-
logischen und teleologischen Anteilen? 
Man wünscht sich den Brückenschlag, 
aber er bleibt leider aus. 

Das alles sind jedoch die weiterfüh-
renden Desiderate zu einem argumen-
tativen Weg, der generell als der richtig 
gewählte einleuchtet. Die Kehrseite der 
zwar wünschenswerten, aber nicht ein-
gelösten Optionen ist es, dass Absicht und 
Auslöser der Studie nicht aus dem Blick 
geraten. Für die manchmal etwas dür-
re Einbettung des argumentativen Gan-
ges wird man durch den fl üssigen und 
souveränen Umgang Lamprechts mit 
den von ihm durchschrittenen Denkfel-
dern in Rechtsphilosophie, Moraltheo-
rie und Soziologie entschädigt. Man ge-
winnt einen strategischen Überblick zu 
einer komplexen Debattenlage und ein 
Gefühl für die Schnittstellen zwischen 
Recht und Moral. In diesem Sinne ist das 
Buch ein zuverlässiger Kompass zur Frage 
nach dem Verhältnis von Rechtsstaatlich-
keit und Folterpraxis. Aus sozialethisch-
theologischer Refl exion heraus wird ein 
Diskussionsangebot an Recht und Poli-
tik formuliert, das aufgrund seiner in-
terdisziplinären Kompetenz und des kla-
ren Stils hohe Hürden für eine Rezeption 
vermeidet.

Daniel Bogner

  Feministisch christliche 
Sozialethik

Christian Spieß, Katja Winkler (Hg.): Fe-
ministische Ethik und christliche Sozial-
ethik, Münster: Lit 2008, 352 S., ISBN 
978–3–8258–1677–3

Das Interesse an feministisch-ethischen 
Anfragen und Modifi kationen klassischer 
Ethikentwürfe hat auf sozialethischer 
Seite zugenommen. Wohl nicht zuletzt 
aufgrund der Kongruenz christlicher und 
feministischer Motive im ethischen Kon-
text. Dieser Interessensschub lässt sich 
im Sammelband „Feministische Ethik und 
christliche Sozialethik“ mehrfach festma-
chen: an der bereits fundierten Rezep-
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tion feministisch-ethischer Theorien in 
Grundlagendebatten zu Gleichheit und 
Differenz, Gerechtigkeit und gutem Le-
ben sowie Privatheit und Öffentlichkeit; 
an der verstärkten Involvierung männli-
cher Autoren in den feministischen Dis-
kurs oder an der imposanten Fülle thema-
tisch weit verzweigter Schwerpunkte.

Dennoch ließe sich über die tatsäch-
liche Breitenwirkung einer feministisch 
inspirierten christlichen Sozialethik dis-
kutieren. Erstaunlicherweise wird die an-
dauernde Geschlechterblindheit mancher 
Sozialethikkreise jedoch weniger in den 
katholischen, als in den evangelischen 
Beiträgen bemängelt. Nach Uwe Ger-
bers Recherche evangelischer Quellen 
geschieht „die Rezeption und Diskussion 
bestenfalls in wenigen Einzelfällen, nicht 
aber als nachhaltige Aufnahme“ (39).

Umso mehr ist die Herausgabe dieses 
Bandes durch Christian Spieß und Katja 
Winkler von hoher Aktualität. Die beiden 
Münsteraner SozialethikerInnen können 
darin zeigen, dass feministisch-ethische 
Argumente „für die christliche Sozial-
ethik eine Bereicherung darstellen“ (7) 
und „für die gesamte Ethik weiterfüh-
renden und präzisierenden Charakter ha-
ben“ (12). Ihr lesenswertes und umfas-
sendes Vorwort bringt die Sinnhaftigkeit 
und Notwendigkeit einer christlich femi-
nistischen Sozialethik näher und schafft 
damit einen systematischen Rahmen für 
die im Sammelband aufgegriffenen Bei-
träge. Nicht erläutert wird die vorgenom-
mene Reihung der Beiträge, die sich auch 
aus der Inhaltsübersicht nicht erschlie-
ßen lässt. Den Beiträgen gemeinsam ist 
in jeder Hinsicht ihre hohe Qualität, die 
Wiedergabe des aktuellen Forschungs-
standes mit einer treffsicheren Litera-
turauswahl und ihre mehr oder weniger 
tiefgreifenden Modifi kationen liberalen 
Denkens.

Die Aufsätze der aus Österreich, 
Deutschland und der Schweiz stammen-
den EthikerInnen können bis auf den be-
reits erwähnten, überblicksartigeren Bei-
trag von Uwe Gerber, in zwei Kategorien 
eingeteilt werden. Einerseits in Aufsätze, 
die ethische Kernbegriffe feministisch-
systematisch rekapitulieren und meist ei-

ne eigene Theorieentwicklung aufweisen. 
Andererseits können Beiträge identifi -
ziert werden, die anhand eines Referenz-
autors/einer Referenzautorin dessen/de-
ren Beitrag für eine feministisch christ-
liche Sozialethik ausarbeiten. 

Als Beiträge einer feministisch-sys-
tematisierenden Kategorie erweisen sich 
Christa Schnabls Charakterisierung und 
Verhältnisbestimmung der für die Ethik 
und feministischen Bewegungen zentra-
len Leitkategorien der Gleichheit und Dif-
ferenz, Maria Katharina Mosers Vorschlag 
eines relational gedachten Autonomie-
verständnisses, Regina Ammicht Quinns 
Wiedergewinnung der Kategorie des Kör-
pers für die Ethik und Marianne Heim-
bach-Steins Plädoyer für eine gender-
sensitive kontextuelle Sozialethik. Auch 
Christa Schnabls zweiter Beitrag ist hier 
einzuordnen, der die oft als kontrahie-
rend dargestellten ethischen Schlüssel-
begriffe „Fürsorge“ und „Gerechtigkeit“ 
zu vermitteln versucht.

Zur autorInnengeleiteten Kategorie 
zähle ich den Beitrag von Arno Anzen-
bacher, der das Bild der Frau bei Thomas 
von Aquin untersucht. Mit Ethikkonzep-
ten jüngeren Datums wiederum setzen 
sich Axel Bohmeyer, Susanne Dungs und 
Christian Spieß in ihren Aufsätzen aus-
einander. Als für sozialethische Fragestel-
lungen relevant stufen Boh meyer die fe-

ministischen Bezüge von Axel Honneths 
Theorie der Anerkennung und Spieß die 
feministisch liberalistischen Anklänge in 
Martha Nussbaums Gerechtigkeitskon-
zeption ein. Auch Dungs gelingt in ihrer 
Würdigung der – noch vielfach wenig be-
kannten – Anerkennungstheorie Judith 
Butlers ein innovativer Beitrag. An dieser 
Stelle sei auch auf das von Dungs und von 
den HerausgeberInnen angeführte Desi-
derat einer Rezeption der Butler’schen 
Subjektkritik verwiesen, das m. E. zur wei-
teren Bearbeitung lohnen würde: Wäre 
eine christliche Sozialethik „ohne Sub-
jekt“ denkbar? Oder stößt hier die So-
zialethik tatsächlich an eine Rezeptions-
grenze?

Das Buch liefert reizvolle Denkansät-
ze, die vielleicht gerade rechtzeitig kom-
men, um eine gender-müde LeserInnen-
schaft neu aufzurütteln. Dabei kommt 
dem Band zugute, dass er nicht die Leier 
der armen ausgebeuteten Frau/en wie-
derholt, sondern durch die Verknüpfung 
von feministischer Ethik und christlicher 
Sozialethik neue Wege hin zu sozialer 
Gerechtigkeit für alle zeigt. Dass das 
kein einfaches Vorhaben darstellt, zeigt 
die Komplexität mancher Beiträge, die 
trotz klarem Aufbau denkerisch heraus-
fordernd bleiben.

Christine Gasser

 Ökonomische Moralkulturen

Michael Schramm: Ökonomische Mo-
ralkulturen. Die Ethik differenter Inte-
ressen und der plurale Kapitalismus, 
Metropolis 2008, 238 S., ISBN 978–3–
89518–640–0

Mit der moralökonomischen Theorie ist 
das so eine Sache: Öffnet sie für Ökono-
men bei einigem guten Willen eine weite 
Tür für die Fragen nach einem guten und 
gerechten Wirtschaften, so wenden sich 
Ethiker oft genug enttäuscht ab und be-
streiten schlicht die Hauptthese der Mo-
ralökonomik, die lautet, dass die Ökono-
mie nicht nur Gegenstand der Ethik ist, 

sondern selber etwas Genuines zur Mo-
raltheorie beizutragen hat. Die Debatte 
ist nicht einmal mehr aufgeregt und die 
Verfechter so wie die Gegner wiederholen 
mit Beharrlichkeit ihre Argumente.

Michael Schramm beschäftigt sich in 
seinem Buch „Ökonomische Moralkultu-
ren“ als Ethiker mit der Moralökonomik in 
einer Weise, die der Debatte neue Denk-
anstöße verleihen kann. Er geht von dem 
anregenden Gedanken aus, dass der Kapi-
talismus in durchaus verschiedenen For-
men vorkommt; wir erleben eine „Plura-
lität des globalen Kapitalismus“ (11) und 
die Pluralität ist moralkulturell bedingt. 
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Für die Erläuterung der konzeptio-
nellen Kernidee wird Max Webers Un-
terscheidung von Interessen und Welt-
bildern (Ideen) angeführt: Interessen, und 
es gibt immer eine Pluralität divergie-
render Interessen, treiben die Dinge vo-
ran. Ideelle Weltbilder hingegen fungie-
ren als Richtungsweiser für diesen Ablauf. 
Die „differenten Interessen“ stellen den 
eigentlichen Gegenstand der Ethik dar, 
womit sie „grundsätzlich“ zu einer „Ethik 
differenter Interessen“ (12) wird. Weltbil-
der, Schramms „Moralkulturen“, werden 
als Hintergrund dieser Interessen iden-
tifi ziert, die Interessen lenken und damit 
auch ökonomische Interessen (im weiten 
und engeren Sinne) beeinfl ussen: „Moral-
kulturen besitzen ökonomische Bedeu-
tung und prägen die Interessen ökono-
misch einschlägiger Akteure […] deut-
lich.“ (13) Die moralökonomische These 
bestätigend sind für Schramm „Moral-
kulturen […] notwendigerweise ökono-
mische Moralkulturen“, insofern das Öko-
nomische auf der Anwendungs- und auf 
der Begründungsebene ein „genuiner Be-
standteil“ des Ethischen ist; für Wieland 
ist zum Vergleich das Ethische ein genui-
ner Bestandteil des Ökonomischen.

Dieser Zusammenhang von ökonomi-
scher Moralkultur und einer Ethik diffe-
rente Interessen angesichts pluraler Ka-
pitalismusformen wird im Buch in zwölf 

Kapiteln entfaltet. Grob zu unterscheiden 
sind Kapitel, die einzelne Moralkulturen 
näher untersuchen und Kapitel, die die 
konzeptionellen Konsequenzen für die 
ethische und ökonomische Theorie un-
tersuchen. 

Die Abschnitte 2, 5, 7 und 10 prä-
sentieren und erläutern die Auswirkun-
gen der konfuzianischen, der islamischen, 
der amerikanischen zusammen mit der 
schwäbischen und der indischen Moral-
kulturen auf das Wirtschaften. Diese Ka-
pitel bestechen durch eine ebenso knappe 
wie interessante Darstellung dieser un-
terschiedlichen „belief systems“ und ihrer 
Auswirkungen auf das Wirtschaften. 

Die anderen Kapitel widmen sich da-
gegen ganz der theoretisch-konzeptio-
nellen Schärfung des wirtschaftsethi-
schen Ansatzes und fordern dem Leser/
der Leserin einiges an wirtschafts-, sozial-
wissenschaftlichen und philosophischen 
Vorkenntnissen ab, auch wenn die einge-
streuten (Fall)Beispiele die theoretischen 
Gedanken gut erläutern. Nach der empi-
rischen Bestätigung des Zusammenhangs 
von Moralkultur und wirtschaftlichem 
Handeln (Kap. 1) skizziert das dritte Kapi-
tel die Bedeutung moralischer Interessen 
(„Was die Dinge treibt“) und bringt damit 
die Suche nach einer tragfähigen Mo-
raltheorie differenter Interessen wesent-
lich voran. Kapitel vier entwirft für die 
Frage „Was wirklich geschieht“ eine fast 
schon spekulativ zu nennende „Ontolo-
gie moralökonomischer Transaktionen“, 
die natürlich ganz ohne traditionelle Me-
taphysik auskommt, aber mit den Refe-
renzen zu Niklas Luhmann (Systemthe-
orie) und Alfred North Whitehead (Pro-
zessphilosophie und Kosmologie) dafür 
Ersatzstücke anführt. Dies endet in der 
Darstellung von „ethischen Konsequen-
zen eines systemtheoretisch und gover-
nanceethisch konzipierten Models von 
Tm-Rhizomen“ (90); Tm-Rhizome sind ei-
ne Metapher für Netzwerke moralöko-
nomischer Transaktionen. Wer sich, wie 
der Rezensent, von solchen Formulierun-
gen herausgefordert fühlt, dem kann Er-
kenntnisgewinn versprochen werden. Für 
die restlichen konzeptionellen Kapitel, et-
wa zur „Theorie ökonomischer und mo-

ralischer Kosten“ (Kap. 6) oder zur „In-
tegration von ökonomischem und mo-
ralkulturellem Approach“ (Kap. 8) gilt in 
etwa das gleiche, wobei gerade das Ka-
pitel 8 zusammen mit Kapitel 3 und 11 
das Grundgerüst des Buches in theore-
tischer Hinsicht bildet. Kapitel 11 führt 
dabei die Elemente zu einer Ethik diffe-
renter Interessen zusammen und weist 
dem moralkulturellen Ansatz darin ei-
nen Platz auf einer Anwendungs- und 
Begründungsebene zu.

Bei allem Anregungsreichtum und 
theoretischer Energie vermisst der Re-
zensent eine nicht nur implizite sondern 
auch explizite Verknüpfung der aufei-
nanderfolgenden Kapitel, die den Leser 
durch den Gedankengang führt, den er-
reichten Stand resümiert und folgende 
notwendige Schritte andeutet. Hoch-
schullehrer und andere Dozenten wer-
den für wirtschaftsethische Lehrange-
bote aber sicher lohnendes Material in 
Schramms Monografi e fi nden können. 
Theologisches Material für eine christ-
liche Profi lierung oder Kritik einer mo-
ralökonomisch betriebenen Wirtschafts-
ethik wird nicht verarbeitet. Man kann 
das in einem Buch eines christlich-sozi-
alethischen Autors vermissen, auch wenn 
es für den wirtschaftswissenschaftlichen 
Markt geschrieben wurde. Die Öffnung 
des wirtschaftsethischen Diskurses für 
„kulturelle“ Fragen und „Identitätsse-
mantiken“ allein weiter geführt zu ha-
ben, ist aber ein Verdienst, das in christ-
lich-sozialethischer Perspektive gewür-
digt werden kann.

Alexander Filipović
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Weniger  fragwürdige 
 Theorien – mehr Mut 
zur Wirklichkeit!
Zum Beitrag: „Mehr Mut zum Markt!“ 
von Stephan Paul in Heft 3/2009

Mit Verwunderung, ja Unverständnis 
habe ich den Artikel des Bankwissen-
schaftlers Stephan Paul in der letzten 
Ausgabe von Amosinternational gele-
sen. Aufgehängt an einigen Zitaten der 
Sozialenzyklika „Caritas in Veritate“ 
propagiert Paul hier sein marktfunda-
mentalistisches und neoliberales Welt-
bild, als hätte es die Finanzmarktkri-
se nie gegeben. Völlig unbeeindruckt 
von der Realität und zahlreichen durch 
die Krise zumindest fragwürdig gewor-
denen volkswirtschaftlichen Theorien, 
verspricht Paul als Lösung der Probleme 
den weiteren Abbau der Regulierung 
im Finanzsektor. Solch eine Meinung 
unkommentiert im Raum stehen zu las-
sen, kann nicht Ansinnen einer sozial-
ethischen Fachzeitschrift sein.

Was sind die Ursachen für die Fi-
nanzmarktkrise? Neben der Preisblase 
auf dem amerikanischen Immobilien-
markt wurde die Krise durch die ver-
hängnisvolle Annahme verstärkt, dass 
Märkte sich selbst regulieren können 
und dann am Besten funktionieren, 
wenn sich der Staat aus den Markt-
prozessen heraushält. Jahrzehntelang 
wurden insbesondere in den USA und 
in England die Finanzmärkte deregu-
liert und politisch wurde immer wie-
der eine weltweite Aufsicht über die 
Finanzmärkte verhindert.

Nach dem Platzen der Immobilien-
preisblase in den USA ab 2007 konn-
te das weltweite Finanzsystem entge-
gen aller Erwartungen die zunehmen-
den Kreditausfälle und die Insolvenz 
von Lehmann Brothers im September 
2008 nicht verkraften. Nur durch die 
Rettungsschirme der Staaten und den 
Einsatz von unvorstellbar hohen Geld-
summen ist das Finanzsystem vor dem 
totalen Kollaps gerettet worden. 

Der Marktfundamentalismus als 
solcher ist gescheitert und ein refl ek-
tierter Volkswirt würde sich dadurch 

auszeichnen, dass er die Realität zur 
Kenntnis nimmt und die durch die Krise 
in Frage gestellten traditionellen öko-
nomischen Theorien kritisch hinter-
fragt und weiterentwickelt. Nicht so 
jedochStephan Paul. Er präsentiert in 
seinem Aufsatz weitestgehend unkri-
tisch längst überholte Theorien. Hier-
zu zwei Beispiele:

„Ungute“ Finanzspekulation

Jeder, der in den letzten Jahren mit of-
fenen Augen das Geschehen auf den 
Finanzmärkten beobachtet hat, konn-
te feststellen, dass das große Ausein-
anderdriften von Realwirtschaft und 
Finanzwirtschaft maßgeblich von den 
kurzfristigen Spekulationsinteressen 
der Finanzindustrie getrieben wurde. 
Insbesondere auf den Agrarmärkten 
konnte im letzten Jahr beobachtet wer-
den, wie durch den massiven Zustrom 
von Geldern der Finanzinvestoren sich 
die Preise von Lebensmittel deutlich er-
höhten und dies zu wachsendem Hun-
ger in der Welt beigetragen hat.

Diese negativen Wirkungen von 
„Finanzspekulationen“ hatte der Papst 
beim Abfassen seiner Sozialenzyklika 
sicherlich im Blick. Die positive Sicht 
der Spekulation von Paul gilt nur unter 
sehr eingeschränkten Marktbedingun-
gen, die in der Realität nicht vorhanden 
sind. So hat Spekulation insbesondere 
beim Auftreten von Herdenverhalten 
an den Finanzmärkten spürbar nega-
tive Auswirkungen.

„Einseitigkeit“ des 
 Shareholder-Value-Denkens?

Äußerst poitiert benennt die Sozialen-
zyklika dieses Problem. Der Papst sieht 
große Gefahren, wenn „… das Unter-

nehmen fast ausschließlich gegenüber 
den Investoren verantwortlich ist …“ Der 
Papst spricht sich klar für einen Sta-
keholder-Ansatz aus, der nicht neu ist 
und die langjährige Tradition der ka-
tholischen Soziallehre geprägt hat. Dies 
wird wiederum von Paul kritisiert, da der 
Papst seiner Meinung nach die Litera-
tur nicht zur Kenntnis genommen hat.

Paul schreibt: „In der fundierten öko-
nomischen Literatur wird das Sharehol-
der-Value-Konzept aber stets als nach-
haltige Mehrung … in langfristiger Per-
spektive interpretiert.“ In der Literatur 
mag dies so sein, in der Realität sieht 
die Sachlage aber häufi g anders aus. 
Die langfristige Unternehmensperspek-
tive wird dem kurzfristigen Gewinn-
streben vielfach vollständig unterge-
ordnet. Man muss schon in den letzten 
Jahren fast blind durch die Welt gegan-
gen sein, um nicht mitzubekommen, 
in wie z. B. Hedge-Fonds und Private-
Equity-Gesellschaften viele Unterneh-
men für eine hohe Rendite ruiniert ha-
ben. Leidtragende dieser Entwicklun-
gen waren in aller Regel die einfachen 
Mitarbeiter, während das Verantwortli-
chen meist ihre Schäfchen ins Trocke-
ne gebracht haben.

Der Papst hat bei seiner Enzyklika 
diese Auswüchse des so genannten Ka-
sinokapitalismus im Blick. Mit seinen 
83 Jahren hat er einen sehr offenen 
Blick für die Probleme der Wirtschaft 
und bietet den Marktfundamentalis-
ten damit die Stirn. Für mich zeigen 
die Ausführungen Pauls, dass die radi-
kalen Marktbefürworter aus der Krise 
nichts gelernt haben. Wie vieler Krisen 
bedarf es also noch, damit sie endlich 
von ihrem Glauben an die Allmacht 
der Märkte ablassen?

Richard Böger
Vorstandsvorsitzender der Bank für 

Kirche und Caritas eG, Paderborn 
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Ingeborg Gabriel: Transformations. Eu-
rope Twenty Years after the Turn around

In her introductory essay Ingeborg 
Gabriel takes a full circle from the ear-
ly history of the 1989 revolutions to the 
results of material poverty and cultur-
al alienation still not being abolished to 
this day. Despite the liberation from the 
nightmare of dictatorship the transfor-
mations of the last decades have not 
brought a better life for the majority of 
the people in Eastern and Middle Europe. 
The author therefore pleads for more ef-
forts towards social balance, but also for 
an increasing cultural bridgeingof the 
mental aftermath of communism. Part 
of this will be the support for a differ-
entiated process of public memory in 
the countries in question, which leaves 
enough room for good and bad experi-
ences in the memory of events, and which 
initiates processes of reconciliation with 
one’s own past. Such a sincere coming to 
terms with the past is a challenge most 
of all for the Christian Churches.

Thomas Hoppe: Necessity and Diffi culty 
of Authentic Recollection. Dealing with 
our Most Recent Past

Twenty years after the fall of the 
wall, seventy years after the beginning 
of World War II the question of how one 
can do justice to these events and their 
results in the both the individual and the 
collective memories is again the topic 
of political dissent. There is the partic-
ular risk that different, mutually exclu-
sive narratives contribute to the relativ-
ization of essential political and moral 
issues. It is important, however, to keep 
these in an adaequate manner of collec-
tive recollection. Moreover, the memory 
discourse points towards the task to alle-
viate the situation of those who suffered 
from the injustice of systems to this day, 
and most of all to actively incorporate it 
into the joint, authentic recollection. Fi-

nally there is the question how and within 
what  limits talking about reconciliation 
is possible and sensible in view of the co-
pious crimes and their effects.

Miklós Tomka: Ecclesiastical Renais-
sance after the Fall of Communism. 
Religiousness and the Societal Role of 
a Changing Church 

Dates and Commentaries on reli-
gious change in Eastern Middle Europe 
are contradictory. The author proves 
and explains the inconsistent religious 
breakup, which also often develops out-
side of the Churches. This breakup can 
only understood within the context of a 
more comprehensive social change, even 
more so, since the role and characteris-
tics of religion and church is necessarily 
bound to change. The renewal consists 
not so much a of numeric growth but 
rather of a vitalization of the religious 
sysem and of an increase of its functions 
in the whole of society.

Stefan Kube: Between European Inte-
gration and Euro-Sceptical Populism. 
Political Developments in Eastern Mid-
dle and Southeastern Europe

Over the last years populist politicians 
and parties have scored  electoral suc-
cesses in the Eastern Middle and South-
eastern countries, often shortly after 
their entering into the EU, which led to 
irritations and uncertainties in the old 
EU countries. Populist parties owe their 
rise not only to their often euro-scepti-
cal rhetoric but to the unfulfi lled hopes 
the people had set in the transforma-
tion process. The countries of the “West-
ern Balcans”,who not yet belong to the 
EU, have – on the other hand – made 
progress on their way towards an ap-
proach to the EU.

János Mátyás Kovács: Eastern Resent-
ment – Western Indifference. Solidarity 
Discourses in the European Union

In the following article different soli-
darity discourses in the Eastern and the 
Western countries of Europe are being 
contrasted. The term and culture of soli-
darity prove fundamentally different. Ac-
cordingly, mutual distrust is still great. If 
it comes to the balance of give and take, 
of winners and losers, diverging historical 
and moral accounts are presented. There 
is no consensus on the questions of a fu-
ture European distributive justice and the 
best premises for the catching up of the 
post-communist countries. Are the ef-
forts for common ideas of a transnational 
solidarity in Europa back to zero?
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Résumés

Ingeborg Gabriel: Transformations. L’Eu-
rope vingt ans après …

Dans cet article introductif,  Ingeborg 
Gabriel propose un panorama historique 
depuis les prémices très variées des révo-
lutions de 1989 jusqu’aux conséquences 
sociales que celles-ci ont entraînées et 
qui ne sont toujours pas maîtrisées, no-
tamment la pauvreté matérielle et l’alié-
nation culturelle. Malgré la libération du 
cauchemar de la dictature, les transfor-
mations des décennies passées n’ont pas 
amélioré la vie de la plupart des hommes 
en Europe centrale et orientale. L’auteur 
plaide pour un renforcement de l’en-
gagement contre les inégalités sociales 
et aussi pour un renforcement des pas-
serelles culturelles afi n de maîtriser les 
conséquences intellectuelles du commu-
nisme. Cela implique de soutenir, dans 
les différents pays concernés, un débat 
de mémoire nuancé qui, dans la mémoi-
re, assure une place aux bonnes comme 
aux mauvaises expériences et qui aide-
ra à initier des processus de réconcilia-
tion avec le passé de chacun. Pour les 
églises chrétiennes, elles aussi, une telle 
réfl exion sérieuse sur le passé serait une 
exigence.

Thomas Hoppe: Nécessité et diffi cul-
té d’une mémoire authentique. A pro-
pos des attitudes face au poids du pas-
sé récent

Vingt ans après la chute du mur et 
soixante dix ans après le commencement 
de la deuxième guerre mondiale, com-
ment répondre de façon appropriée, à 
ces évènements et leurs conséquences 
dans la mémoire individuelle et collec-
tive? Cette question fait à nouveau l’ob-
jet de débats politiques. Est souligné le 
danger, que les différents récits qui ont 
tendance à se contredire, contribuent à 
relativiser l’essentiel des contenus et mo-
raux. Mais il faut bien préserver ceux-ci 
en trouvant des formes d’une mémoire 
collective adéquate. De plus, le travail 
de mémoire renvoie à la tâche de soula-
ger la situation de ceux qui, jusqu’à ce 
jour, souffrent des conséquences des in-
justices subies par le système, et surtout 
de les associer à la recherche d’une mé-

moire collective authentique. Face à des 
crimes massifs et aux conséquences qu’ils 
ont eues, se pose fi nalement la question 
de savoir, comment et dans quelles li-
mites il est possible et pertinent de par-
ler de réconciliation.

Miklós Tomka: Renaissance ecclésiale 
après la chute du communisme? La re-
ligiosité et le rôle social de l’Eglise en 
mutation

Les données et les commentaires re-
latifs au changement dans l’Europe cen-
trale et orientale sont contradictoires. 
L’auteur explique et démontre le renou-
veau religieux hétérogène qui, souvent se 
déroule en dehors de l’Eglise. Ce renou-
veau ne peut être compris que dans le 
contexte du changement social général, 
d’autant plus que le rôle et la manifesta-
tion de la religion et de l’Eglise s’y trans-
forment nécessairement. Ce renouvelle-
ment consiste moins en une augmenta-
tion numérique qu’en une renaissance 
du système religieux et de ses fonctions 
dans l’ensemble de la société. 

Stefan Kube: Entre intégration euro-
péenne et populisme euro-sceptique. 
Evolutions politiques dans l’Europe du 
Centre, de l’Est et du Sud-Est

Au cours des années passées, dans les 
pays de l’Europe du Centre, de l’Est et du 
Sud-Est, des dirigeants et des partis poli-
tiques populistes ont souvent engrangé 
des succès électoraux - juste après l’ad-
hésion de leurs pays à l’UE. Ceci a pro-
voqué des irritations et des inquiétudes 
dans les vieux pays membres de l’UE. Les 
partis populistes ne doivent leur montée 
qu’en partie à leur rhétorique euro-scep-
tique, fréquemment utilisée, ils la doivent 
plutôt au fait que les espoirs mis dans le 
processus de transformation par les po-
pulations, ont été déçus. Par contre, les 
pays des « Balkans occidentaux », qui ne 
sont pas encore membres de l’UE, se sont 
nettement rapprochés à celle-ci au cours 
des dernières années.

János Mátyás Kovács: Ressentiment à 
l’Est – Indifférence à l’Ouest. Les dé-
bats sur la solidarité dans l’Union Euro-
péenne

L’article suivant confronte les diffé-
rentes visions de la solidarité dans les pays 
de l’Europe de l’Est et de l’Ouest. Celles-
ci révèlent des conceptions et des cultu-
res de solidarité fondamentalement dif-
férentes. Ce à quoi correspond une mé-
fi ance réciproque toujours grande. Quand 
il s’agit de faire la balance entre donner et 
recevoir, entre gagner et perdre, on pré-
sente des comptes historiques et moraux 
bien différents. Il n’y a aucune entente ni 
sur les questions de justice distributive 
qui vont se poser au plan européen, ni sur 
les conditions permettant aux pays post-
communistes de rattraper leur retard. Les 
efforts pour parvenir à une vision com-
mune d’une solidarité transnationale en 
Europe sont-ils réduits à zéro?
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